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Regierungsbank:

T o r s t e n A l b i g , Ministerpräsident

D r . R o b e r t H a b e c k , Minister für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
und Erster Stellvertreter des Ministerpräsidenten

A n k e S p o o r e n d o n k , Ministerin für Justiz, Kul-
tur und Europa und Zweite Stellvertreterin des Mi-
nisterpräsidenten

D r . W a l t r a u d W e n d e , Ministerin für Bildung
und Wissenschaft

M o n i k a H e i n o l d , Finanzministerin

R e i n h a r d M e y e r , Minister für Wirtschaft, Ar-
beit, Verkehr und Technologie

K r i s t i n A l h e i t , Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Familie und Gleichstellung

* * * *

Beginn: 10:03 Uhr

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren! Ich wünsche Ihnen
einen schönen Morgen und eröffne unsere Sitzung
am heutigen Donnerstag. Erkrankt ist Frau Abge-
ordnete Angelika Beer von den PIRATEN. Wir
wünschen ihr gute Besserung.

(Beifall)

Wegen dienstlicher Verpflichtungen auf Bundes-
ebene ist Herr Minister Breitner beurlaubt. Herr
Minister Dr. Habeck ist heute ab 13 Uhr beurlaubt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 32 auf:

Missbilligung der Äußerungen der Bildungsmi-
nisterin des Landes Schleswig-Holstein, Profes-
sorin Dr. Waltraud Wende

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/1763

Wird das Wort zur Begründung gewünscht?

(Unruhe)

- Meine Damen und Herren, ich weise darauf hin,
dass ich die Sitzung bereits eröffnet hatte. Falls es
noch Bedarf gibt, sich zu unterhalten, dann würde
ich darauf drängen, dass dies außerhalb des Plenar-
saals geschieht. - Vielen Dank. - Das Wort zur Be-
gründung wird offensichtlich nicht gewünscht. Ich
eröffne die Aussprache. Für die CDU-Fraktion hat
Frau Abgeordnete Heike Franzen das Wort.

(Beifall CDU und FDP)

Heike Franzen [CDU]:

Vielen Dank für die Vorschusslorbeeren. - Herr
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich zitiere unsere Ministerin für Bildung und
Wissenschaft:

„Die Sonderschule, auch wenn sie euphemi-
stisch als Förderzentrum bezeichnet wird, re-
duziert Teilhabechancen. Sie - die Sonder-
schulen beziehungsweise die Förderzentren -
gelten in der öffentlichen wie in der wissen-
schaftlichen Diskussion als Einrichtungen
mit kränkelnden, belastenden, beschämen-
den, erniedrigenden Wirkungen, mit Stigma-
tisierungen.“

Frau Ministerin, Sie haben in den vergangenen Ta-
gen versucht, diese Aussagen als Missverständnis
abzutun. Dabei ist das eine ganz klare Aussage ge-
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wesen, die Sie sich zu eigen gemacht haben. Was
Sie damit angerichtet haben, zeigen die vielen Re-
aktionen von Lehrkräften und Eltern sowie Schüle-
rinnen und Schülern. Alle waren entsetzt darüber,
wie Sie unsere Förderzentren und die dort arbei-
tenden Mitarbeiter diffamiert haben.

(Beifall CDU und FDP)

Diese ganze Empörung ist an Ihnen abgeprallt. Bis
heute gab es kein Wort der Entschuldigung oder
des Bedauerns. Die Eltern der Kinder und die Lehr-
kräfte merken im Übrigen auch an Ihrem Handeln,
dass diese Thesen Ihre Meinung sind. Sie bestim-
men Ihre Politik. Ihr Versuch, sich jetzt auf die an-
geblichen Debatten in der Wissenschaft und in der
Öffentlichkeit zurückzuziehen, ist nichts als reine
Ausflucht. Frau Wende, die Menschen, für die Sie
Verantwortung tragen, glauben Ihnen nicht mehr.
Sie haben Ihre Glaubwürdigkeit verspielt.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Frau Ministerin, Ihre Worte haben Lehrkräfte, Er-
zieherinnen und Erzieher, Eltern und Kinder ge-
kränkt, belastet, beschämt, erniedrigt und stigmati-
siert. Frau Ministerin, es ist nicht das erste Mal,
dass Sie Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
vor das Schienbein treten: Den Gymnasien halten
Sie vor, dass die Integrationsquote von 0,2 % be-
schämend sei. Bereits zu Beginn Ihrer Amtszeit ha-
ben Sie von den Lehrkräften gefordert, in den Feri-
en doch bitte die Klassenzimmer zu streichen. Auch
die gestrige Debatte um die Lehrerbildung und den
Umgang mit den Universitäten hat deutlich ge-
macht, dass Sie mit den Menschen hier im Land
nicht umgehen können. Frau Ministerin, offensicht-
lich fehlt Ihnen jegliches Verantwortungsbewusst-
sein einer Ministerin für die Menschen, die für sie
arbeiten.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Dienstherrin
und Dienstherr haben jeder Minister und jede Mini-
sterin den Anspruch auf die Loyalität seiner und ih-
rer Mitarbeiter. Auf der anderen Seite tragen Sie
aber auch die Fürsorgepflicht für Ihre Mitarbeiter.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Wie bereits in der Vergangenheit ist die Bildungs-
ministerin dieser Fürsorgepflicht nicht nachgekom-
men. Sie hat mit ihren Äußerungen in der letzten
Landtagstagung diese Fürsorgepflicht missachtet.
Das kann und darf dieses Haus nicht mittragen. Wir

alle hier tragen die Verantwortung für unsere Be-
amtinnen und Beamten, für die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im öffentlichen Dienst in diesem
Land. Sie haben einen Anspruch auf die Fürsorge
ihrer Dienstherren. Daher ist das Verhalten der ver-
antwortlichen Ministerin hier zu missbilligen.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Selbst Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von den
Regierungsfraktionen, wissen offensichtlich, dass
die Äußerungen der Bildungsministerin kein
Missverständnis sind. Sie trauen ihr selbst nicht
über den Weg. Anders ist Ihr Resolutionsantrag
zum Erhalt der Förderzentren nicht zu erklären.

(Beifall CDU und FDP)

Anders als die Ministerin loben und befürworten
Sie die Arbeit der Förderzentren ausdrücklich. Das
kann aber kein Ersatz für die Entschuldigung der
Ministerin sein.

(Beifall CDU und FDP)

Frau Wende, Sie bewegen sich in unserer Bildungs-
landschaft wie ein Elefant im Porzellanladen. Es
gibt kaum eine Gruppe, die Sie nicht schon vor den
Kopf gestoßen haben. Das gehört scheinbar zu Ih-
ren zitierten bildungspolitischen Vorlieben.

Der Kollege Habersaat hat gestern gesagt, dass Ihre
politischen Vorlieben auch die bildungspolitischen
Ziele dieser Koalition seien. Heute kann dieses
Haus deutlich machen, dass das Herabsetzen der
Arbeit von Landesbeamten nicht das Ziel des Lan-
des Schleswig-Holstein ist.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich
einen letzten Satz sagen: Herr Ministerpräsident,
ich bin sehr gespannt, ob Sie auch heute am Ende
der Debatte an das Rednerpult gehen, um sich
schützend vor Ihre Ministerin zu stellen.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das hat Sie geär-
gert, nicht? - Zuruf Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Gestern haben Sie die Verantwortung für die Ände-
rung des Lehrkräftebildungsgesetzes übernommen.
Vielleicht übernehmen Sie heute auch die Verant-
wortung für die Rede Ihrer Ministerin. - Herzlichen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und FDP)
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Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat der Abgeordne-
te Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der
Tat hätten wir vielleicht die Resolution zum Thema
Förderzentren und diesen Tagesordnungspunkt
gemeinsam debattieren können; denn beide Tages-
ordnungspunkte sind der Versuch von CDU bezie-
hungsweise FDP, aus der vergangenen Landtagsde-
batte Profit zu schlagen und durch die Herausnah-
me von Zitaten aus ihrem Kontext Panik zu schü-
ren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Lachen FDP)

Ich muss Ihnen sagen: Ich missbillige Ihre Versu-
che, dies derart zu versuchen.

Wir haben am 20. März 2014 über einen Antrag der
CDU debattiert, der sich zur Inklusion an unseren
Schulen bekannt und gleichzeitig gefordert hat, die-
ses Ziel, zu dem man sich bekennt, nicht so schnell
anzugehen. In ihrem Redebeitrag hat sich Frau Mi-
nisterin Wende zur Inklusion bekannt. Sie hat in
dieser Rede darauf hingewiesen, dass die Behinder-
tenrechtskonvention inzwischen deutsches Recht
geworden sei, das für alle Ebenen des Staates und
der Gesellschaft Gültigkeit habe. Ferner hat sie sich
dazu bekannt, dass es auch künftig in Schleswig-
Holstein Förderzentren geben wird und geben
muss, weil davon auszugehen sei, dass 10 % bis
20 % der Schülerinnen und Schüler mit Förderbe-
darf im inklusiven Unterricht eben nicht die best-
mögliche Förderung erhalten können.

Wenn man einen Schritt weiter denkt, dann kommt
man darauf, dass sie gesagt hat, dass die bestmögli-
che Förderung für diese Schülerinnen und Schüler
in Förderzentren stattfinden wird.

(Zuruf Volker Dornquast [CDU])

Dann hat sie gesagt - Herr Dornquast, ich freue
mich über Ihr Interesse am Thema -,

(Beifall und Heiterkeit SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

dass ein junger Mensch, der mit dem Abschluss ei-
ner Förderschule startet, am Arbeitsmarkt
schlechte Chancen habe, und dass dieser Mensch in
der Öffentlichkeit mit Kränkungen und Beschä-
mungen rechnen müsse. Wo ist da der Skandal?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Weil das falsch
ist!)

Wenn alles gut wäre, wenn an dieser Gesellschaft
nichts zu ändern wäre, warum müssten wir dann
überhaupt über Inklusion debattieren?

Frau Wende hat mit keinem Wort gesagt, dass die
Förderzentren eine schlechte Arbeit leisten. Sie hat
mit keinem Wort Vorwürfe gegen die Lehrerinnen
und Lehrer, gegen die Erzieherinnen und Erzieher,
gegen die Schulbegleiterinnen und Schulbegleiter
oder gegen sonst jemanden erhoben, der an einem
Förderzentrum tätig ist. Wenn sie das so sehen wür-
de - das ist jetzt ein bisschen intellektuell, aber es
geht an dieser Stelle leider nicht anders -,

(Zuruf FDP: Oh!)

könnte sie sich ja nicht in der gleichen Rede dafür
einsetzen, dass für 10 % bis 20 % der Schülerinnen
und Schüler genau diese Einrichtungen erhalten
bleiben sollen.

In den vergangenen Wochen sind einige Sätze zi-
tiert und aus dem Argumentationszusammenhang
herausgerissen worden. Da die meisten Menschen
nicht die Sitzungen des Schleswig-Holsteinischen
Landtags online oder persönlich von der Tribüne
aus verfolgen, sondern auf die Berichterstattung
in den Medien angewiesen sind, gab es seitens vie-
ler Lehrkräfte und auch seitens vieler Eltern von
Kindern mit Förderbedarf zum Teil scharfe Kritik
an der Ministerin und offensichtlich - das räumen
wir durchaus ein - Erklärungsbedarf.

Es war deshalb richtig, dass Frau Wende in den
vergangenen Tagen das Gespräch gesucht und auch
in Briefen ihre Position zur Inklusion und zur Ar-
beit der Förderzentren in der nötigen Differenziert-
heit dargestellt hat. Differenziertheit ist aber nicht
das, was die Kolleginnen und Kollegen der Opposi-
tion auszeichnet.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das stimmt!)

Sie hatten nun wirklich Zugang zur ganzen Rede
der Ministerin, ziehen aber in Ihrem Antrag zwei
Sätze aus dem Kontext heraus und beantragen, dass
wir Demütigungsrituale mit Missbilligungserklä-
rungen und Entschuldigungsaufforderungen be-
schließen. Deren Sinn sind - aus Ihrer Sicht - Show-
effekte, aber eben nicht die von Ihnen geforderte
„gebotene Sachlichkeit“.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Sie können ja spaßeshalber einmal versuchen, diese
Maßstäbe an sich selbst anzulegen. Wenn Sie sich
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jedes Mal für Formulierungen nachträglich ent-
schuldigen sollen, die missverständlich oder unsen-
sibel waren, besonders dann, wenn sie aus dem Ar-
gumentationszusammenhang herausgerissen wur-
den, dann hätten wir uns hier vermutlich viel anzu-
hören. Den Namen Putin möchte ich hier nur spa-
ßeshalber einmal kurz fallenlassen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist doch ein
Freund von Schröder!)

Meine Damen und Herren, es wird Sie nicht überra-
schen, dass wir Ihren Antrag ablehnen. Zur Wahl
der „Missbilligung 2014“ müssen Sie sich eine an-
dere Kandidatin suchen. - Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat die Fraktionsvorsitzende, die Abge-
ordnete Eka von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
möchte nicht lange drum herum reden: Während
der vergangenen Landtagssitzung sind Worte gefal-
len, die falsch verstanden wurden und

(Lachen CDU, FDP und PIRATEN)

für Enttäuschung, gar für Wut gesorgt haben. Diese
Worte haben eine nachträgliche Klärung erfordert.
Die Bildungsministerin hat hierzu notwendige Ge-
spräche geführt und Missverständnisse aus der Welt
geschafft. Das ist gut so. Mehr ist zu dieser Sache
eigentlich nicht zu sagen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

In diesem Haus herrscht Einigkeit, dass die Arbeit
der Lehrerinnen und Lehrer und des gesamten Per-
sonals an Förderzentren, egal ob Beamte oder An-
gestellte, und an jeder anderen Schulart unseren Re-
spekt und unsere Anerkennung verdient: Sie ver-
dient unseren Dank. Wir schätzen die engagierte
und couragierte Arbeit sehr, die in unseren Schulen
geleistet wird.

(Wortmeldung Barbara Ostmeier [CDU])

Präsident Klaus Schlie:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie - -

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Nein, ich lasse keine Zwischenfragen zu.

Es ist deutlich geworden, dass schulpolitische De-
batten, ganz besonders aber Debatten um
Inklusion, mit der allergrößten Sorgfalt geführt
werden müssen; denn ein falsches Wort oder ein
falsch verstandenes Wort kann schnell zu Frustrati-
on führen. Das hilft uns aber nicht weiter.

Wir werden uns heute und in absehbarer Zeit im-
mer wieder mit Inklusion und mit der Förderung
von Menschen mit Handicap befassen müssen.
Die Erfahrungen der vergangenen Wochen machen
uns allen noch einmal deutlich, wie wichtig hierbei
Fingerspitzengefühl und Empathie sind.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Wichtig ist Empathie für gehandicapte Menschen,
für ihre Angehörigen und für die verantwortlichen
Pädagoginnen und Pädagogen. Wir wollen einen
Weg finden, um allen Kindern - ganz gleich ob mit
oder ohne Handicap - eine optimale Förderung zu-
teilwerden zu lassen.

Meine Damen und Herren, diese Debatte, diese
Missbilligung, trägt nicht dazu bei. So lassen sich
die Herausforderungen der Inklusion nicht bewälti-
gen. Sie, liebe CDU, wollen ausgeräumte Missver-
ständnisse politisch instrumentalisieren. Frau Fran-
zen, auch wenn Sie am Anfang Ihrer Rede genau
mit dem Punkt begonnen haben, der in der vergan-
genen Sitzung besprochen wurde, so haben Sie
doch im Laufe Ihrer Rede die Debatte um den Bil-
dungsdialog, die Debatte um das Lehrerbildungsge-
setz und so weiter hineingemengt.

Das zeigt, dass es mit dieser Debatte nicht nur um
den Punkt geht, der Sie persönlich betroffen hat,
sondern es geht um eine politische Instrumentalisie-
rung. Das lehnen wir ab, und deshalb lehnen wir
auch Ihren Antrag ab. - Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat Frau Abgeord-
nete Anita Klahn.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Frau von Kalben, was Sie zum
Schluss gesagt haben, das finde ich - ehrlich gesagt
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- ziemlich daneben. Ich sage das einmal in einfa-
cher Sprache, in Leichter Sprache, damit es auch al-
le verstehen.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist unfassbar!)

Die Empörung, die durch das Land gegangen ist,
allein auf Frau Franzen zu beziehen, das finde ich
wirklich sehr beschämend.

(Zurufe)

Frau von Kalben, Sie machen es sich sehr, sehr ein-
fach.

(Wortmeldung Martin Habersaat [SPD])

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, wir sollten die Zwi-
schenrufe auf ein Normalmaß herunterpegeln. -
Frau Abgeordnete Klahn, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Habersaat?

Anita Klahn [FDP]:

Ja. Da ich noch gar nicht so richtig angefangen ha-
be, wird es spannend.

Präsident Klaus Schlie:

Bitte, Herr Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]: Frau Kollegin
Klahn, haben Sie eine Vorstellung davon,
welche Wirkung Sie erzeugen, wenn Sie den
Begriff Leichte Sprache in diesem Zusam-
menhang verwenden, um die Kollegin von
Kalben zu beschimpfen?

(Zurufe SPD: Ja!)

Anita Klahn [FDP]:

Ich habe - -

(Weitere Zurufe SPD)

Präsident Klaus Schlie:

Lassen wir jetzt der Abgeordneten Klahn die Chan-
ce zu antworten.

Anita Klahn [FDP]:

Es besteht doch Kontext hier im Hause, dass wir
uns zukünftig deutlich und verständlich ausdrücken
möchten. Wenn ich mir Ihre Rede und die Rede
von Frau von Kalben in Erinnerung rufe, dann ist es
offensichtlich sehr wichtig, dass wir hier in klaren

Worten sprechen. Wenn ich sehe, wie oft hier je-
mand falsch verstanden wird und wie oft etwas ent-
schuldigt wird, weil sich jemand missverständlich
artikuliert hat und es wieder einmal falsch verstan-
den wurde -

(Beifall Birgit Herdejürgen [SPD])

das betrifft offensichtlich auch Ihre Ministerin -,
dann finde ich es ganz richtig zu sagen, wie ich es
eben formuliert habe, dass ich den Vorwurf von
Frau von Kalben an der Stelle nicht angemessen
fand.

(Zurufe SPD)

Meine Damen und Herren, ich würde gern meine
Gedanken zu diesem Antrag entwickeln.

(Lachen PIRATEN)

Wir müssen uns doch hier fragen, wer die Förder-
zentren stigmatisiert. Das sind doch mit Sicherheit
nicht die Lehrkräfte oder die Eltern, die vor Ort en-
gagiert und mit viel Kraft arbeiten. Es sind doch
diejenigen, die die Förderzentren nicht wollen, die
die Förderzentren schlechtreden. Von denjenigen
werden die Förderzentren stigmatisiert. Das ist in
diesem Fall niemand anderes als die Dienstherrin,
die Ministerin selbst, die stigmatisiert, wenn sie sol-
che Äußerungen weiter stehen lässt und sonst nie-
mand.

(Beifall FDP und CDU)

Das ist beschämend und einer Ministerin unwürdig.
Wir warten, genauso wie die Menschen im Land,
wie Ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, Frau Mi-
nisterin, noch immer auf eine Entschuldigung. Wir
sind schon einiges an Skurrilitäten von dieser Mini-
sterin gewohnt. Doch die Äußerung von Frau Pro-
fessorin Waltraud ‚Wara’ Wende in der letzten
Plenardebatte zum Thema Förderzentren - ich
möchte sie nicht wiederholen - konnte wohl keiner
als euphemistisch interpretieren. Dieser Redebei-
trag und die darauf folgenden Äußerungen in einem
Fernsehmagazin haben für landesweite Empörung
gesorgt - und das zu Recht. Die Wortwahl und die
darin enthaltene Bewertung ist zumindest als Un-
kenntnis der Arbeit der Förderzentren zu bewerten.
Man musste den Eindruck gewinnen, dass die Bil-
dungsministerin noch keine einzige Stunde in ei-
nem Förderzentrum zugebracht hat.

Meine Fraktion hat nach der ersten Fassungslosig-
keit über diese Verbalentgleisung der Ministerin er-
wartet, dass sie sich unverzüglich öffentlich ent-
schuldigt.
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(Beifall FDP und CDU - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Dazu braucht man eine gewisse Grö-
ße!)

Wenn Sie sich selbst dazu nicht imstande sieht, aus
welchem Grund auch immer, dann wäre es die Auf-
gabe des Ministerpräsidenten gewesen, die Position
der Landesregierung klarzustellen. Die Pressemit-
teilung des Bildungsministeriums von Ende letzter
Woche war zumindest keine Entschuldigung. Die
Ministerin hat nichts zurückgenommen. Viel
schlimmer noch: Sie erklärte lediglich, es sei zu
Missverständnissen gekommen, sie sei falsch ver-
standen worden.

Das Handeln der Ministerin lässt keine veränderte
Position zu den Förderzentren und keine Achtung
vor der Arbeit in Förderzentren erkennen.

Aber die Missachtung der Förderzentren ist lange
nicht die einzige Fehlleistung der Ministerin. Sie
verunglimpft Förderschulen, Gymnasien, kündigt
einseitig Absprachen mit den Universitäten und un-
terstellt öffentlich dem angesehenen Präsidenten
der Kieler Universität eine Lüge.

Wie man der Zeitung entnehmen kann, war der Mi-
nisterpräsident federführend an der katastrophalen
Entscheidung bei der Lehrerbildung beteiligt. Es
hilft also auch nicht, das Thema zur Chefsache zu
erklären. Das Schulgesetz dieser Landesregierung
schafft nur neue Probleme und löst keine. Diese
Landesregierung ist bildungspolitisch bankrott und
hat in diesem zentralen landespolitischen Themen-
feld versagt. Das Verhältnis zu Schülern, Lehrern,
Eltern und Studenten ist zutiefst zerrüttet, und hier-
zu hat die Ministerin Wende den maßgeblichen
Beitrag geliefert.

Die Ministerin hat ihre Position und damit die Posi-
tion der Landesregierung zu den Förderschulen
mehrfach klar gezogen. Wenn die Ministerin nicht
erkennt, wie falsch sie liegt, dann muss sie mit den
Konsequenzen leben.

(Beifall FDP und CDU)

Wenn die Ministerin glaubt, sich nicht entschuldi-
gen zu müssen, dann muss sie auch hier mit den
Konsequenzen leben. Wir werden es ihr auf jeden
Fall nicht durchgehen lassen.

Meine Fraktion hat inhaltlich auf die Äußerung rea-
giert und eine Resolution für die Förderschulen vor-
gelegt. Wir wollen, dass sich der Landtag klar zu
den Äußerungen der Ministerin positioniert und der
Ministerin deutlich sagt, dass ihre Meinung weder
die Meinung der Bürgerinnen und Bürger noch die

der von ihnen gewählten Vertreterinnen und Vertre-
tern ist.

Wir werden dem Antrag der CDU zustimmen. -
Vielen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat nun
der Abgeordnete Wolfgang Dudda.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der hier zur Debatte stehende Antrag der Kollegin-
nen und Kollegen der CDU-Fraktion ist die logi-
sche Konsequenz aus zwei Vorgängen: Der eine
Vorgang ist der unangebrachte Satz der Ministerin,
auf den komme ich später zurück, und der andere
Vorgang ist der, dass ich - und nicht nur ich - den
Eindruck habe, dass Sie, Frau Ministerin Wende,
den Unterschied zwischen einer Vorlesung und ei-
nem Redebeitrag im Parlament nicht richtig verste-
hen.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Das Parlament ist ein Ort von Debatten, von Dis-
kursen, er ist kein Hörsaal. Wenn Sie dies besser
machen und besser umsetzen, wird sich - das muss
ich einräumen - die unangemessene aggressive
Grundstimmung hier im Hause Ihnen gegenüber bei
aller Unterschiedlichkeit in der Sache verändern.
Das wäre gut für uns alle.

Bei der Recherche für meine Rede habe ich feststel-
len müssen, Frau Ministerin, dass es nur ein Mit-
glied im Landtag gibt, das Ihren Stil rechtfertigt.
Das ist der Kollege Stegner, was jetzt nicht wirklich
überrascht. Im Mai des letzten Jahres hatten sich
die „Kieler Nachrichten“ mit Ihnen kritisch be-
schäftigt und geschrieben:

„Dass die Professorin nicht immer den poli-
tisch korrekten Ton trifft, nimmt Stegner in
Kauf.

Daraufhin wurde auch die Erwiderung des Kolle-
gen Stegner zitiert:

„Das ist der Preis, den man bezahlt, wenn
man Leute holt, die nicht so abgeschliffen
sind wie ein Kiesel.“

- Da stellt sich auch gleich die Frage: Wer ist man
und wer bezahlt? - Nach meinem Eindruck ist
„man“ derzeit das gesamte Land. Denn der Preis für
die Rhetorik der Ministerin ist die auf der Strecke
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gebliebene Sachlichkeit in den Debatten um die
Bildungspolitik.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Ihr Stil, Frau Wende, und insbesondere auch Ihr Ti-
ming erzeugen Koalitionen gegen Sie, die es natür-
licherweise nicht geben würde. Das ist das Pro-
blem. Die Botschaft, die mit dem CDU-Antrag und
dem genannten Zitat verbunden ist, war doch hof-
fentlich die - ich gehe davon aus, dass es auch so
war -, dass wir dringend aufgefordert sind, uns um
das Image der Förderzentren zu kümmern. Denn
es ist in der Tat so, dass völlig unangebrachte und
unbegründete Vorurteile den Wert der tollen Arbeit
dort beschädigen.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Das ist gewiss absoluter Konsens hier im Haus und
hätte vermutlich auch die totale Zustimmung hier
gefunden. Die wahrscheinlich von Ihnen in bester
Absicht benutzte überzogene und deshalb auch total
misslungene Empörungsrhetorik hat genau das Ge-
genteil bewirkt. Das geschieht dann, wenn man eine
Meinung oder Ansicht einfach so platzieren will,
ohne dabei an alle Empfänger der Botschaft zu den-
ken. Was für einen Hörsaal gut ist, taugt nicht für
einen Plenarsaal.

Sie wissen, Frau Ministerin, dass wir PIRATEN Ih-
ren Vorstellungen oft folgen und weiten Teilen Ih-
rer Politik mit großer Sympathie begegnen. Mit der
Art und Weise, wie Sie diese Politik umsetzen, er-
klären und gestalten, machen Sie es uns und auch
vielen anderen sehr, sehr schwer, die guten Inhalte
zu transportieren.

Wenn Ihnen dieser Punkt einerlei ist und Sie statt-
dessen weiterhin mit der von dem Kollegen König
gestern angeführten Kraft der souveränen Willkür
allein weiterarbeiten wollen, lassen Sie uns das bit-
te wissen. Wenn Sie jedoch die wirklich an sich
sehr gute Idee des Dialoges leben wollen und einen
Ersatz für das ewige Vor-den-Kopf-stoßen bieten
möchten, tragen Sie endlich dazu bei, die völlig
überhitzte Diskussionsatmosphäre herunterzuküh-
len. Das braucht das Land jetzt.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Einen ersten Schritt haben Sie, Frau Wende, in der
letzten Woche gemacht, als Sie den hier debattier-
ten Antrag der CDU-Fraktion sachlich zutreffend
als Oppositionsarbeit bezeichnet haben. Den zwei-
ten Schritt, nämlich das Bedauern über Ihre
missverständliche Äußerung, haben Sie bisher nicht
ausreichend vollzogen. Unterlassen Sie das, bleibt
ein Eindruck zurück, der schlicht die Überschrift

verdient: „Alle doof außer Wara“. - Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Abgeordneten des SSW hat nun Frau Abge-
ordnete Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Wenn ich ganz ehrlich bin,
dann muss ich sagen: Diese Debatte wirkt auf mich
wirklich unsinnig, zumindest aber überflüssig.

(Lachen CDU)

Während es weit wichtigere Dinge zu diskutieren
gibt, sollen wir uns hier über Äußerungen der Bil-
dungsministerin unterhalten, die zu Missverständ-
nissen geführt haben, und zwar zu Missverständnis-
sen, die schon lange ausgeräumt sind. Die Ministe-
rin steht ganz offenkundig in engem Austausch mit
den Betroffenen. In meinen Augen ist also nicht die
Bildungsministerin, sondern sind vielmehr die An-
tragsteller selber aufgefordert, zur gebotenen Sach-
lichkeit zurückzukehren.

Es kann überhaupt keinen Zweifel daran geben,
dass die Sonderpädagogen im Land großartige Ar-
beit leisten. Dies sage ich ausdrücklich für alle
Schulen. Mit Blick auf die Förderzentren im Land
will ich eines ganz deutlich machen. Aus dem Ko-
alitionsvertrag von SPD, Grünen und SSW geht
absolut unmissverständlich hervor, dass eine flä-
chendeckende Schließung unserer Förderzentren
zu keinem Zeitpunkt zur Debatte stand und damit
auch in Zukunft von niemandem gewollt ist.

Für den SSW ist völlig klar: Die Menschen dort
leisten Tag für Tag einen engagierten und tadello-
sen Einsatz für unsere Kinder. Ich sehe wirklich
keinen Anlass, die Äußerungen der Ministerin zu
missbilligen. Sie hat nach den entstandenen Irrita-
tionen unverzüglich Kontakt zum Verband Son-
derpädagogik aufgenommen. In einem Schreiben
an Vorsitzende und Mitglieder hat sie nicht nur ein
Gesprächsangebot gemacht. Auch der große Re-
spekt und die Wertschätzung für die von ihnen ge-
leistete Arbeit wurden hier deutlich.

Das darauf folgende Gespräch war nach Aussage
aller Beteiligten nicht nur klärend, sondern vor al-
lem zukunftsgerichtet und konstruktiv. Wir alle ha-
ben es lesen können: Die Landesvorsitzende des
Verbandes Sonderpädagogik ist nach eigener Aus-
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sage erfreut darüber, dass es schnell zu einem klä-
renden Gespräch gekommen ist. Die von der Minis-
terin getroffenen Äußerungen wurden eindeutig
klargestellt. Mit Blick auf die Zukunft und ein
wirklich inklusives Schulwesen wollen beide Seiten
konstruktiv miteinander arbeiten.

Ich denke, alles in allem ist Grund genug, um nun
einen Schlussstrich zu ziehen und sich den wirklich
wichtigen Dingen zuzuwenden.

Ich möchte nur noch eines sagen - das gilt für jeden
von uns, der hier und auch oben auf der Tribüne
sitzt -: Demut in dieser Sache wäre von allen Seiten
wirklich angebracht.

(Beifall CDU und FDP - Zuruf Barbara Ost-
meier [CDU]: Sehr gut!)

Wir sprechen über die Schwächsten in unserem
Land. Sie benötigen Demut von uns allen, ob Op-
position oder regierungstragende Fraktionen.

(Beifall SSW, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und PIRATEN - Zuruf Jens-
Christian Magnussen [CDU]: Sehr gut!)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag hat die Ab-
geordnete Barbara Ostmeier.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Eigentlich hatte ich vorgehabt, meinen Dreiminu-
tenbeitrag nach dem Vortrag von Herrn Dudda zu-
rückzunehmen. Herr Dudda hat das zum Ausdruck
gebracht, was ich jetzt aber nach der geschätzten
Kollegin Frau Waldinger-Thiering doch noch in ei-
nem Satz sagen möchte. Es ist doch ein deutlicher
Unterschied, ob die Ministerin mit einer Rede, die
schriftlich dokumentiert ist, und mit diesen viel-
leicht missverständlichen Aussagen in der Öffent-
lichkeit steht, oder ob man im Hintergrund, im
nicht öffentlichen Bereich, Gespräche sucht. Das ist
zwar integer, aber ich finde, die Ministerin könnte
sich genauso öffentlich dokumentiert heute dafür
entschuldigen, dass sie diese Missverständnisse
hervorgerufen hat.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Wir alle wissen, wie das politische Geschäft läuft.
Es ist immer sehr gut, heute und hier etwas zu sa-
gen. Man legt Wert darauf, dass das schriftlich ist.
Im Hintergrund sagt man dann, es tue einem leid.
Aber das, was in einer Rede der Ministerin steht,
kann jeder immer wieder nachschlagen. Deshalb

fände ich es toll, wenn sie sich nicht winden, son-
dern wirklich aufstehen und vor dem Plenum das
öffentlich sagen würde, was sie ja im Hintergrund
offensichtlich sagt. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag hat Herr
Abgeordneter Dr. Heiner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Gestern, kurz bevor die Bildungsdebatte beendet
wurde, hat sich der Ministerpräsident eingemischt.
Der Ministerpräsident hat unabhängig davon, wie
man inhaltlich zu den Plänen steht, sehr eindrück-
lich und eindringlich an dieses Haus appelliert und
gesagt: Kann man nicht einmal für einen Moment
zugeben, dass etwas gut gelaufen ist? Kann die Op-
position nicht einmal die Größe besitzen, einzuräu-
men, dass etwas gelungen ist?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte das
heute umdrehen und vor dem Hintergrund dessen,
was die Kollegen Dudda und Ostmeier gerade ge-
sagt haben, den Appell an die Frau Ministerin rich-
ten. Frau Ministerin, unabhängig davon, was Sie
wirklich gemeint haben, protokolliert ist eine Äuße-
rung von Ihnen, die zumindest für Missverständnis-
se sorgen musste. Vor diesem Hintergrund appellie-
re ich an Sie: Zeigen Sie doch, dass Sie besser sind
als die Opposition! Zeigen Sie doch, dass Sie die
Größe haben, sich jetzt hier hinzustellen und dafür
zu entschuldigen, dass das, was Sie gesagt haben,
zumindest extrem missverständlich gewesen ist! Es
ist ein Unterschied, ob Sie Gespräche führen, um
Missverständnisse auszuräumen, oder ob Sie sich
für das, was Sie in einer Plenardebatte gesagt ha-
ben, auch wieder in einer Plenardebatte entschuldi-
gen. Besitzen Sie diese Größe! Wenn Sie die Größe
haben, sich dafür auch im Landtag zu entschuldi-
gen, dann sind Missbilligungsanträge überflüssig.

Die Frage ist auch, Frau Ministerin, wie ernst Sie
dieses Parlament nehmen. Wir alle täten gut daran,
auch mit Hinblick auf die öffentliche Wirkung, das
Parlament ernst zu nehmen. Deswegen ist eine Ent-
schuldigung angebracht. Frau Ministerin, ich erwar-
te sie von Ihnen.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)
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Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag hat Frau
Abgeordnete Heike Franzen das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Kollege Habersaat hat mir vorgeworfen, ich
hätte ein Zitat der Ministerin aus dem Zusammen-
hang gerissen. Das möchte ich gern richtigstellen,
indem ich das, was die Ministerin in ihrer Rede ge-
sagt hat, bevor sie sich zu den Sonderschulen geäu-
ßert hat, zitiere. Zunächst geht sie darauf ein, dass
es weitere Förderzentren geben soll. Dann führt sie
aus:

„Für die anderen 80 bis 90 % unserer Schüle-
rinnen und Schüler mit Behinderung gilt:“

- dann kommt das, was ich gesagt habe -

„Die Sonderschule, auch wenn sie euphemi-
stisch als Förderzentrum bezeichnet wird, re-
duziert Teilhabechancen. Sie - die Sonder-
schulen beziehungsweise die Förderzentren -
gelten in der öffentlichen wie in der wissen-
schaftlichen Diskussion als Einrichtungen
mit kränkenden, belastenden, beschämenden,
erniedrigenden Wirkungen, mit Stigmatisie-
rungen.“

Meine Damen und Herren, das sind unter anderem
die Förderzentren in unserem Land, die gute Ar-
beit für unsere lernbehinderten Kinder leisten. Das
sind die Förderzentren, die sich um die Kinder
kümmern, die körperliche und Sinnesschädigungen
haben. Ich trage eine solche Diffamierung dieser
Sonderschulen und dieser Förderzentren in diesem
Hause nicht mit.

(Zuruf SPD: Das ist doch Unsinn!)

Ich erwarte in der Tat, dass sich die Ministerin an-
gesichts der Arbeit, die in vielen Jahren in diesem
Land ausgesprochen gut und qualifiziert geleistet
wurde, bei den Lehrkräften, Erziehern, Eltern und
vor allen Dingen bei den Schülerinnen und Schü-
lern für ihre Äußerungen entschuldigt. Da kann ich
mich dem Kollegen Garg anschließen.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Landesregierung hat die Ministerin für Bil-
dung und Wissenschaft, Frau Professorin Dr. Wal-
traud Wende, das Wort.

Dr. Waltraud Wende, Ministerin für Bildung und
Wissenschaft:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Ich bedaure die Schärfe meines Satzes.
Ich bedaure, dass diese Schärfe für viele missver-
ständlich war. Ich habe großen Respekt vor den
Menschen, die in den Förderzentren tagtäglich
großen Einsatz leisten. Nichts lag mir ferner, als
diese Menschen zu beleidigen. Es geht einzig und
allein um die Frage, die uns auch bei dem nächsten
Tagesordnungspunkt beschäftigen wird: Wie errei-
chen wir das Ziel der Inklusion, möglichst viele
Schülerinnen und Schüler in den Regelschulen zu
beschulen. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem Dreiminutenbeitrag hat der Oppositions-
führer der CDU, Herr Abgeordneter Johannes Call-
sen, das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist
unser aller Ziel hier im Hause, Schülerinnen und
Schülern mit Behinderungen bestmöglich zu för-
dern, ihnen die Chance auf Teilhabe, die Chance
für Ausbildung und ihnen Anerkennung zu geben.
Über die Wege dahin mag man unterschiedlich dis-
kutieren. Wir sind der Überzeugung: Förderschulen
spielen dabei eine wichtige Rolle, sie leisten gute
Arbeit, wie es die Kollegin Franzen gesagt hat.
Deshalb gab es durchaus zu Recht erhebliche Irri-
tationen über die Äußerungen der Ministerin.

Frau Wende, bei allem Respekt: Auch Ihre Klar-
stellung eben wird aus unser Sicht nicht dem ge-
recht, was Betroffene draußen erwarten.

(Widerspruch und Zurufe SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW - Zuruf: Das ist
reiner Klamauk!)

- Nein, es geht nicht um Klamauk.

(Zuruf SPD: Doch!)

Ich sage noch etwas zum Thema Klamauk.

(Weitere Zurufe SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Sie haben der Kollegin Franzen in der Debatte vor-
geworfen, aus diesem Thema Profit ziehen zu wol-
len und für Showeffekte zu sorgen. Ich finde, das
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ist gerade gegenüber einer Kollegin, die sich in die-
sem Bereich über viele Jahre hinweg ehrenamtlich
engagiert, auch in persönlicher Betroffenheit, un-
fair.

(Zuruf: Sprechen Sie das anderen ab? - Eka
von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ich unterstelle der Kollegin keine Show!)

- Nein, das spreche ich niemandem ab. Der Vor-
wurf ist an dieser Stelle schlicht falsch.

(Beifall CDU)

Wir beantragen, über unseren Antrag namentlich
abstimmen zu lassen. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU - Lachen SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat Herr Abgeord-
neter Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Formulierung „Ich bedaure die Schärfe meines
Satzes“, Frau Ministerin, macht die Sache aus mei-
ner Sicht nicht besser, sondern noch schlimmer.

(Beifall FDP und CDU)

Selbst der Kollege Stegner und ich sind in der La-
ge, obwohl uns das von unserem Ego her äußerst
schwer fällt, uns gelegentlich auch für misslungene
Formulierungen zu entschuldigen,

(Beifall FDP und CDU)

wobei ich gar nicht sagen will, ich müsse mich ent-
schuldigen. Es hätte mir gereicht, Frau Ministerin,
wenn Sie gesagt hätten, es tue Ihnen leid.

(Zuruf SPD: Das hat sie doch!)

Nein, das hat sie nicht. Sie hat gesagt: „Ich bedaure
die Schärfe meines Satzes.“ Die richtige Antwort
wäre gewesen, zu sagen: „Es tut mir leid, dass
durch meine Formulierung Menschen verletzt wor-
den sind.“

(Zurufe SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber noch einmal: Ich will mich jetzt gar nicht auf
semantische Exegesen einlassen, weil ich finde - -

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann lassen Sie es doch!)

- Frau Kollegin von Kalben, langsam reicht es mir.
Ich kann mich daran erinnern, wie Sie und die Grü-
nen auf dem Teller gedreht haben, als es um den
Kollegen Dr. Klug ging oder auch als es um mich
als Person ging, als wir uns der Frage zugewandt
hatten, wie das Bildungsministerium mit Mitarbei-
tern besetzt worden ist. Es hat Wochen gedauert,
bis die Diskussion darüber zu Ende war. Dauernd
wurde gefordert, wir sollten zu den Mitarbeitern ge-
hen und jedem einzelnen die Hand drücken und uns
entschuldigen. Ich will das hier alles gar nicht wie-
derholen.

Das, was die Ministerin sagte, hat nicht nur Irrita-
tionen, sondern bei vielen Betroffenen große Be-
troffenheit ausgelöst.

Noch einmal: Wir stehen vor einer schwierigen
Diskussion, weil niemand von uns verlangen kann,
dass Frau Ministerin Wende - das würden wir ihr
auch gar nicht zumuten wollen - auf den Knien im
Parlament oder sonst wo herumrutscht. Wir stehen
insofern vor einer schwierigen Situation, weil wir
einerseits die Union mit ihrem Ansinnen verstehen
können, andererseits aber den Anlass nicht für so
bedeutend halten, dass wir nun zu einer namentli-
chen Abstimmung darüber schreiten müssten, um
klar festzulegen, wie wir die Äußerungen der Frau
Ministerin bewerten. Das mögen die Menschen in
diesem Lande selbst tun. Ich glaube nicht - das sage
ich noch einmal -, dass Sie sich heute einen Gefal-
len getan haben, Frau Ministerin. Ich meine, es wä-
re angemessener gewesen, an dieses Rednerpult mit
einer etwas anderen Haltung zu treten. Sie haben
mir vorhin zugerufen: „Kleine Männer!“

(Zuruf)

Das sind die Parteien, die gegen Diskriminierung
auftreten, kleine Männer. Aber das sind immer
große Worte.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Kubicki, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Sofort, Herr Präsident. Ich möchte den Satz kurz
noch zu Ende bringen. - Das zeigt aber Ihre Grund-
haltung, Frau Ministerin, dass Sie die Menschen
draußen und die Abgeordneten hier nicht so akzep-
tieren, weil Sie glauben, Sie seien im Besitz letzter
und größerer Wahrheiten und deshalb könnten Sie -
Herr Dudda hatte es schon zu Recht gesagt - profes-
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soral durch das Land schreiten. Das wird Ihnen und
der Regierung, Herr Ministerpräsident, auf abseh-
bare Zeit mehr schaden, als es Nutzen bringen wird.
Darüber sollten Sie noch einmal intensiv nachden-
ken.

Ich gestatte jetzt die Zwischenfrage.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Kubicki, vielen
Dank dafür, dass Sie mir eine Zwischenfrage
gestatten.

Mich hat diese Debatte aufgebracht. Es hieß
in der Entschuldigung eben: „Ich bedaure“.
Ich habe noch einmal nachgelesen. Der deut-
sche Duden sagt, „bedauern“ heißt: Anteil
nehmen, mitleiden, mitfühlen, Mitgefühl ha-
ben, Mitleid empfinden, Verständnis zeigen,
leidtun.

- Ja. Herr Kollege Tietze, lassen Sie mich darauf
antworten.

Das ist die Definition des Duden. Für mich
heißt das: „Ich bedaure“ - um es wertschät-
zend und empathisch zu sagen -, das mit die-
sen Worten untermauert zu haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Genau. „Ich bedaure die Schärfe meines Satzes“
heißt: Ich bedaure mich selbst. Das heißt nicht: „Ich
bedaure die Aussage. Ich bedaure nicht die Men-
schen, die davon betroffen worden sind.“ Das
macht den Unterschied aus.

(Beifall FDP und CDU)

Wenn Sie das nicht begreifen, dann tun Sie mir
leid. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat der
Herr Abgeordnete Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Frau Bildungsministerin hat nicht nur in dem,
was sie vorhin hier gesagt hat, sondern auch in
Pressemitteilungen und in Gesprächen mit den Be-
troffenen zum Ausdruck gebracht, sie bedaure, dass
sie wegen der Schärfe dieses Satzes missverstan-
den worden sei. Genau dies hat sie zum Ausdruck
gebracht. Ich finde, das war auch notwendig, weil
wir in der Tat eine Debatte hatten, die entgegen

dem geführt worden ist, was inhaltlich dem ent-
sprach, was die Frau Ministerin nicht nur in ihrer
Rede, sondern auch anderswo gesagt hat. Das ist
geschehen.

Aber die Tatsache, dass Sie das nicht nur nicht zur
Kenntnis nehmen, sondern hier auch mit Missbilli-
gungsanträgen, mit namentlicher Abstimmung ar-
beiten und mit Empörung in der Stimme so tun, als
gehe es um die Menschen, die in den betreffenden
Schulen unterrichtet und betreut werden, das dis-
qualifiziert Sie. Wenn es Ihnen wirklich ernst wäre,
dann würden Sie Ihren Antrag zurückziehen, das
zur Kenntnis nehmen, das Bedauern akzeptieren,
statt hier so aufzutreten, wie Sie es getan haben.

Sie mögen das in namentlicher Abstimmung zu En-
de bringen; daran können wir Sie nicht hindern,
aber wir werden diesen Antrag ablehnen. Es geht
Ihnen leider nicht um die Sache. Das ist schade.
Das sage ich gerade mit Blick auf diejenigen, die
hier zuhören. Die Frau Ministerin hat ihr Bedauern
hier zum Ausdruck gebracht. Ich finde, damit muss
es gut sein.

Gerade diejenigen, die gelegentlich auch andere
Dinge von sich geben, sollten akzeptieren, dass es
auch einmal passieren kann, dass man etwas zu
scharf formuliert. Ich gebe zu, dass man einen Satz,
wenn man ihn für sich genommen hört, durchaus
missverstehen kann. Dieses Missverständnis jedoch
hat Frau Ministerin Wende ausgeräumt. Mehr ist
dazu nicht zu sagen.

Wenn Sie jetzt eine namentliche Abstimmung über
einen Missbilligungsantrag durchführen wollen,
dann tun Sie das bitte. Aber um die Sache geht es
Ihnen offenkundig nicht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat Herr Abgeord-
neter Wolfgang Dudda das Wort.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn ich zum Schluss meiner Rede fordere, dass
Sie das bedauern, und Sie bedauern es dann, kann
ich konsequenterweise denCDU-Antrag natürlich
nicht mehr den mittragen. Dass Sie beim Bedauern
jedoch noch ein bisschen Lernbedarf haben, Frau
Wende, mag durchaus sein; das kann man noch
besser machen.
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(Lachen PIRATEN und CDU)

Aber für uns ist das, was Sie hier gesagt haben, zu-
nächst ausreichend.

Trotzdem werden wir uns bei der namentlichen Ab-
stimmung der Stimme enthalten, zumal die Ur-
sprungsäußerung so schlecht war, dass sie entspre-
chend bedacht werden muss. Ich hätte mir ein ent-
schlosseneres Bedauern gewünscht, aber Sie haben
ein Bedauern zum Ausdruck gebracht. Deshalb
werden wir uns an dieser Stelle der Stimme enthal-
ten. - Danke.

(Beifall PIRATEN und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat nun der Kollege
Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch
ich hätte mich gefreut, wenn die CDU die Größe
gehabt hätte, ihren Antrag jetzt zurückzuziehen,
nachdem das erfüllt worden ist, was sie in der De-
batte gefordert hat.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie haben gefordert, die Ministerin solle sich für
das, was sie an Missverständnissen ausgelöst habe,
entschuldigen. Die Frau Ministerin hat sich ans
Rednerpult gestellt und ganz klar gesagt, sie ent-
schuldige sich für die Schärfe der Formulierung

(Zuruf CDU: Ja, eben!)

und für das entstandene Missverständnis. Die Frau
Ministerin hat klar gesagt, sie bedaure das. Wenn
Sie den Begriff „Bedauern“ einmal googeln, dann
werden Sie sehen, dass das auch etwas mit Reue
und Buße zu tun hat. All das können Sie in dem
Thesaurus nachlesen. Die Frau Ministerin hat sich
also hier hingestellt und Ihre Forderung erfüllt.

Dass Sie nun immer noch nicht die Größe haben,
Ihren Antrag zurückzuziehen, finde ich schade. Sie
hätten sich auch gern draußen hinstellen und für
sich verbuchen und sagen können, es sei irgendwie
ein Bedauern ausgedrückt worden, weil Sie einen
entsprechenden Antrag gestellt haben.

„Gern, geschenkt, ist in Ordnung“, das hätten wir
gesagt. Dass Sie aber diese Größe nicht haben, ist
unheimlich schade, gerade auch für dieses Parla-
ment. Das Parlament hätte mehr verdient gehabt.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Ich erteile Frau Ministerin Professorin Dr. Waltraud
Wende das Wort.

Dr. Waltraud Wende, Ministerin für Bildung und
Wissenschaft:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Ich entschuldige mich. Es tut mir leid. Ich
bedaure, dass ich einen Satz formuliert habe, den
Menschen missverstanden haben.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN, SSW und vereinzelt
FDP - Anita Klahn [FDP]: Das war doch
nicht ehrlich, Frau Wende!)

Präsident Klaus Schlie:

Ich erteile Herrn Abgeordneten Callsen das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau
Ministerin, auch wenn es etwas länger gedauert hat,
wir nehmen Ihre Entschuldigung mit Respekt zur
Kenntnis und ziehen unseren Antrag zurück. -
Herzlichen Dank.

Präsident Klaus Schlie:

Ich danke Ihnen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir begrü-
ßen auf der Besuchertribüne Schülerinnen und
Schüler des Carl-Maria-von-Weber-Gymnasiums
aus Eutin. - Seien Sie uns herzlich willkommen im
Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Resolution zum Erhalt von Förderzentren

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/1731

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/1791

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.
Ich eröffne die Aussprache.
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Für die FDP erteile ich Frau Abgeordneter Anita
Klahn das Wort.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Ich hoffe doch, dass die Ministerin
auch noch zu diesem Tagesordnungspunkt an der
Debatte weiter teilnehmen wird - aber gut.

(Beifall Heike Franzen [CDU])

Der vorliegende Antrag findet seinen Ursprung
ebenfalls in den negativen Äußerungen der Bil-
dungsministerin zu den Förderzentren während der
letzten Landtagssitzung und der nicht erfolgten Di-
stanzierung der Koalitionäre.

(Zuruf SPD: Sie hat sich gerade entschul-
digt!)

Anders als in der gerade sehr emotional geführten
Debatte trägt dieser Antrag jetzt hoffentlich dazu
bei, sich mit sachlicher Argumentation zu den För-
derzentren und zu deren wertvoller Arbeit zu be-
kennen.

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Der erste Satz
deutet daraufhin!)

Grundsätzlich herrscht doch im Haus Konsens dar-
über, dass wir uns bei dem Thema Inklusion eine
gemeinsame Zielsetzung gegeben haben. Für uns ist
dabei aber klar, dass Inklusion nicht einfach die
Verteilung aller Schüler mit sonderpädagogischem
Förderbedarf auf Regelklassen bedeutet. Wir Libe-
rale wollen zweigleisig fahren: nur mit Regel-
schulen und Förderzentren, das heißt auch Förder-
zentren mit eigenen Klassen, kann die Inklusion ge-
lingen.

Die Inklusion behinderter Menschen mit der Brech-
stange ist für niemanden sinnvoll. Es soll niemand
zurückgelassen werden, aber auch niemand über-
fordert werden. So haben wir Liberale uns immer
für die individuellen Bedürfnisse der Betroffenen
eingesetzt. Alle Menschen, darauf weist der Behin-
dertenbeauftragte zu Recht hin, benötigen ihre
Peergroup, auch Kinder mit besonderem Förderbe-
darf.

(Beifall FDP)

Eltern brauchen Gleichgesinnte, um sich über All-
tagsfragen von behinderten oder nicht behinderten
Kindern austauschen zu können. Für uns ist Inklusi-
on dann erreicht, wenn alle an Schule Beteiligten
sich daran orientieren, wie jedes einzelne Kind in-
dividuell gefordert und gefördert wird, und zwar
unabhängig davon, ob eine anerkannte Behinderung

vorliegt. Dieses Umdenken zu erreichen, ist ein
wichtiger Schritt, der allerdings seine Zeit brauchen
wird. Dieser Schritt kann aber nur dann gegangen
werden, wenn wir alle Schulen mit dem notwendi-
gen Personal, den benötigten Räumen für anspre-
chende Lernsituationen ausstatten können und
wenn wir die wichtigen Rückzugsräume gewähr-
leisten.

Ich berufe mich dabei auf das Gesetz zu dem Über-
einkommen der Vereinten Nationen über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen sowie das da-
zugehörige Fakultativprotokoll. Gefordert wird hier
in Artikel 3 - ich zitiere -:

„… die Achtung vor den sich entwickelnden
Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen
und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung
ihrer Identität.“

und in Artikel 7:

„Bei allen Maßnahmen, die Kinder mit Be-
hinderungen betreffen, ist das Wohl des Kin-
des ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu be-
rücksichtigen ist.“

Das heißt nichts anderes, als dass bei jeder Maß-
nahme das Kindeswohl an erster Stelle stehen
muss. Diesen Gedanken leben unsere Förderzen-
tren, und die gibt es schon länger als die UN-Kon-
vention.

(Beifall FDP und CDU)

Dem Anspruch der UN-Konvention werden unse-
re Förderzentren auch heute in jedem Fall gerecht.
Durch eine eingehende und begleitende Förderdia-
gnostik wird eine geeignete sonderpädagogische
Förderung hochprofessionell gewährleistet, und die
Ergebnisse können sich sehen lassen.

Meine Damen und Herren der regierungstragenden
Parteien, dass Sie mit Ihrem Änderungsantrag die
Forderung nach Erhalt von Förderzentren strei-
chen, ist sehr bezeichnend und eine Änderung, die
wir absolut nicht mittragen können. Wir sprechen
uns klar für den Erhalt von Förderzentren aus,

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

und zwar von Förderzentren mit oder ohne Schüler.

Förderzentren sind ein zentraler Baustein, um den
unterschiedlichen Bedürfnissen von Kindern mit
Förderbedarf gerecht zu werden und ihnen die best-
mögliche Förderung zukommen zu lassen. Förder-
zentren mit eigenen Klassen sichern auch die Wahl-
freiheit der Eltern, die Förderung zu wählen, die sie
für ihre Kinder wünschen. Der Änderungsantrag
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der Regierungskoalition ist in Punkt 3 für uns auch
nicht zustimmungsfähig. Sonderpädagogen verfü-
gen heute über ein spezialisiertes Fachwissen und
leisten unter teilweise schwierigen Bedingungen
hervorragende Bildungsarbeit. Das sollten wir ih-
nen respektvoll danken.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Wir sollten die eigenständige Lehramtsausbil-
dung für den Bereich des Sonderschullehramtes er-
halten und nicht mit noch mehr Anforderungen ver-
sehen. Es darf nicht dazu kommen, dass Sonder-
schulpädagogen mit der Hälfte ihrer Stunden als
Lückenbüßer im Regelunterricht eingesetzt werden.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Punkt vier finde ich dagegen tatsächlich sehr inter-
essant, lieber Kollege Habersaat. Da Sie offensicht-
lich Ihrer eigenen Ministerin bei der Entwicklung
des Inklusionskonzepts den Dialog mit Förder-
schulen und Sonderpädagogen zu suchen nicht
mehr trauen, fordern Sie sie direkt dazu auf. Dem
Teil kann ich zustimmen.

Bekennen Sie sich heute hier und jetzt zu den För-
derzentren, zu den Sonderschulpädagogen und
stimmen Sie unserem Antrag in unveränderter Fas-
sung zu. - Vielen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, wir begrüßen auf der
Besuchertribüne den Beauftragten für Menschen
mit Behinderung, Herr Professor Dr. Hase. - Herz-
lich willkommen!

(Beifall)

Für die CDU-Fraktion erteile ich Frau Abgeordne-
ter Heike Franzen das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich freue mich, dass unser Landesbeauftragter unse-
rer Debatte heute folgt. Lieber Ulli, danke!

Die vorangegangene Diskussion hat gezeigt, wie
dringend notwendig es ist, dass sich der Landtag zu
der guten Arbeit der Förderzentren in Schleswig-
Holstein bekennt. Mit der Umsetzung der Inklusion
erkennen wir die Vielfalt in unserer Gesellschaft
an. Gleichzeitig müssen wir aber auch akzeptieren,
dass wir genau diese Vielfalt bei der Förderung un-
serer Kinder brauchen, und das unabhängig davon,
ob sie eine Behinderung mitbringen. Daher kann es

nicht nur den einen Weg der Inklusion geben. Un-
sere Förderzentren leisten bei der Inklusion einen
wichtigen und guten Beitrag. Sie eröffnen Kindern,
die einen besonderen Bedarf im Rahmen der Be-
schulung und Erziehung benötigen, den Weg zur
Teilhabe in der Gesellschaft. Damit kommen wir
den Forderungen der UN-Konventionen in Arti-
kel 7 nach.

Ideologische Theorien zur Inklusion sind das eine,
die Realität in der Gesellschaft, in den Schulen das
andere. Wir sollten nicht versuchen, unsere Ideal-
vorstellungen um jeden Preis in den Schulen umset-
zen zu wollen. Inklusion ist ein Gesellschaftsbild,
und der Weg dorthin braucht Zeit. Wer sich zu
schnell vorprescht, riskiert, die Inklusion insgesamt
zu gefährden. An eben diesem Punkt stehen wir ge-
rade. Die Rahmenbedingungen in den Schulen
stimmen nicht, um allen Kindern mit Behinderung
gerecht werden zu können. Lehrkräfte kommen zu-
nehmend an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit.
Wozu führt das?

Inklusion wird inzwischen als Belastung empfun-
den, und Kinder mit Behinderungen geraten zuneh-
mend in die Gefahr, in eine Außenseiterposition in
ihrer Klasse zu kommen. Wenn das passiert, schei-
tert Inklusion an unseren Schulen, und das dürfen
wir nicht zulassen.

(Beifall CDU und FDP)

Wir alle hier im Haus haben in der Vergangenheit
die Herausforderungen der Inklusion unter-
schätzt. Jetzt aber mit einer Augen-zu-und-durch-
Mentalität weiterzumachen, ist der falsche Weg.

Bei der Inklusion muss die Vielfalt Berücksichti-
gung und Gleichwertigkeit erfahren und darf nicht
gegeneinander ausgespielt werden. Wir brauchen
die gemeinsame Beschulung in den Regelschulen,
wir brauchen aber genauso unsere Förderzentren
mit Schülerinnen und Schülern. Darüber hinaus
wollen wir als CDU weitere Formen der Be-
schulung wie die Kompetenzzentren oder Schwer-
punktschulen erörtern - im Sinne der Kinder und ih-
rer Bedürfnisse. Das Kind muss im Vordergrund
stehen - und nicht unsere eigene Einstellung.

Frau Ministerin, lassen Sie sich von den Experten
in eigener Sache, von den Menschen mit Behinde-
rung und deren Landesbeauftragtem, dabei beraten.
Bessere Fachleute werden Sie nicht finden.

(Beifall CDU und FDP)

Wenn die Bildungsministerin im NDR äußert, sie
könne sich nicht erklären, warum sich der Anteil
der Schülerinnen und Schüler mit geistiger Be-
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hinderung in den letzten Jahren erhöht hat, dann
macht das leider nur deutlich, dass Sie sich mit die-
sen Kindern nicht beschäftigt haben. Das wird al-
lerdings langsam Zeit. Sie wollen schließlich noch
vor der Sommerpause ein Konzept für die Inklusion
vorstellen.

(Zurufe Birte Pauls [SPD])

- Das kann ich Ihnen gern erklären; dafür habe ich
sofort eine Erklärung.

(Birte Pauls [SPD]: Hauen Sie ruhig noch
mehr drauf!)

Es geht um medizinische Entwicklungen.

(Beifall CDU und FDP)

Heute überleben Frühchen mit 500 g. Dass die
einen anderen Bedarf haben, dass die manchmal
einen Rucksack mitbringen, lieber Herr Habersaat,
sollten auch Sie als bildungspolitischer Sprecher Ih-
rer Fraktion wissen.

(Beifall CDU und FDP - Birte Pauls [SPD]:
Das ist so schlecht, diese Nummer!)

Die von Ihnen bereits getroffenen Entscheidungen
für die Neuberechnung der Lehrerstellen an För-
derzentren haben dazu geführt, dass dort inzwi-
schen Erzieherinnen und Erzieher den Unterricht
leisten müssen. Das war definitiv ein falscher Weg
und muss zurückgenommen werden. Sie verwei-
gern ausgerechnet den Kindern mit geistiger Behin-
derung den Unterricht.

Was für die Förderzentren gilt, gilt auch für Grund-
schulen, Gymnasien und auslaufende Regional-
schulen: Sie versuchen durch ihre unausgewogene
Lehrerstellenzuweisung, die Schulen, die ihnen
politisch ungelegen sind, auszutrocknen. Die Ab-
schaffung der Gymnasiallehrerausbildung und die
Verwässerung der Lehrerausbildung für Sonderpäd-
agogik machen zudem deutlich, dass weder die
Gymnasien noch die Förderzentren mit der Unter-
stützung dieser Landesregierung rechnen können.

Die CDU-Fraktion hält das für falsch. Deshalb wer-
den wir der Resolution der FDP aus voller Über-
zeugung zustimmen - im Übrigen auch dem Punkt
vier des Antrags der Koalitionsfraktionen. Wir wä-
ren im Traum nicht darauf gekommen, dass es not-
wendig sein würde, die Ministerin per Antrag auf-
zufordern, die Förderzentren angemessen an der Er-
arbeitung des Inklusionskonzepts zu beteiligen.

(Beifall CDU und FDP - Zurufe Birte Pauls
[SPD])

Aber wenn die Koalitionsfraktionen es in diesem
Hause für notwendig halten, werden wir uns an der
Stelle selbstverständlich nicht verweigern.

Unser Abstimmungsverhalten habe ich bereits er-
klärt. - Vielen Dank.

(Beifall CDU und FDP - Zurufe Birte Pauls
[SPD])

Präsident Klaus Schlie:

Für die SPD-Fraktion hat Abgeordneter Martin
Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

(Unruhe)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, es wäre bei dieser wich-
tigen Diskussion ganz gut, wenn wir - damit meine
ich alle - die Emotionen ein bisschen herunter-
schrauben könnten.

(Zuruf Birte Pauls [SPD])

- Ja, ich meine auch Sie, Frau Abgeordnete.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit un-
eingeschränkten Bekenntnissen ist das, je komple-
xer ein Thema wird, eine schwierige Sache. Ich
kann verstehen, warum bei der FDP „uneinge-
schränkt“ steht, ich kann auch die Intention der
FDP verstehen, so aus oppositionellem Impuls her-
aus, die Menschen vor finsteren Absichten der Kü-
stenkoalition zu warnen. Ich verstehe auch, dass es
für Sie nicht weiter von Bedeutung ist, ob es diese
Absichten tatsächlich gibt.

(Anita Klahn [FDP]: Wie bitte?)

Natürlich bekennen wir uns zu unseren Förderzen-
tren und zu deren guter Arbeit. Das hat Frau Wen-
de auch in der eben kritisierten Debatte im letzten
Monat getan. Wir haben es unter dem letzten Ta-
gesordnungspunkt erneut getan.

Wir bekennen uns aber auch - und da kommt die
Komplexität ins Spiel - zum Ziel der Inklusion
von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behin-
derung in den Regelschulen. Das ist auf den ersten
Blick oder vielleicht auch auf den zweiten Blick ein
Widerspruch: Wir bekennen uns zu zwei mögli-
cherweise unterschiedlichen Dingen gleichzeitig.
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(Anita Klahn [FDP]: Nein, das tun Sie nicht!)

Die Frage ist: Wie lösen wir diesen Widerspruch
auf? Welche Rolle geben wir den Förderzentren in
der Entwicklung hin zur Inklusion? Wenn wir künf-
tig mehr Schülerinnen und Schüler an Regelschulen
haben, wird es automatisch weniger Schülerinnen
und Schüler an Förderzentren geben. Die Rolle der
Förderzentren wird sich dann wandeln müssen. Das
trifft vermutlich besonders auf die mit den Schwer-
punkten Lernen, Sprache und soziale/emotionale
Entwicklung zu. Wir waren uns unsicher, ob dieser
Wandel im Resolutionstext der FDP mit bedacht
ist. Klar ist aber - darüber sind wir uns im Haus alle
einig -: Es wird nicht ohne Förderzentren gehen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Wir machen uns die Ausführungen von Frau Wen-
de in der Debatte vom 20. März zu Eigen, die sagte:

„Auch in Zukunft wird es in Schleswig-Hol-
stein Förderzentren für Schülerinnen und
Schüler mit erheblichem Unterstützungsbe-
darf geben, zum Beispiel im Bereich der gei-
stigen, körperlichen und motorischen Ent-
wicklung.“

Das ist nicht strittig. Wir wissen, dass es junge
Menschen mit besonderen Beeinträchtigungen gibt,
denen man keinen Gefallen damit täte, sie in Regel-
schulen zu unterrichten. Und es gibt andere, die
möglicherweise nur zeitweise in Regelschulen un-
terrichtet werden können und ansonsten in Förder-
zentren unterstützt werden, die dann Inklusion erst
möglich machen.

Spannend war für mich ein Gedanke, den ich aus
einem Gespräch mit Elternvertretern der Förderzen-
tren G in der vergangenen Woche mitgenommen
habe. Die Eltern argumentierten, für ihre Kinder ge-
be es Inklusion überhaupt nur im Förderzentrum.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Habersaat, gestatten Sie eine
Zwischenfrage oder -bemerkung der Frau Abgeord-
neten Klahn?

Martin Habersaat [SPD]:

Aber bitte.

Anita Klahn [FDP]: Lieber Kollege Haber-
saat, Sie wissen, dass die Überschrift des An-
trags lautet: Erhalt von Förderzentren.
Können Sie mir intellektuell folgen, dass es
richtig ist, in dem Antrag vorrangig von För-

derzentren zu sprechen? Sie haben meinem
Redebeitrag, dem Sie - wie ich annehme -
aufmerksam verfolgt haben, entnehmen kön-
nen, dass ich deutlich gemacht habe, dass es
für uns immer zwei Wege in diesem Bereich
geben wird. Ich entnehme Ihrem Beitrag,
dass auch Sie das so sehen. Warum können
Sie sich dann nicht unserem Antrag anschlie-
ßen, der schlicht und einfach fordert, was Sie
offensichtlich formulieren, den Erhalt von
Förderzentren?

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Weil der nicht
nur aus der Überschrift besteht!)

- In Ihrem Antrag ist von einem uneingeschränkten
Bekenntnis die Rede. Im Zusammenhang mit der
Überschrift „Erhalt von Förderzentren“ interpretie-
re ich das mit meinen bescheidenen Möglichkeiten
so, dass Sie sagen, es müssten uneingeschränkt alle
Förderzentren, die es in Schleswig-Holstein heute
gibt, erhalten bleiben. Ich habe gerade versucht, ru-
hig und sachlich darzulegen, warum Förderzentren
ein Weg sind, aber nicht alle Förderzentren in ihrer
heutigen Form in Schleswig-Holstein bestehen blei-
ben werden.

(Anita Klahn [FDP]: Dann habe ich Sie rich-
tig verstanden - -)

- Ich gestatte eine weitere Zwischenfrage, Herr Prä-
sident.

Anita Klahn [FDP]: Das ist eine Bemer-
kung. - Ich habe es also richtig verstanden,
dass Sie nicht ausschließen, dass Förderzen-
tren geschlossen werden.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie verstehen ei-
gentlich gar nichts!)

- Frau Kollegin Klahn, wie Sie vielleicht wissen,
vertrete ich hier den Wahlkreis Stormarn-Süd, zu
dem neben Reinbek, Glinde, Barsbüttel und Ost-
steinbek auch die Gemeinde Wentorf im Kreis Her-
zogtum Lauenburg gehört. In der Gemeinde Wen-
torf im Kreis Herzogtum Lauenburg befand sich die
aus meiner Sicht schönste Schule, die wir in ganz
Schleswig-Holstein hatten, das Landesförderzen-
trum Sprache. Dieses Landesförderzentrum Sprache
wird es bald nicht mehr geben. Das geht auf eine
Entscheidung Ihrer Koalition zurück, die ich vor
Ort allerdings verteidigt habe.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Das ist nach
Schleswig verlegt worden!)

- Teile sind nach Schleswig verlegt worden. Teil-
weise ging es darum, die Schülerinnen und Schüler
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mit besonderem Förderbedarf im Heimatkreis zu
beschulen. Genau solche Entwicklungen sind auch
weiter denkbar. Die möchte ich heute nicht voll-
ständig ausschließen.

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, es gibt den Bedarf nach einer
weiteren Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Hei-
ner Garg.

Martin Habersaat [SPD]:

Bitte!

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Kollege
Habersaat, würden Sie zur Kenntnis nehmen,
dass wir uns in dem Antrag, den Sie fälschli-
cherweise so zitiert haben, dass wir beantra-
gen würden, den Erhalt aller Förderzentren
zu gewährleisten, uneingeschränkt zum Er-
halt von Förderzentren bekennen? In Punkt
zwei würdigen wir die Arbeit aller Förder-
zentren. Wir fordern in unserem Antrag nicht
den Erhalt aller Förderzentren, wie Sie es ge-
rade glauben machen wollten.

(Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie es Frau Klahn gefordert hat! -
Unruhe)

- Das ist eine hilfreiche Klarstellung. Die Frage von
Frau Klahn zielte in eine andere Richtung. Ich halte
mich im Zweifel an das Geschriebene und an den
PGF, denn Ober sticht Unter.

(Vereinzelte Heiterkeit und Zurufe)

Wir hatten in der vergangenen Woche auch eine
Neuauflage des Runden Tisches Inklusion. Ulrich
Hase hat auch da noch einmal auf die Bedeutung
der Peergroup für Menschen mit spezifischen Be-
einträchtigungen hingewiesen. Das ist natürlich ein
Gedanke, den man mitdenken muss, und auch der
spricht dafür, dass es immer eine wichtige Rolle für
Förderzentren geben muss.

Natürlich sollen Eltern das letzte Wort haben,
wenn es um die Entscheidung Regelschule oder
Förderzentrum geht. Um diese Entscheidung re-
flektiert treffen zu können, haben sie einen An-
spruch auf Beratung. Das eigene Kind zu überfor-
dern, ist sicherlich ebenso schädlich, wie es zu un-
terfordern. Hier müssen Regelschulen und Förder-
zentren bei der Information und bei der Beratung
der Eltern zusammenwirken. Wenn nun der Antrag

der FDP den Eindruck erweckt, als habe irgendje-
mand die Qualifikation oder das Engagement der
Lehrerinnen und Lehrer an den Förderzentren in
Zweifel gezogen, kann er sich dabei mit Sicherheit
nicht auf die Rede von Frau Wende in der Debatte
stützen. Es gibt keinen Grund für so eine Debatte,
und es gibt auch keinen Grund, der Ministerin zu
unterstellen, sie stelle sich nicht vor ihre Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter.

Eine dritte Vogelscheuche nun baut die FDP in ih-
ren Antrag auf, wenn sie den Erhalt der Ausbil-
dung für das Lehramt Sonderpädagogik fordert.
Dass es die gibt, können Sie in § 16 des Entwurfs
über das Lehrkräftebildungsgesetz nachlesen.

(Zuruf Heike Franzen [CDU])

Wir haben uns deshalb erlaubt, Ihren Antrag ein
wenig vom Kopf auf die Füße zu stellen, auf das
hinzuweisen, was Tatsache ist, statt den einen oder
anderen Popanz aufzubauen, der nichts als Verunsi-
cherung bei den Betroffenen schüren soll. Ich bitte
um Abstimmung in der Sache und um Zustimmung
zum Antrag der Koalition. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat Frau Abgeordnete Anke Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was
wird aus den Förderzentren? - Das ist die Frage, die
uns beschäftigt und die uns weiter beschäftigen
wird. Inklusion bedeutet Teilhabe für alle, und es
ist in der Debatte deutlich geworden, dass es zwei
Punkte gibt, um die es geht. Der eine heißt, „mit-
tenmang“ und Teil des Ganzen zu sein, und in dem
anderen Bereich geht es um die individuelle Förde-
rung. Auch in dieser Debatte ist klar geworden,
dass diese beiden Ziele zurzeit in einem Span-
nungsverhältnis stehen. Es liegt an mangelnden
Ressourcen. Ich glaube, da besteht Konsens hier im
Saal.

Ich möchte einmal ein Beispiel nennen, was es
heißt, mittenmang zu sein. Sander ist mit Down-
Syndrom auf die Welt gekommen. Seine Mutter ist
sehr froh, dass er in die Regelgrundschule gegan-
gen ist, weil alle im Dorf nun seinen Namen ken-
nen. Niemand starrt ihn an, er gehört einfach dazu.
Inzwischen ist Sander 13 Jahre alt. Er besucht ein
Förderzentrum für Kinder mit geistigem Förderbe-
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darf, weil er dort - davon sind seine Eltern über-
zeugt - besonders gut gefördert werden kann, um
später auch an der Gesellschaft teilhaben zu kön-
nen. Wenn der Lehrer krank ist, führt das zurzeit
dazu, dass Sander Zuhause bleiben muss, weil die
Förderzentren keine ausreichenden Kapazitäten ha-
ben. Wenn er allein ohne Freunde zu Hause ist, ist
das das Gegenteil von Teilhabe.

Ein Aspekt - Martin Habersaat hat das schon ange-
sprochen - hat sich aus dem Gespräch mit den El-
tern der Schüler von Förderzentren ergeben: Auch
für Eltern ist es ein großes Problem, wenn sie wis-
sen, dass zusätzlich zu allen weiteren Hindernissen
die Kinder in den Förderzentren nicht verlässlich
beschult werden können. Sie haben ein Recht auf
Teilhabe am Berufsleben.

„Mittenmang“ zu sein einerseits und individuelle
Förderung andererseits - darum geht es im Prinzip
bei der Frage, wie wir das austarieren. Herr Garg,
da sind wir dicht beieinander. Wir müssen natürlich
sehen, wie sich das Verhältnis von Förderzentren
- wir sind uns im Klaren, dass es die weiterhin ge-
ben wird - und von Regelschulen dynamisch ent-
wickelt. Förderzentren werden nicht abgeschafft.
Förderzentren erhalten - das steht auch im Koaliti-
onsvertrag. Das ist genauso richtig, wie es undiffe-
renziert ist. Darum wird es gehen, auch bei dem
Konzept der Landesregierung. Davon gehe ich aus.

Frau Klahn, deswegen muss ich auch sagen, dass
ich Ihr Parlamentsverständnis nicht verstehe, dass
Sie, wenn wir Positionen formulieren, die auch im
Koalitionsvertrag niedergelegt sind, das als Maßre-
gelung der Ministerin verstehen. Das ist für mich
wirklich ein abwegiges Parlamentsverständnis, das
muss ich sagen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und SSW)

Ich will einmal kurz darauf eingehen, wohin man
besonders schauen muss: Ich glaube, die Landes-
förderzentren sind sehr gut aufgestellt. Bei den
Förderzentren G - die waren gerade schon Thema -
würde ich eher sagen, dass wir dazu kommen müs-
sen, dass diese verlässliche Schulen werden, und
zwar mit den gleichen Argumenten wie Grund-
schulen verlässliche Schulen sind.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW, Dr. Heiner Garg [FDP] und Sven
Krumbeck [PIRATEN])

Förderzentren für - so nenne ich sie einmal - Lang-
sam-Lerner, also Förderzentren L haben schon eine
sehr hohe Inklusionsquote. Da werden wir weiter

ansetzen. Viele arbeiten schon als Schulen ohne
Schülerinnen und Schüler. Die Langsam-Lerner
verursachen in den Schulen nicht das Problem, es
geht um die Kinder - die sogenannten Verhaltenso-
riginellen -, die in der Lage sind - übrigens oft
ziemlich clever -, den ganzen Unterricht lahmzule-
gen. Um diese Kinder müssen wir uns besonders
kümmern. Sie brauchen Angebote.

In Uetersen soll es schon ein sehr gutes Modell ge-
ben. Auf dem Koppelsberg ist für den Kreis Plön
zum nächsten Sommer ein Angebot zeitlich befri-
stet geplant. Da sind die Kids gut aufgehoben, es ist
gut für die Mitschülerinnen und Mitschüler auch in
den Regelschulen, und es ist eine wirkliche Entla-
stung für die Lehrkräfte. An dieser Stelle - ich
möchte das noch einmal betonen - ein Dank an die
Lehrkräfte hier im Land. Während wir hier debat-
tieren, sorgen sie für Teilhabechancen für unsere
Jungen und Mädchen im ganzen Land, sowohl - ich
glaube, auch das ist Konsens - in Förderzentren als
auch in Regelschulen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW, Heike Franzen [CDU] und Barbara
Ostmeier [CDU])

Nicht die Schulen haben ihre Hausaufgaben nicht
gemacht, die Politik - wir - hat in dem Bereich
Hausaufgaben nicht gemacht. Deswegen hat es mir
gut gefallen, dass hier die Diskussion in der Ver-
gangenheit eigentlich immer leise und mit einem
Schuss Demut geführt wurde, weil wir alle wussten,
dass wir da nicht die lauten Töne anschlagen kön-
nen. Ich wünsche mir, aber ich bin auch sehr zuver-
sichtlich, dass wir zu diesem Ton im Ausschuss
wieder zurückkommen. Ich wünsche mir Aus-
schussberatungen zu diesen Punkten.

(Martin Habersaat [SPD]: Okay!)

- Okay, ich habe ihn überzeugt. Ich bin sicher: Je
differenzierter wir auf die Konzepte schauen, desto
näher sind wir möglicherweise auch beieinander.
Ich freue mich auf die Ausschussberatungen. - Vie-
len Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat Herr
Abgeordneter Sven Krumbeck.
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Sven Krumbeck [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich erinnere mich noch gut an eine
der letzten Bildungsausschusssitzungen. Ganz zum
Schluss freute sich Frau Erdmann als Aus-
schussvorsitzende herzlich darüber, uns eine gute
Nachricht mitteilen zu können: Das Förderzentrum
Kropp wurde mit dem Jakob-Muth-Preis ausge-
zeichnet.

(Beifall PIRATEN, vereinzelt CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Es hagelte Pressemitteilungen der Glückwünsche.
Man war richtig stolz darauf, so eine Schule im
Land zu haben, eine Schule, die sich zum Ziel ge-
setzt hat, allen Schülerinnen und Schülern gerecht
zu werden, sie respektvoll zu behandeln und nie-
manden zurückzulassen.

Liebe Frau Klahn, hätten Sie diese Resolution vor
einigen Wochen in den Landtag eingebracht, hätte
ich mich vielleicht zurückhaltender eingelassen, als
ich es heute tue. Die letzte Landtagssitzung und die
Debatte um die Bemerkung der Bildungsministerin
haben mich aber aufmerksam werden lassen. Daher
freue ich mich heute über beide Initiativen, die wir
vorliegen haben und die ausdrücklich den Wert der
Förderzentren unterstreichen. Ich teile meine
Freude sicher auch mit dem Schulleiter des Förder-
zentrums Kropp, der ausdrücklich öffentlich für den
Erhalt der Förderzentren eingetreten ist. Für ihn
nämlich sind Förderzentren als Anlaufstelle und
Wissenspool unverzichtbar. Seine schülerlose, aus-
gezeichnete Schule in Kropp bietet eine Fachbiblio-
thek, ein Testcenter, Arbeitsmaterialien für Schüler
mit unterschiedlichen Behinderungen sowie
Fachräume, in denen Lehrkräfte mit lernschwachen
oder sinnesbehinderten Kindern arbeiten können.

Gerade durch die von der Bildungsministerin losge-
tretene Debatte über die Wertschätzung der Ar-
beit in Förderzentren mit oder ohne Schüler ha-
ben uns alle zahlreiche Anrufe, Briefe und Mails er-
reicht, in denen man sich für die Förderzentren
starkgemacht hat. Das waren offizielle Schreiben
von Lehrerverbänden, aber auch sehr persönliche
Mitteilungen von Schülern aus den Förderzentren,
die sich für ihre Schule starkgemacht haben. Sie sa-
hen sich dazu verpflichtet, weil sie selbst der beste
aller Gründe für den Bestand der Förderzentren
sind. Sie sind der beste Beweis, weil sie erfolgreich
sind. Sie wurden erfolgreich beschult und in ihrer
Persönlichkeitsentwicklung so begleitet, dass sie
sich trauen, heute für ihre Schulen in die Bresche
zu springen und sich öffentlich zu bekennen, wo die

zuständige Bildungsministerin diese Schulen, die
auch gern einmal einen Preis feiern, aus Versehen
auch gern einmal diskreditiert.

Ich persönlich sage immer wieder gern: Ich möchte
eine Schule für alle Kinder. Ich wünschte mir, wir
wären 20 Jahre weiter in unseren Inklusionsbemü-
hungen. Fakt ist aber, dass viele Menschen Inklusi-
on in der Schule in diesem Land als gescheitert be-
werten. Alles muss neu aufgebaut werden, und alle
hoffen auf das große Konzept der Ministerin im
nächsten Monat. Daher ist es sinnvoll, beide Anträ-
ge im großen Zusammenhang mit diesem Konzept
zu diskutieren. Ich selbst möchte, bezugnehmend
auf den Antrag der Mehrheitsfraktionen, die Bera-
tungen zum Lehramt Sonderpädagogik im Aus-
schuss abwarten, bevor ich anfange zu jubeln. Das
wird jeder, der in den letzten Tagen auf Sachlich-
keit gedrängt hat, verstehen.

Ich selbst glaube dieser Landesregierung nicht
mehr so recht, dass sie die verbesserten Arbeits-
bedingungen für Lehrer insgesamt erreicht, dass
sie mehr Sonderpädagogen einstellen wird. Wer
meint, dass die Last zu wuppen ist, je besser sie auf
mehrere Schultern verteilt wird, der wird vermut-
lich enttäuscht werden. Diese Landesregierung hat
sich bisher dadurch ausgezeichnet, dass sie der
Schule von oben immer mehr Aufgaben überstülpt
und ohne ausreichende Finanzierung verordnet, die-
ser aber gleichzeitig unten das Fundament weg-
bricht.

Gerade deshalb ist es so wichtig, die Förderzentren
nachhaltig abzusichern. Ich lasse mich dabei auch
gern positiv überraschen. In diesem Zusammen-
hang möchte ich die Ministerin an das angekündig-
te Gespräch mit den pädagogischen Mitarbei-
tern erinnern. Dazu gab es noch keinen Terminvor-
schlag. Das darf nicht in Vergessenheit geraten.
Darum erinnere ich daran. Auch das gehört in die-
sen Zusammenhang.

Deswegen beantrage ich Ausschussüberweisung für
beide Anträge und hoffe auf eine gute Diskussion
dazu im Ausschuss.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN, CDU und
SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Abgeordneten des SSW hat Frau Abgeord-
nete Jette Waldinger-Thiering das Wort.
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Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Ich denke, spätestens an die-
sem Punkt sollten wir nun alle in der Lage sein, zu
einer sachlichen und vielleicht sogar konstruktiven
Debatte zurückzukehren. Nach meiner Auffassung
hat man jedenfalls auch beim Thema Förderzen-
tren keinen Anlass zu Empörung oder Missbilli-
gung. SSW, Grüne und SPD haben schon im Koali-
tionsvertrag klipp und klar vereinbart, dass wir an
den Förderzentren festhalten. Wir brauchen keine
Resolution zum Erhalt dieser Schulform. Denn sie
war und ist nicht in Gefahr. Es kann gar keinen
Zweifel daran geben: Die Förderzentren leisten her-
vorragende Arbeit bei der Unterrichtung, Betreuung
und Förderung von Schülerinnen und Schülern mit
Handicap. Durch sie wird Inklusion erst möglich.
Und nur durch sie wird echte Wahlfreiheit für die
Eltern sichergestellt. Mittlerweile dürfte hoffentlich
allen aufgegangen sein, dass Inklusion eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe ist.

Präsident Klaus Schlie:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Frau Abgeordneten Heike Franzen?

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Eine kleine kurze, ja.

Heike Franzen [CDU]: Es wird eine kleine
kurze. - Frau Waldinger-Thiering, Sie haben
uns gerade erläutert, Sie brauchten gar keine
Resolution zum Erhalt der Förderzentren.
Können Sie mir dann erklären, warum Sie ei-
ne einbringen?

- Sie haben beziehungsweise die FDP hat eine
falsche Resolution eingebracht. Wir mussten natür-
lich einen Änderungsantrag stellen, damit wir ge-
wisse Dinge klarstellen. Und das tun wir.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es geht hier um weit mehr als nur um Bildung.
Aber in meinen Augen zeigt das Schicksal vieler
Kinder aus den Förderzentren, wie weit wir noch
von einer wirklichen inklusiven Gesellschaft ent-
fernt sind. Machen wir uns doch nichts vor: Inklu-
sion endet noch zu häufig mit Schulschluss. Wir
brauchen aber weitergehende Angebotsstrukturen.
Auch im Freizeitbereich müssen Kinder mit Handi-
cap selbstverständlicher Teil dieser Gemeinschaft
sein. Stattdessen sind sie nicht selten vollkommen

isoliert, sobald die Schule aus ist. Hier sehe ich ein
Problem - und nicht in den Förderzentren.

Natürlich kommt den Bildungseinrichtungen eine
besondere Rolle zu, wenn es um Inklusion geht.
Hier müssen und hier werden wir ganz besonders
hart arbeiten, um zu Verbesserungen zu kommen.
Das Tempo wollen wir ganz bestimmt nicht raus-
nehmen. Eine Entschleunigung halte ich für den
völlig falschen Weg. Aber ich hoffe, wir können
uns darüber einig werden, dass gründlich gearbeitet
werden muss. Genau das tut das Ministerium, in-
dem es unter Beteiligung von Experten und Betrof-
fenen ein erstes Inklusionskonzept entwickelt, das
uns im Sommer vorliegen wird. Selbstverständlich
wird hier die Expertise der Sonderpädagogen an
den Förderzentren einfließen. Das halte ich für ab-
solut unverzichtbar. Für den SSW will ich aber fest-
halten, dass nach unserer Überzeugung weder
Schnellschüsse noch Panikmache und schon gar
keine Stürme in Wassergläsern helfen, wenn wir in
Sachen Inklusion wirklich weiterkommen wollen.

Gerade hat die Bertelsmann-Stiftung wieder die
Vorreiterrolle Schleswig-Holsteins bei der inklu-
siven Beschulung bestätigt. Auch in der jüngsten
Vergangenheit wurden laut Studie große Fortschrit-
te erzielt. Hierauf werden wir uns aber ganz gewiss
nicht ausruhen. Denn wir wollen Stück für Stück zu
einem wirklich inklusiven Schulwesen kommen.
Eins darf man dabei nicht vergessen: Es steht noch
ein umfangreicher - und mit Sicherheit äußerst auf-
schlussreicher - Bericht zur Inklusion im Schulwe-
sen aus. Und nicht zuletzt sollen auch die Ergebnis-
se des Runden Tisches und der Arbeitsgruppe unter
Leitung des Staatssekretärs in das Konzept einflie-
ßen. Diese ehrliche Bestandsaufnahme und Fakten-
grundlage ist in meinen Augen unverzichtbar. Denn
wir wollen etwas bewegen und keine Schönfärberei
betreiben.

Wir dürfen uns bei dieser wichtigen Aufgabe nichts
vormachen: Bis zu unserem Ziel, einer möglichst
umfassenden inklusiven Beschulung bei höchst-
möglicher Qualität, ist es noch ein weiter Weg. Die
Förderzentren sind und bleiben dabei unverzicht-
bar, denn sie sichern Wahlfreiheit für die Eltern, die
vor der großen Frage stehen, wie die bestmögliche
Förderung ihrer Kinder gewährleistet werden kann.
Unabhängig davon müssen wir aber all unsere
Lehrkräfte für diese Herausforderung fit machen.
Das sage ich ausdrücklich nicht mit Blick auf das
neue Lehramt Sonderpädagogik. Dies gilt genauso
für Lehrerinnen und Lehrer, die bereits fertig aus-
gebildet oder auch schon länger an unseren Schulen
tätig sind. Auch ihnen wollen wir hier alle Möglich-
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keiten und Chancen bieten. In ihren Werkzeugka-
sten gehören ganz ohne Zweifel inklusive Konzepte
und Maßnahmen der inklusiven Unterrichtsgestal-
tung. Ich bin fest davon überzeugt, dass es uns ge-
meinsam gelingen wird, Inklusion besser zu gestal-
ten.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Landesregierung hat die Ministerin für Bil-
dung und Wissenschaft, Professorin Dr. Waltraud
Wende, das Wort.

Dr. Waltraud Wende, Ministerin für Bildung und
Wissenschaft:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-
ordnete! 2009 hat Deutschland die Behinderten-
rechtskonvention der UN ratifiziert. Damit ist
Deutschland, also auch Schleswig-Holstein, eine
völkerrechtlich bindende Verpflichtung zum Auf-
bau eines inklusiven Bildungssystems eingegangen.
Ich betone - wie bereits in der letzten Landtagssit-
zung - gern noch einmal: Durch die Ratifizierung
der UN-Konvention ist diese innerstaatliches, natio-
nales, deutsches Recht geworden. Damit geht es
nicht mehr um die Frage, ob wir Inklusion verwirk-
lichen wollen, sondern wie wir Inklusion verwirkli-
chen können.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Als Bildungsministerin von Schleswig-Holstein ist
es meine Pflicht, dem gesetzlich fixierten Anspruch
auf inklusive Bildung Raum zu verschaffen. Ich
wiederhole - was ich bereits während der letzten
Landtagssitzung gesagt habe -, die massive Kritik
des Deutschen Instituts für Menschenrechte an der
Umsetzung der Behindertenrechtskonvention in
Deutschland sollte uns zu denken geben. Wir sind
in der Pflicht zu handeln, meine Damen und Her-
ren. Ich zitiere, wie ebenfalls bereits während der
letzten Landtagssitzung, aus dem Rechtsgutachten
der Kanzlei Poscher, Rux und Langer:

„Der Behindertenrechtskonvention liegt die
Zielvorstellung einer fast vollständigen In-
klusion von Schülern mit Behinderungen in
die Regelschule zugrunde.“

„Fast vollständig“ bedeutet dabei laut UN-Hand-
buch für Parlamentarier - ich wiederhole, damit es
hier keine Missverständnisse gibt: laut UN-Hand-
buch für Parlamentarier -: 80 bis 90 %. Eine Ziel-

größe von 80 bis 90 % schließt damit also die Exi-
stenz von Förderzentren keineswegs aus. Auch in
Zukunft wird es Förderzentren für Schülerinnen
und Schülern mit erheblichem Unterstützungsbe-
darf geben. 10 bis 20 % der Schülerinnen und
Schüler mit starken körperlichen oder geistigen Be-
hinderungen bekommen genau hier ihre optimale
Unterstützung. Zudem akzeptiere ich die Entschei-
dung vieler Eltern, die ihr Kind lieber an einem
Förderschulzentrum beschulen lassen wollen, weil
sie - die Eltern - der Auffassung sind, dass es dort
am besten gefördert wird.

Meine Damen und Herren, die Mehrheit der Kinder
mit Förderbedarf ist, und zwar vorwiegend in den
Bereichen Lernen, Sprache, soziale und emotionale
Entwicklung, jedoch an den allgemeinbildenden
Schulen besser aufgehoben.

(Beifall SPD und Flemming Meyer [SSW])

Die Mehrheit der Kinder mit Förderbedarf profitiert
vom inklusiven Schulunterricht an den Grund-
schulen, an den Gemeinschaftsschulen und an den
Gymnasien. Auch die Kinder ohne Förderbedarf
profitieren sowohl intellektuell als auch sozial von
gemeinsamer inklusiver Beschulung.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich wiederhole mich: Das bedeutet nicht, dass wir
in Zukunft keine Förderzentren mehr haben wer-
den. Ja, wir werden auch in Zukunft Förderzentren
mit Schülerinnen und Schülern haben, insbesondere
für Kinder mit starken körperlichen oder geistigen
Behinderungen. Der Fortbestand dieser Förderzen-
tren - es gibt in unserem Land insgesamt 29 Förder-
zentren - steht außer Frage. Außerdem haben wir
zurzeit in Schleswig-Holstein 53 Förderzentren für
Lernen, Sprache, soziale und emotionale Entwick-
lung. 17 Förderzentren sind sogenannte Schulen oh-
ne Schüler. Das heißt, die diesen Zentren zugeord-
neten Sonderpädagogen und Sonderpädagoginnen
unterrichten Schüler und Schülerinnen nicht in ei-
ner eigenen Förderschulklasse, sondern wirken an
der inklusiven Beschulung in allgemeinbildenden
Schulen mit.

Sehr geehrte Damen und Herren, um es noch ein-
mal zu wiederholen: Ich schätze die Arbeit der Son-
derpädagogen und Sonderpädagoginnen und der Er-
zieher und Erzieherinnen sehr.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Egal ob die Sonderpädagoginnen und Sonderpäd-
agogen die Schüler und Schülerinnen in einem För-
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derzentrum beschulen oder aber die Inklusion in
den Regelschulen unterstützen; ich schätze sie.
Aber ich positioniere mich auch in einem anderen
Punkt eindeutig: Die Verwirklichung der UN-Kon-
vention muss unsere Zielgerade sein.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Doch auch hier gilt wie immer: Qualität geht vor
Schnelligkeit. Nicht die schnellste, sondern die bes-
te Lösung muss unser Ziel sein.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Ich interpretiere die Diskus-
sion zur Geschäftsordnungslage so, dass wir jetzt
zur Ausschussüberweisung kommen können.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
18/1731 und den Änderungsantrag Drucksache
18/1791 als selbstständigen Antrag an den Bil-
dungsausschuss zu überweisen. Wer so beschießen
will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Das ist
einstimmig so beschlossen.

Meine Damen und Herren, begrüßen Sie gemein-
sam mit mir auf der Besuchertribüne Schülerinnen
und Schüler des Wolfgang-Borchert-Gymnasiums
Halstenbek und Schülerinnen und Schüler des Be-
rufsbildungszentrums Segeberg. - Seien Sie uns
herzlich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung gesetzlicher Vorschriften über die
Wahlen von Landesbeauftragten

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 18/1764

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.
Ich eröffne die Grundsatzberatung und erteile dem
Herrn Oppositionsführer, dem Fraktionsvorsitzen-
den der CDU, Herrn Abgeordneten Johannes Call-
sen, das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was
diese Regierungskoalition sich insbesondere in
Personalfragen leistet, ist schon ein starkes Stück.
Anders ist das wirklich nicht zu beschreiben.

(Beifall Hans-Jörn Arp [CDU])

Statt sich an übliche parlamentarische Verfahren zu
halten, erleben wir in dieser Legislaturperiode im-
mer wieder, wie SPD, Grüne und SSW ihre eigenen
Personalinteressen ohne Rücksicht auf andere
durchsetzen.

(Beifall CDU)

Ich will erinnern: Um Thilo Weichert als Daten-
schutzbeauftragten im Amt halten zu können, än-
dert diese Koalition mit ihrer Einstimmenmehrheit
eben mal das Gesetz. Um erst gar keine Diskussion
über die Frage der Nachfolge von Frau Wille als
Bürgerbeauftragte für soziale Angelegenheiten auf-
kommen zu lassen, wird der Opposition die Kandi-
datin der Koalition eine Stunde vor der Pressekon-
ferenz präsentiert, ohne dass vorher Gespräche mit
den anderen Fraktionen stattgefunden hätten. Da-
bei, und das ist unsere Überzeugung, sollte doch
gerade bei den Beauftragten des Landtags, über die
wir reden, das Ziel sein, nach Gesprächen mit ande-
ren Fraktionen einen größtmöglichen Konsens zu
erreichen.

(Beifall CDU und FDP)

Heute Nachmittag steht das Thema noch einmal auf
der Tagesordnung. Aber auch hier spielt das schon
eine Rolle: Auch bei der Nachfolge der Leitung der
Landeszentrale für politische Bildung wollen SPD,
Grüne und SSW einfach per Gesetzesänderung in
ein laufendes Ausschreibungsverfahren eingreifen.
Das ist Personalpolitik nach parteipolitischer Guts-
herrenart, die ich hier nicht gutheißen kann.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Diese Regierungskoalition verwechselt Beauftrag-
te des gesamten Landtags mit Kabinettsposten ei-
ner Landesregierung. Das ist des Schleswig-Hol-
steinischen Landtags unwürdig. Sie setzen eiskalt
Ihre eigenen Personalinteressen durch. Sie
missbrauchen den Landtag für Ihre personelle
Lobbyarbeit. Das ist die Politik dieser Regierungs-
koalition in Schleswig-Holstein.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)
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Das Schlimme dabei ist: Nicht nur die SPD-Frakti-
on, auch die Fraktion der Grünen und die Abgeord-
neten des SSW haben ihr parlamentarisches Gewis-
sen mittlerweile verloren.

(Beifall CDU und FDP)

Sie haben zu verantworten, dass die parlamentari-
sche Zusammenarbeit in diesem Haus einen Tief-
punkt erreicht hat. Jeder einzelne Abgeordnete der
Koalition ist dafür mitverantwortlich.

(Beifall Hans-Jörn Arp [CDU] und Volker
Dornquast [CDU])

Herr Ministerpräsident, Sie fordern - das haben Sie
gestern auch getan - die Opposition immer zur
konstruktiven Mitarbeit auf. Ich sage Ihnen: Ihre
Regierungsfraktionen tun alles, um die Ideen der
Opposition noch nicht einmal im Ansatz anzuhören.
Sie entscheiden mit ihrer Einstimmenmehrheit über
die Besetzung von Beauftragten des gesamten
Landtags, ohne vorher mit den Oppositionsfraktio-
nen gesprochen zu haben. Herr Albig, diese eine
Stimme zur Mehrheit ist auch Ihre Stimme. Damit
sind Sie ganz persönlich ebenso verantwortlich für
diesen unsäglichen Politikstil wie jeder einzelne
Abgeordnete der Grünen, des SSW und der SPD in
diesem Haus. Sie können nicht immer sagen, das
habe der Landtag entschieden. Das ist eine feige
Ausrede. Sie sind mit Ihrer Stimme Teil dieses
Landtags in Schleswig-Holstein.

(Beifall CDU und FDP)

Unter dieser rücksichtslosen Machtpolitik der
Regierungskoalition leiden am Ende die einzelnen
Ämter, über die wir reden. Es leiden die Beauftrag-
ten, und es leidet besonders deren politische Unab-
hängigkeit.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Es kann nicht sein, dass diese Regierung sich jetzt
auch noch alle Beauftragten des Landtags unter den
Nagel reißen will. Deshalb legt die CDU-Fraktion
heute einen Gesetzentwurf vor, der genau diesen
Entwicklungen der vergangenen Monate Rechnung
trägt. Unser Ziel ist es, die Beauftragten des
Landtags zu stärken und für ihre Wahl eine Zwei-
drittelmehrheit einzuführen. Wir wollen damit si-
cherstellen, dass Beauftragtenposten des Landtags
nicht wie Regierungsposten vergeben werden, denn
Beauftragte des Landtags sind kein verlängerter
Arm der Landesregierung. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Für die SPD-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende
der SPD, Herr Abgeordneter Dr. Ralf Stegner, das
Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es gibt Ämter, deren Besetzung wählen wir in die-
sem Hause mit einer Zweidrittelmehrheit. Die
Zweidrittelmehrheit steht in erster Linie für eine
verfassungsändernde und damit für eine besondere
Mehrheit. Sie gilt bei der Wahl von Richtern, bei
der Wahl des Landesverfassungsgerichts, also bei
der Einsetzung der Judikative. Die Landesrech-
nungshofpräsidentin, die übrigens auf Vorschlag
der CDU ins Amt kam, wird ebenfalls mit Zweidrit-
telmehrheit gewählt. Sie ist auch Dienstherrin einer
eigenen Behörde.

Landesbeauftragte sind eine große Errungenschaft
des politischen Systems in Schleswig-Holstein. Ich
habe gestern am Beispiel der Bürgerbeauftragten
für soziale Angelegenheiten einiges hierzu gesagt.

Ist aber die von mir soeben skizzierte Zweidrittel-
mehrheit für diese Ämter die richtige Wahl? Der-
zeit wird im Parlament mit einfacher Mehrheit über
die Besetzung dieser Ämter entschieden. Warum
sollten wir das ändern? Die Beauftragten haben
gegenüber dem Landtag eine Berichtspflicht. An-
dere Amtsinhaber sind uns gegenüber deutlich
mehr Rechenschaft schuldig. Ich erinnere daran,
dass der Ministerpräsident als Kopf der Exekutive
mit Richtlinienkompetenz mit einfacher Mehrheit
vom Landtag gewählt wird. Dieselbe Mehrheit gilt
für die Wahl des Landtagspräsidenten, obwohl von
diesem eine überparteiliche Amtsführung erwartet
wird.

Herr Callsen, wie begründen Sie es eigentlich sach-
lich, Beauftragte mit Zweidrittelmehrheit zu wäh-
len, Landtagspräsident und Ministerpräsident dage-
gen mit einfacher Mehrheit? Ich sage Ihnen: Lassen
Sie die Kirche im Dorf!

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Ich denke, dass Frust die Motivation für Ihren An-
trag ist. Sie verrennen sich ein ums andere Mal, und
selbst die FDP macht sich über Ihre Oppositionsar-
beit lustig. Frust ist aber ein schlechter Ratgeber.
Die CDU hat keine Mehrheit und vermag sich nicht
durchzusetzen Es gelingt Ihnen nicht, substanzielle
Konzepte als Gegenvorschläge zu unseren Ge-
setzentwürfen zu entwickeln.
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Das Ergebnis davon ist, dass Sie offensichtlich
überlegen, wie groß eine einfache Mehrheit sein
muss, damit die CDU in diesem Land überhaupt
noch mitreden kann. Ich sage Ihnen: So funktioniert
unsere Demokratie nicht. Die Wählerinnen und
Wähler haben anders entschieden. Bitte versuchen
Sie nicht, Ihre Konzeptlosigkeit mit Larmoyanz zu
überdecken.

Ich will ja gar nicht so weit gehen wie Olaf Scholz,
der gesagt hat: Wir sind liberal, aber nicht doof. -
Vielmehr sage ich: Dialog immer, aber am Ende
steht in der Demokratie eine Entscheidung der
Mehrheit.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der
Opposition, Sie kennen das doch auch aus der -
wenn auch kurzen - Mehrheitsperspektive, die Sie
hatten. Wie oft haben Sie eigentlich zwischen 2009
und 2012 davon Gebrauch gemacht?

Ich darf Ihr Gedächtnis auffrischen: Sie haben ein
sehr umstrittenes Vorschaltgesetz zum Schulgesetz
eingebracht und ohne Anhörung beschlossen. Sie
haben ein entgegengesetztes Gesetz von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW und LINKEN
abgelehnt. Beim Haushaltskonsolidierungsgesetz
haben Sie die Gewerkschaften und die Sozialver-
bände bei der Anhörung außen vor gelassen, ob-
wohl diese davon betroffen waren. Im Jahr 2011
haben wir den von Ihnen vorgeschlagenen Flücht-
lingsbeauftragten, Herrn Schmidt, dessen ausge-
zeichnete Arbeit ich an dieser Stelle ausdrücklich
erwähnen möchte, mitgewählt, obwohl das Verfah-
ren der Besetzung mehr als unwürdig war.

Wir waren mit Ihrem Vorgehen nicht einverstanden
und pflegen deshalb heute einen anderen Stil.

(Lachen CDU)

Wir haben aber nicht, weil uns die Mehrheiten nicht
gepasst haben, versucht, die Mehrheiten so zu ver-
ändern, dass es nicht zu einer Beschlussfassung
kommt. Vielmehr haben wir den Wählerinnen und
Wählern erklärt, was wir anders machen wollen.
Wir haben um eine entsprechende Mehrheit gewor-
ben, und wir haben diese Mehrheit bekommen,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Ihr Antrag sagt also etwas über Ihr politisches Ver-
ständnis aus. Nicht wir, sondern Sie machen die
Beauftragten zu einem Instrument politischer
Machtspiele. Sie können sich nicht mit dem politi-
schen Willen der Wählerinnen und Wähler abfin-

den. Das ist Ihr internes Problem. Wir werden Ihren
Gesetzentwurf am Ende ablehnen.

Ich habe heute in einem wirklich sehr frivolen
Kommentar gelesen, das mit dem Putin sei ein
bisschen übertrieben, aber das sei wie mit der eis-
kalten Machtpolitik in früheren Zeiten. Ich erinnere
einmal daran, dass früher Schulleiter nicht Schullei-
ter wurden, wenn sie kein CDU-Parteibuch hatten.
Früher wurden Rechnungshofpräsidenten nicht mit
Zweidrittelmehrheit gewählt. Das haben wir geän-
dert, seitdem die SPD mitregiert. Das sollten Sie
wissen.

(Beifall SPD und SSW)

Herr Oppositionsführer, ich möchte den Putin-Ver-
gleich dennoch zum Anlass für einen versöhnlichen
Schluss nehmen, indem ich Goethe zitiere und Ih-
nen Folgendes sage:

Wer die Augen offenhält,
dem wird im Leben manches glücken -
doch noch besser geht es dem,
der versteht, eins zuzudrücken.

In diesem Sinne: Einmal ist keinmal, was Putin an-
geht. Lassen Sie uns wieder in den Ideenwettbe-
werb um die besten Lösungen für unser schönes
Schleswig-Holstein eintreten. Das ist viel besser als
solche Klamaukanträge, die wir ablehnen werden. -
Vielen herzlichen Dank.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat Frau Abgeordnete Dr. Marret Bohn.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die CDU legt einen Gesetzentwurf
vor, um die Beauftragten des Landtags Schles-
wig-Holstein zukünftig mit einer Zweidrittelmehr-
heit zu wählen. Auf den ersten Blick könnte man
meinen, dass sich dadurch die Legitimation der Be-
auftragten erhöht. Ein Beauftragter oder eine Be-
auftragte, der oder die mit breiter Unterstützung des
Parlaments gewählt wird, hat dann auch starken
Rückenwind bei der Bewältigung seiner bezie-
hungsweise ihrer Aufgaben für das Land Schles-
wig-Holstein.

Lassen wir es einmal dahingestellt, ob Ihr Gesetz-
entwurf eine parlamentarische Retourkutsche dafür
sein soll, dass Sie sich im Moment ausgebootet füh-
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len. Ungewöhnlich ist allerdings - dabei stimme ich
dem Kollegen Dr. Stegner zu -, dass Sie Ihren Ge-
setzentwurf überhaupt nicht begründen. Es hätte
mich schon interessiert, warum Sie ihn in dieser
Form einbringen. Das können wir in der weiteren
Beratung aber gern miteinander erörtern.

Es gibt allerdings einen Aspekt, den ich von grüner
Seite aus gern in die Debatte einbringen möchte.
Sie lassen das Verfahren, wie es zur Neubeset-
zung kommt, völlig außen vor. Ihr Gesetzentwurf
lässt überhaupt nicht erkennen, wovon Sie sich in
der Sache leiten lassen wollen oder wofür Sie sich
einsetzen, wenn wir denn zu einem neuen und
eventuell besseren Verfahren kommen können. Sie
interessiert offenbar nur, dass Sie möglichst an je-
der Entscheidung beteiligt werden. Das ist mensch-
lich verständlich, in der jetzigen Situation aber lei-
der nicht immer möglich, wenn mit Mehrheit ent-
schieden werden muss.

Die Frage, die uns alle interessieren sollte, ist doch:
Wie finden wir ein Verfahren, in dem alle geeigne-
ten Kandidaten eine Chance haben, ein Verfahren,
das nachvollziehbar und transparent ist, damit am
Ende des Entscheidungsprozesses diejenigen Kan-
didaten gewählt werden, die in der Lage sind, für
unser Land Schleswig-Holstein die Aufgabe best-
möglich zu bewältigen?

Wir suchen geeignete Kandidaten. Sie relativieren
mit der bloßen Änderung des Wahlverfahrens in ge-
wisser Weise auch die herausgehobene Stellung des
Landesverfassungsgerichts. Dies gilt ebenso für den
Präsidenten des Landesrechnungshofs. Das kann
doch nicht Ihre Absicht sein, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der CDU.

Die Landesbeauftragten in Schleswig-Holstein ha-
ben ohne Zweifel eine besondere und wichtige Auf-
gabe für das ganze Land. Wir können froh sein,
dass wir in der Vergangenheit geeignete Kandida-
ten gefunden haben. Für die gestrige Wahl haben
wir eine geeignete Kandidatin gefunden, die dann
auch erfolgreich gewählt worden ist. Sie alle sind
hoch engagierte und kompetente Persönlichkeiten,
deren Unabhängigkeit - dies ist mir sehr wichtig -
und Ansehen über jeden Zweifel erhaben sein soll-
ten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Auch unter diesem Gesichtspunkt ist es sehr sinn-
voll, dass wir uns im Ausschuss weiter darüber un-
terhalten. Ich freue mich auf die weitere Beratung. -
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Für die FDP-Fraktion hat deren Fraktionsvorsitzen-
der, Abgeordneter Wolfgang Kubicki, das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben in diesem Hause eine gute Tradition,
wenn es darum geht, Beauftragte des Landes zu
wählen. Es war bislang auch eigentlich nie ein Pro-
blem - abgesehen von einer Ausnahme -, im Vor-
hinein einen breiten interfraktionellen Konsens über
eine Kandidatin oder einen Kandidaten zu finden.
Doch im aktuellen Fall waren auch wir vom Vorge-
hen des sozialdemokratischen Fraktionsvorsitzen-
den mindestens irritiert, wenn nicht sogar ent-
täuscht.

Um eines klarzustellen, Herr Dr. Stegner: Die
gestern gewählte Beauftragte des Landtages für so-
ziale Angelegenheiten, Frau El Samadoni, sollte
darunter nicht leiden. Sie ist nach unserer Auffas-
sung eine außerordentlich fähige und für dieses
wichtige Amt geeignete Persönlichkeit.

(Beifall)

Wir sind sicher, dass sie ihre Aufgabe exzellent er-
füllen wird und dass sie die Unabhängigkeit, die sie
bei ihrer Vorstellung uns gegenüber dokumentiert
hat, auch in ihrem Amt dokumentieren wird.

Sie kann nichts dafür, dass Sie, Herr Dr. Stegner,
dem Landtag mit der von Ihnen gewohnten Ellen-
bogenmentalität aufzeigen wollen, wer im Land
Schleswig-Holstein das Sagen hat. Allein die Art
des Vorgehens weckt Zweifel, ob es Ihnen um die
Sache gegangen ist oder nur darum, ein ganz per-
sönliches machtpolitisches Mütchen zu kühlen. Wir
wissen mittlerweile, dass Fairness im parlamenta-
rischen Umgang für Sie in den vergangenen zwei
Jahren immer mehr zum Fremdwort geworden ist.

(Beifall FDP und CDU)

Das sage ich auch im Zusammenhang mit der spä-
ter folgenden Debatte um die Landeszentrale für
politische Bildung. Herr Dr. Stegner, wir werden
uns einen solchen Umgang mit dem Parlament
nicht mehr gefallen lassen.

(Beifall FDP und CDU)

Wer ständig von anderen einen vernünftigen Um-
gang einfordert, im Zweifel aber sich selbst hiervon
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ausklammert, kann nicht erwarten, dass die Gegen-
seite dies lediglich schulterzuckend zur Kenntnis
nimmt. Der muss sich vielmehr darauf einstellen,
dass sein Vorgehen mit gleicher Münze zurückge-
zahlt wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insofern verstehe
ich den vorliegenden Gesetzentwurf der CDU-Frak-
tion als parlamentarischen Hilferuf. Die Kollegen
der Union haben sich ganz offensichtlich gefragt,
mit welchen Mitteln wir es wieder möglich machen
können, einen ordentlichen parlamentarischen Um-
gang miteinander zu pflegen.

Ich sage das ganz deutlich: Herr Kollege Callsen,
ich bin mit dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht
sonderlich glücklich; denn er dokumentiert doch in
Wahrheit die Unfähigkeit aller Beteiligten, sich auf
einen Weg des Konsens zurückzubegeben.

(Beifall FDP und Wolfgang Dudda [PIRA-
TEN])

Dass sich Teile der Opposition aber genötigt füh-
len, einen solchen Gesetzentwurf einzubringen,
sollte auch innerhalb der selbst ernannten Koalition
des Dialogs zum Nachdenken führen. Dieser Ge-
setzentwurf zeigt es Ihnen eigentlich Schwarz auf
Weiß: Ihre ständig wiederholte Wohlfühlatmosphä-
re des Dialogs ist nichts anderes als Kulisse.

(Beifall FDP und CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich mache es
kurz: Nach meinem parlamentarischen Selbstver-
ständnis brauchen wir einen solchen Gesetzentwurf
eigentlich nicht. Vielmehr brauchen wir im Landtag
wieder einen vernünftigen parlamentarischen Um-
gang miteinander. Dann sind solche Gesetzentwür-
fe entbehrlich. Dennoch hat es der Gesetzentwurf
verdient, dass wir ihn ernsthaft und vorurteilsfrei
im Ausschuss beraten; denn das gehört auch zur gu-
ten parlamentarischen Tradition. Vielleicht gelingt
es uns ja, durch die Debatte über diesen Gesetzent-
wurf wieder einen Umgang miteinander zu pflegen,
der andere Maßnahmen im Landtag entbehrlich
macht. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Fraktion der PIRATEN hat der Fraktions-
vorsitzende, Abgeordneter Torge Schmidt, das
Wort.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren auf
der Besuchertribüne! Brauchen Beauftragte des
Landes Schleswig-Holstein wirklich eine Zwei-
drittelmehrheit? - Meine Kurzüberlegung dazu,
warum dies geboten sein dürfte, wirft einen be-
zeichnenden Blick auf unseren Landtag und die de-
mokratische Kultur in unserem Bundesland. Es ist
ein zentrales Merkmal einer Demokratie, dass in re-
gelmäßigen Abständen Wahlen stattfinden. Ebenso
ist es ein häufiges Merkmal dieser Wahlen, dass sie
regelmäßig von denselben Grundsatzdiskussionen
begleitet werden.

Dies zeigte sich auch bei den gestrigen Wahlen für
die Bürgerbeauftragte für soziale Angelegenheiten
und zeigt sich auch bei der Besetzung des Beauf-
tragten der Landeszentrale für politische Bildung.
Egal wann und für welchen Bereich eine solche
Wahl in diesem Parlament auf der Tagesordnung
steht - wir können uns sicher sein, dass die Frage
aufgeworfen wird: Missbraucht die jeweils regie-
rende Koalition das Verfahren für ihre eigenen
Machtzwecke?

Lassen Sie mich eines sagen: Die parteipolitische
Instrumentalisierung eines Amtes beschädigt die-
ses Amt nur langsam, dann aber unwiderruflich!

(Beifall PIRATEN)

Die jeweils zu wählenden Kandidaten werden aber
sofort beschädigt und stehen dann als Erstes vor der
Aufgabe, den durch die Wahl quasi aufgelaufenen
Misstrauensvorschuss abzubauen. Dies kann aber
doch nicht im Interesse derjenigen Einwohner unse-
res Landes sein, um deren Angelegenheiten sich
unsere Landesbeauftragten kümmern sollen.

(Beifall PIRATEN und vereinzelt CDU)

Um diesen Misstrauensvorschuss abzubauen - bes-
ser wäre es noch, diesen gar nicht erst entstehen zu
lassen -, wäre eine Zweidrittelmehrheit ein
durchaus geeignetes Instrument. Es ist aber auch
ein geeignetes Instrument, sich das Vertrauen der
Öffentlichkeit zu erarbeiten und - abgesehen von
kleinen oppositionellen Anmerkungen - gar nicht
erst den Anschein eines Verdachtes aufkommen zu
lassen, dass ein Machtmissbrauch angestrebt wird.

(Beifall PIRATEN)

Im Gegenteil. Wenn man sich das Gebaren unseres
geschätzten Kollegen Dr. Stegner anschaut, dann
weht ein Hauch von Vergangenheit durch dieses
Haus.
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(Beifall PIRATEN und vereinzelt FDP)

Hier nistet sich wirklich auch beim geneigtesten
Beobachter das Gefühl ein, das ihn bei der Beset-
zung von Posten nichts und niemand davor bewah-
ren kann, zuerst auf die eigene Partei oder Ge-
währsleute und dann auf das jeweilige Amt zu
schauen.

(Beifall PIRATEN und vereinzelt FDP)

Deshalb richte ich nun einen Appell an die Kolle-
ginnen und Kollegen der Regierungskoalition:
Schauen Sie in Zukunft mehr auf das Amt, dann auf
die Anforderungen dafür und anschließend erst auf
die Bewerberinnen und Bewerber. Und schauen Sie
nicht auf das Parteibuch. Denn so ist Ihnen doch ei-
ne Zweidrittelmehrheit sicher.

Ich möchte noch einmal auf die von mir angespro-
chene demokratische Kultur zurückkommen. Zu
einer solchen Kultur gehört auch ein respektvolles
Miteinander. Muss ich weiterreden? - Eigentlich
nicht.

Bevor ich nun zum Ende komme, möchte ich die
eingangs gestellte Frage beantworten. Nein, wir
brauchen die Zweidrittelmehrheit für Landesbeauf-
tragte nicht, sie kann aber für die breitere Akzep-
tanz des Beauftragten sorgen.

Es ist mein Wunsch, dass wir in unserem Agieren
zukünftig einen Vertrauensvorschuss für die Kandi-
daten generieren, die in einem offenen und trans-
parenten Verfahren gewählt werden, bei denen
klar ist, dass bei der Auswahl für das Amt die Qua-
lifikation bestimmend gewesen ist.

In diesem Sinne befürworten wir das Gesetz zum
jetzigen Zeitpunkt. - Ich danke Ihnen.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Abgeordneten des SSW hat Herr Abgeord-
neter Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es ist gerade der recht seltene Fall einge-
treten, dass ich noch etwas dazugelernt habe. Der
Kollege sagte ja gerade, dass wir zwar keine Zwei-
drittelmehrheit benötigen, seine Fraktion dem An-
trag aber trotzdem zustimmen will. Das ist inkonse-
quent, aber okay. Die PIRATEN stimmen jetzt für
Dinge, die sie eigentlich ablehnen. Aber, sei es
drum, lieber Kollege Schmidt.

In der Regel werden die Landesbeauftragten bei
uns in Schleswig-Holstein mit einer einfachen
Mehrheit vom Parlament in ihr Amt gewählt. Dies
ist aus Sicht des SSW auch ausreichend. Daran
wollen wir auch festhalten. Da können Sie schon
ahnen, wie wir abstimmen werden.

In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass die Be-
auftragten ein hohes Ansehen genießen, das viel
weiter reicht, als es die einfache Mehrheit vorgibt.
Deshalb streben wir natürlich immer hier im Parla-
ment eine breitere Mehrheit als die verpflichtend
vorgesehene einfache Mehrheit bei der Wahl von
Beauftragten an. Das funktioniert ja auch, wie wir
es gestern wieder gesehen haben. Wichtig ist, dass
die Beauftragten unabhängig und möglichst auch
über einen längeren Zeitraum arbeiten können. Die-
se Richtschnur hat sich im Zusammenhang mit der
Arbeit von Landesbeauftragten bewährt.

An dieser Stelle sollten wir uns noch einmal vor
Augen führen, wo eine einfache Mehrheit ange-
bracht ist und wo etwa eine Mehrheit von zwei
Dritteln zielführend ist. Mit einer einfachen Mehr-
heit wird etwa unser Landtagspräsident gewählt.
Dieser soll uns als Parlament nach außen vertreten
und bildet eine wichtige Ansprechstelle für Verei-
ne, Organisationen und natürlich auch für die Bür-
ger in Schleswig-Holstein und anderswo. Der Präsi-
dent oder die Präsidentin des Landtags soll reprä-
sentative Funktionen übernehmen und hierbei unab-
hängig arbeiten. Dabei kann eine vorzeitige Abbe-
rufung nur mit einer Zweidrittelmehrheit durchge-
führt werden. Diese Hürde sichert den Präsidenten
oder der Präsidentin im Übrigen ein gutes Stück
Unabhängigkeit gegenüber den Mehrheitsverhält-
nissen im Landtag zu. Es ist, zumindest heute, eine
Selbstverständlichkeit, dass der Landtagspräsident
von einer weitaus breiteren Mehrheit getragen wird.
Schließlich ist er ja gewissermaßen der Vertreter
des gesamten Parlaments.

In diesem Zusammenhang kann man den Landtags-
präsidenten gut mit einem Beauftragten des Land-
tags vergleichen. Der Landtagspräsident vertritt die
Interessen des Landtages als Ganzes und vertritt ihn
überparteilich. Ähnlich ist es mit den Beauftragten.
Sie vertreten die Interessen ihres Fachbereichs und
tun das ebenfalls überparteilich. Sie haben aber in
der Sache keine Entscheidungsbefugnisse, sondern
nur Ombudsmann-Funktionen. Das ist für uns auch
der Unterschied.

Auf der anderen Seite gibt es nämlich Ämter, die
hier im Plenum von einer Zweidrittelmehrheit ge-
wählt werden, wie etwa die Mitglieder des Landes-
verfassungsgerichts in Schleswig, die wesentlich
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weitgehendere Funktionen haben. Die Mitglieder
des Gerichts nehmen eine gleichberechtigte Stel-
lung neben Landtag und Landesregierung ein und
sind herausgehobener Teil der Dritten Gewalt. Das
ist eine völlig andere Sachlage als im Vergleich zu
den anderen Funktionen, die ich gerade beschrieben
habe. Ein Urteil zu sprechen, an das dann auch das
Recht gebunden ist, ist etwas anderes als eine reprä-
sentative oder eine beratende Funktion wie etwa die
der Landesbeauftragten. Die Beauftragten sollen ih-
ren Rat nicht nur nach außen tragen, sondern sich
vor allem mit ihren Ratschlägen an uns wenden.
Die Landesbeauftragten haben also einen anderen
formellen Status, was ihre Arbeit natürlich nicht
weniger wichtig macht.

Darüber hinaus gibt es auch noch andere Varianten,
wie die Landesbeauftragten in ihr Amt getragen
werden. Beauftragte der Landesregierung wer-
den nämlich gar nicht gewählt, sie werden von der
Landesregierung ernannt, wie etwa die Minderhei-
tenbeauftragte oder der Landesnaturschutzbeauf-
tragte.

Beide Verfahren, Wahl mit einfacher Mehrheit
durch den Landtag und Ernennung durch die Lan-
desregierung, sind nachvollziehbar. Eine Zweidrit-
telmehrheit sollte selten für die Wahl von Vertre-
tern genutzt werden und sicherlich nicht für die
Wahl von Beauftragten. Hier sollte eine einfache
Mehrheit weiterhin reichen, und darüber hinaus
sollten wir versuchen, eine möglichst breite Mehr-
heit für einen solchen Beauftragten zu bekommen,
also ein politisches Einverständnis herzustellen.
Dem stehen wir selbstverständlich offen gegenüber.

Unsere Tradition im Parlament ist auch nicht so
schlecht, wie sie von einigen gemacht wird. Daher
sollten wir meines Erachtens an dem Verfahren
festhalten.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für einen Kurzbeitrag hat der Abgeordne-
te Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte Ihnen gern eine Sache, die mich gerade
per Brief erreicht hat, mitteilen und darüber hinaus
auch noch etwas richtigstellen.

Hier ist der Eindruck erweckt worden, als legten
wir dem Parlament seit zwei Jahren permanent Per-

sonalentscheidungen vor, bei denen Menschen mit
SPD-Parteibuch in Ämter berufen werden, in denen
Überparteilichkeit gefragt ist. Das ist in keiner
Weise der Fall. Sie haben sich erfreulicherweise
positiv über die Wahl der Bürgerbeauftragten geäu-
ßert, die gestern hier im Hause stattfand und eine
große Mehrheit gefunden hat. Sie trägt in der Tat
das Parteibuch der SPD. Das ist der einzige mir
bekannte Fall. Bei der Wahl zur Besetzung der Stel-
le des Landesbeauftragten der Landeszentrale für
politische Bildung, über die wir heute reden, hat
das mit dem Parteibuch der SPD gar nichts zu tun.
Daher lasse ich auch hier nicht stehen, dass solche
Dinge unterstellt werden.

(Beifall SPD)

Wenn die Qualifikation vorhanden ist, geht es aller-
dings auch nicht, so zu tun, als ob das Parteibuch
beispielsweise der SPD oder anderer demokrati-
scher Parteien etwas ist, für das man sich zu recht-
fertigen und zu schämen hätte. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, das weise ich zurück.

Ich möchte aber noch etwas anderes sagen. Mich
erreicht eben der Brief des Fraktionsvorsitzenden
der FDP, in dem mir mitgeteilt wurde, dass man be-
absichtigt, künftig bei Vertretungen des Landes
Schleswig-Holstein im Bundesrat das Pairing
aufzukündigen. Wir können das machen. Wir kön-
nen auch Menschen mit der Trage ins Parlament
bringen lassen, um abzustimmen.

Das wirft ein Licht auf diejenigen, die das verant-
worten, meine sehr verehrten Damen und Herren,
aber nicht auf die, die darunter zu leiden haben. Da-
mit wird unsere Einstimmenmehrheit nicht gefähr-
det, das sage ich Ihnen. Aber wenn das beabsichtigt
ist, nehmen wir das zur Kenntnis.

Die Vertretung der Interessen des Landes im Bund
war in der Vergangenheit gute Übung.

(Christopher Vogt [FDP]: Wie viele andere
Sachen auch, zum Beispiel Ausschussüber-
weisungen und Anhörungen!)

- Herr Kollege Vogt, ich habe vorhin gerade eine
lange Liste von Ausschussüberweisungen vorgetra-
gen, bei denen Sie mit Ihrer Mehrheit, die verfas-
sungswidrig war und aufgelöst worden ist, das Ge-
genteil getan haben. Also erheben Sie sich hier
nicht!

(Christopher Vogt [FDP]: Sie sollten sich
nicht so erheben!)

Ich sage nur: Wir sollten in der Sache engagiert
streiten, aber bitte nicht den Eindruck erwecken,
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hier herrsche Parteibuchwirtschaft. Parteibuchwirt-
schaft hat es in diesem Land wirklich gegeben, aber
zu ganz anderen Zeiten, nicht heute. Das will ich
ausdrücklich festhalten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Kubicki?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Gern.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Dr. Stegner, wenn Sie schon aus dem Schrei-
ben zitieren, das ich Ihnen geschickt habe
und das unter anderem eine Reaktion auf ei-
ne Falschmeldung des „Flensburger Tage-
blatts“ von heute war, würden Sie dem Hause
dann bitte mitteilen, dass ich ausdrücklich er-
klärt habe, dass wir nicht wollen, dass kranke
Abgeordnete ins Parlament geholt werden
müssen, sondern dass wir dazu stehen, dass
das nicht infrage kommt, und dass wir als
Reaktionsmaßnahme auf das von uns so
empfundene Verhalten schlicht und einfach
nicht mehr dafür Sorge tragen wollen, Ihre
Mehrheit sicherzustellen, wenn andere Ter-
mine, die nichts mit Krankheitsfällen zu tun
haben, wahrgenommen werden?

- Ich nehme diesen Teil erfreut zur Kenntnis.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das steht auch in
dem Brief, den Sie falsch zitiert haben! Ge-
nau deswegen haben Sie den Brief bekom-
men! - Weitere Zurufe)

Präsident Klaus Schlie:

Die Möglichkeit zur Antwort auf diese Frage hat
jetzt der Abgeordnete Dr. Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Ich habe nicht aus dem Brief zitiert, dass Sie das
gesagt haben, sondern ich habe darauf hingewiesen,
dass die Vertretung in Berlin genauso zu den Fällen
gehört wie Krankheit und dass das zur Fairness des
Umgangs im Parlament gehört. Ich habe gesagt,
wenn jemand das aufkündigen will, nehmen wir das
zur Kenntnis. Im Übrigen ist uns damit schon ge-
droht worden.

Sie haben auch schon versucht, die Beschlussunfä-
higkeit herzustellen und haben dazu sogar die Pro-
tokollführer abgezogen. Sogar die Protokollführer
sind hier abgezogen worden! Diese Form von Kla-
mauk im Parlament fällt immer auf denjenigen zu-
rück, der das veranstaltet.

(Christopher Vogt [FDP]: Das stimmt auch
nicht! - Serpil Midyatli [SPD]: Ganz ruhig!)

Ich nehme das zur Kenntnis und hoffe, dass das
nicht der Fall sein wird. Denn wenn wir in die Si-
tuation kommen sollten, dass die Mehrheit nur da-
durch hergestellt werden kann, dass auch Kranke
ins Parlament kommen, dann wäre das sehr bitter.

Ich füge hinzu: Ich glaube allerdings auch, dass es
im Interesse der Opposition ist, dass unsere Landes-
regierung zum Beispiel einen Termin im Bundesrat,
bei dem wir für Infrastrukturmaßnahmen in Berlin
kämpfen, wahrnehmen kann, und zwar auch der
Herr Ministerpräsident. Wenn Sie das verhindern,
werden wir darauf zu antworten wissen und damit
umgehen. Ich sage Ihnen nur: Das fällt auf Sie zu-
rück und nicht auf uns. Das ist der Punkt, den ich
hier feststellen möchte. Das ist schlechter parla-
mentarischer Stil.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das sagt der Richti-
ge! - Christopher Vogt [FDP]: Das ist doch
wirklich Realsatire!)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
weitere Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten
Tobias Koch?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Das gestatte ich sehr gern.

Tobias Koch [CDU]: Vielen Dank, Herr
Dr. Stegner. - Ich bitte Sie, die gerade ge-
machte Aussage, dass Protokollführer abge-
zogen worden seien, um die Beschlussfähig-
keit dieses Hauses außer Kraft zu setzen, zu-
rückzunehmen. Diese Aussage entspricht
nicht den Tatsachen.

(Peter Eichstädt [SPD]: Er hat es doch be-
gründet!)

Es wurden zu keinem Zeitpunkt Protokoll-
führer abgezogen, um eine Beschlussunfä-
higkeit des Hauses herbeizuführen.

- Verehrter Herr Kollege Koch, wir saßen hier. Ich
kann mich sehr gut entsinnen. Es gab einen Abend
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für Zivildienstleistende und Bundeswehrsoldaten.
Denen wurde gesagt, die SPD habe kein Interesse
an diesem Empfang für Zivildienstleistende. Von
maßgeblichen Repräsentanten dieses Hauses wurde
gesagt, die kommen nicht, weil wir unserer parla-
mentarischen Pflicht nachgekommen sind, das
Sparkassengesetz zu beraten. Sie wollten mit parla-
mentarischem Klamauk verhindern, dass das statt-
finden kann, indem Sie ausgezogen sind. Sie woll-
ten den Protokollführer abziehen. Das musste mit
Mühe und Not verhindert werden.

(Tobias Koch [CDU]: Das ist eine Unterstel-
lung! - Weitere Zurufe - Glocke des Präsi-
denten)

- Herr Kollege Koch, Sie können das gar nicht wis-
sen; denn Sie waren nicht im Saal.

(Lachen und Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Wahrscheinlich haben Sie das geträumt. Im Gegen-
satz zu Ihnen war ich im Saal.

(Serpil Midyatli [SPD]: Sie haben schon ihre
Sachen zusammengepackt!)

Ich nehme die FDP ausdrücklich aus. Die Abgeord-
neten der FDP waren nämlich entschuldigt. Sie ha-
ben nicht versucht, die Beschlussunfähigkeit her-
beizuführen. Das will ich ausdrücklich hinzufügen.
Für die Union gilt das aber nicht.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere
Nachfrage des Herrn Abgeordneten Koch?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Mit dem größten Vergnügen.

Tobias Koch [CDU]: Herr Dr. Stegner, Sie
haben gerade die Tatsachenbehauptung auf-
gestellt, dass Protokollführer abgezogen wor-
den seien, um eine Beschlussunfähigkeit her-
beizuführen. Das war Ihre Behauptung. Die-
se Behauptung ist unzutreffend. Alle Aus-
flüchte, die Sie gerade gemacht haben, än-
dern daran überhaupt nichts. Nehmen Sie
diese Ausführungen deswegen bitte zurück!

- Dann lassen Sie mich präzisieren: Sie wollten die
Beschlussunfähigkeit herbeiführen und wollten
selbst Ihren Protokollführer abziehen. Er wurde
daran gehindert, weil wir ihn auf die parlamentari-
schen Gepflogenheiten hingewiesen haben. Sie

wollten ihn abziehen. Tun Sie doch nicht so, als ob
Sie das nicht gewollt hätten.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Wer hat ihn denn
daran gehindert? - Zurufe SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Wir!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Be-
merkung der Frau Abgeordneten Herdejürgen?

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, Frau Kollegin von Kal-
ben, ich gehe davon aus, dass wir das jetzt geordnet
und parlamentarisch fortführen. Ich bitte Sie um
Aufmerksamkeit. Ich frage den Abgeordneten
Dr. Stegner, ob er eine Zwischenfrage oder -bemer-
kung der Frau Kollegin Herdejürgen zulässt.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Es gibt nichts, was ich lieber täte.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Dann hat Frau Herdejürgen jetzt das Wort und nie-
mand anders.

Birgit Herdejürgen [SPD]: Herr Kollege
Stegner, wenn Sie die Frage des Kollegen
Arp, wer ihn daran gehindert habe, beantwor-
ten würden, würden Sie dann möglicherweise
antworten, dass ich es war, die den Kollegen
Jensen daran gehindert hat, seine Sachen zu
nehmen und zu gehen?

(Lachen SPD)

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Ich wollte den Täter nicht nennen, aber wenn Sie
selber es sagen, dann will ich das gern bestätigen.
Genauso ist es gewesen. Sie haben ihn daran gehin-
dert und damit die Totalblamage der Union ein we-
nig relativiert.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Jensen?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Da er der Betroffene ist, sehr gern.
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Bitte schön, Herr Jensen.

Klaus Jensen [CDU]: Herr Stegner, ich
möchte für alle noch einmal klarstellen, dass
ich als Protokollführer dort gesessen habe
und dass bei mir ein Stück weit Unsicherheit
vorhanden war, weil ich die Gepflogenheiten
noch nicht so genau kannte. Im Präsidium
wurde klargestellt, wie man sich als Proto-
kollführer zu verhalten hat und dass man das
Präsidium nicht verlassen darf. Das habe ich
anstandslos so gemacht. Sie sollten hier nicht
den Eindruck erwecken, als sei ich auf dem
Weg gewesen wegzugehen, als das geklärt
worden war.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Serpil Midyatli [SPD]: Aber Sie
wollten schon gehen!)

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Ich danke Ihnen sehr für die Bestätigung meiner
Aussage. Ich danke Ihnen sehr, Herr Kollege Jen-
sen. Es zeichnet Sie aus, dass Sie so ehrlich vorge-
tragen haben.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Dr. Breyer?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Ausnahmsweise ja.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Breyer, bitte schön!

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Herr Kol-
lege Dr. Stegner, Sie haben gesagt, Sie hätten
mit Mühe und Not verhindert, dass die Be-
schlussunfähigkeit eingetreten sei. Da fühle
ich mich angesprochen, weil ich nämlich im
Saal geblieben bin. Vielleicht können Sie
dem Hohen Haus bestätigen, dass Abgeord-
nete der PIRATEN nicht - -

(Beifall und Heiterkeit SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

In der Regel, Herr Kollege Breyer, kann man Sie
für herausragende parlamentarische Tätigkeit nicht

loben. In diesem Fall will ich davon einmal eine
Ausnahme machen.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Soll er jetzt den
Orden „Held der parlamentarischen Arbeit“
bekommen?)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Gestatten Sie eine Bemerkung des Abgeordneten
Harms?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Da ich vermute, dass er feststellen will, wer noch
alles im Saal war, mache ich das besonders gern.

Lars Harms [SSW]: Ich will nicht darüber
aufklären, wer alles im Saal war. Aber vor
dem Hintergrund, dass es zutrifft, dass sich
sowohl FDP als auch PIRATEN parlamenta-
risch vernünftig verhalten haben, weise ich
darauf hin, dass wir seinerzeit trotzdem vor-
beugend genötigt waren, um die Beschlussfä-
higkeit des Parlaments aufrechtzuerhalten,
den kranken Abgeordneten Dr. Tietze hinein-
schleppen zu müssen.

- Das ist wahr. Er ist Gott sei Dank wieder bei guter
Gesundheit. Insofern haben wir das schadlos über-
standen.

Ich will das nicht ins Lächerliche ziehen, sondern
nur sagen: Man kann nicht auf der einen Seite par-
lamentarischen Stil einfordern und auf der anderen
Seite elementare Formen aufkündigen, weil man
meint, man werde benachteiligt. Ich glaube, Sie
werden nicht benachteiligt.

Im Kern geht es um etwas anderes, Herr Kollege.
Gewinnen Sie Wahlen, dann brauchen Sie keine
Anträge für die Einführung von Zweidrittelmehr-
heiten zu stellen. Sie wissen, dass von Ihnen wenig
Inhaltliches kommt. Es machen sich eher Ihre
Nachbarn über Sie lustig als wir. Als Rezept emp-
fehle ich Ihnen gern substanzielle Oppositionsar-
beit. Wir mussten das auch tun. Die Wähler haben
das belohnt. Das ist vielleicht der richtige Weg und
weniger der, Anträge zu stellen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Jetzt ist es aber gut!
Wir müssen nicht noch Hilfestellung geben!)

- Ich bin eben ein großzügiger Mensch. Ich versu-
che, Ihnen ein wenig zu helfen. Sagen wir es einmal
so: Machen Sie ordentliche Oppositionsarbeit! Da-
bei können wir Ihnen nicht auch noch helfen. - Vie-
len herzlichen Dank.
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Torge Schmidt
von der Fraktion der PIRATEN.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Kubicki, mit Ihrer Erlaubnis möchte ich jetzt
gern eine Sache klarstellen und etwas aus dem
Schreiben vorlesen. Unter dem ersten Punkt steht:

„Künftig werden wir“

- also die FDP -

„ausschließlich in Krankheitsfällen dafür
Sorge tragen, dass fehlende Kolleginnen und
Kollegen durch Abgeordnete meiner Fraktion
kompensiert werden.“

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Oh doch, Herr Kollege Stegner am Anfang.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD]: Dadurch hat
man einen anderen Eindruck erweckt! - Un-
ruhe)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter Schmidt hat jetzt das Wort.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Dann lassen Sie mich jetzt einmal ein paar Sachen
geraderücken, Herr Kollege Stegner. Es geht nicht
darum, dass Posten mit Menschen besetzt werden,
die ein SPD-Parteibuch haben, sondern es geht eher
um die demokratische Kultur in diesem Hause.
Zum Beispiel geht es darum, wie wir Beauftragte
durch dieses Parlament bestimmen. Ich verstehe un-
ter parlamentarischer und demokratischer Kultur,
dass ich, der ich in der Opposition bin, zumindest
erwarten darf, wenn wir einen Beauftragten des
Parlaments wählen, nicht einfach zu hören bekom-
me: „Hier haben wir unsere Kandidatin, und die
wird jetzt gewählt!“ Wenn es um Beauftragte des
Parlaments geht, dann möchte ich schon gern von
Anfang an in das Verfahren eingebunden werden.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Herr Kollege
Schmidt, das mag ja alles zutreffend sein,
was Sie jetzt hier sagen. Was aber wirklich
nicht geht, ist, uns hier nun Parteibuchwirt-
schaft, Gefolgsleute und so weiter vorzuwer-
fen und dann auch noch zu sagen, so hätten
Sie das gar nicht gesagt. So geht es wirklich
nicht. Wenn man schon solche Vorwürfe er-
hebt, muss man sie auch belegen. Diese Vor-
würfe jedenfalls sind hier in der Debatte ge-
fallen, und dagegen habe ich mich zur Wehr
gesetzt. Das gilt ausdrücklich auch für das
genannte Beispiel der Landeszentrale für po-
litische Bildung, über die wir heute Nachmit-
tag noch eine Debatte haben werden. Ich fin-
de, es ist einfach nicht in Ordnung, so etwas
zu behaupten und man dann, wenn man sich
dagegen wehrt, sagt, das hätten Sie ja gar
nicht so gemeint, sondern Sie wollten nur
über das Verfahren reden. Das ist nicht in
Ordnung. Ich weise das zurück. Hier gibt es
keine Parteibuchwirtschaft - die gab es in
diesem Land früher -, heute jedenfalls gibt es
diese nicht.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Während der letzten Tage sind hier ja häufiger
missverständliche Formulierungen gefallen. Ich
werfe Ihnen nicht Parteibuchwirtschaft vor, sondern
ich werfe Ihnen in diesem Falle lediglich schlechte
demokratische Kultur vor.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Ich persönlich habe kein Problem damit, dass Frau
El Samadoni ein SPD-Parteibuch hat. Für mich
zählt ausschließlich die Qualifikation dieser Person.
Das ist doch das Entscheidende.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP - Zurufe
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

- Ich würde mich freuen, wenn man mir in der De-
batte auch einmal zuhören würde.

Bei der Frage Zweidrittelmehrheit geht es auch
um die Frage, wie wir die schon angesprochene
parlamentarische Kultur wieder leben können. Es
geht nicht darum, dass hier jemand mit einem SPD-
Parteibuch bestellt worden ist. Diese Person hätte
von mir aus auch ein CDU-Parteibuch haben kön-
nen, wenn diese Person nur ein geeigneter Kandidat
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gewesen wäre. Vielleicht sollten wir den Fokus in
dieser Debatte auch wieder darauf richten. Ich je-
denfalls finde es ziemlich traurig, was in diesem
Fall gelaufen ist. Aber darunter sollte jetzt nicht
Frau El Samadoni leiden, sondern wir sollten uns in
Zukunft vielleicht wieder einmal über die demokra-
tischen Gepflogenheiten Gedanken machen. Auf
die Sache werden wir sicherlich noch zu sprechen
kommen, wenn es um die Landeszentrale für politi-
sche Bildung geht. - Ich danke Ihnen.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die FDP-Fraktion hat Herr Abgeordneter
Dr. Heiner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Herr Kollege Dr. Stegner, ich habe mich ins-
besondere deswegen noch einmal zu Wort gemel-
det, weil Sie in Ihrem zweiten Redebeitrag mögli-
cherweise auch durch einige Zwischenfragen dazu
gebracht wurden, hier einen Klamauk zu veranstal-
ten, wer wann in welchem Saal gewesen ist. Ich
glaube, diese Form von Selbstbeschäftigung ist die-
sem Hohen Hause absolut unwürdig und unange-
messen.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Wir geben nach außen ein schlechtes Bild ab. Seit
einer halben Stunde veranstalten wir hier nichts an-
deres als Selbstbeschäftigung.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Dieser
Vorwurf betrifft aber alle!)

Ich habe mich deswegen an den Kollegen Stegner
gewandt, weil wir uns eigentlich in vielen Punkten,
was die Frage des Ernstnehmens unserer eigenen
Arbeit angeht, in diesem Parlament relativ nahe
sind beziehungsweise wenig Distanz dazwischen
ist. Wenn wir es aber wirklich ernst meinen, hier
Volksvertretung zu sein, dann sollten wir uns De-
batten, wie sie in den letzten 20 Minuten geführt
worden sind, in Zukunft ersparen, und zwar nicht
nur um unseretwillen, sondern vor allem um der
Menschen willen, die uns gewählt haben. Diese ha-
ben uns nämlich gewählt, damit wir ihre Interessen
vertreten, statt hier permanent Selbstbeschäftigung
zu betreiben.

(Beifall FDP und CDU)

Ein Zweites zu dem, Herr Kollege Stegner, was
mich wirklich geärgert hat. Ich habe die Bürgerbe-

auftragte gestern wirklich aus voller Überzeugung
gewählt, nachdem sie sich bei uns vorgestellt hatte,
obwohl ich mich maßlos darüber geärgert habe, wie
das „Auswahlverfahren“ stattgefunden hat. Der
Kollege Kubicki hat darauf hingewiesen. Es war
seit vielen Jahren guter Brauch, dass man versucht
hat, gemeinsam eine Kandidatin oder einen Kandi-
daten gerade für dieses Amt zu finden, um dieser
Person auch den entsprechenden Rückhalt für die-
ses Amt mitgeben zu können.

Ich bin auch nicht der Auffassung, dass wir für die
Wahl von Beauftragten eine Zweidrittelmehrheit
brauchen. Ich bin aber sehr wohl der Auffassung,
dass man mit dem Gesetzentwurf, den die Union
heute vorgelegt hat, die Chance gehabt hätte, wie-
der zu einem anderen Stil und zu einer anderen
Grundlage für das Arbeiten miteinander zurückzu-
kommen.

(Beifall FDP und CDU)

Ich glaube, genau das haben Sie während der letz-
ten 20 Minuten bedauerlicherweise versäumt.

Ich werde den Teufel tun, hier aus irgendwelchen
Ältestenratssitzungen zu zitieren. Aber die Art und
Weise, Herr Kollege Stegner, wie es zu dem Ge-
setzentwurf zur Landeszentrale für politische Bil-
dung gekommen ist, über den wir heute Nachmittag
diskutieren, macht deutlich, dass jeder von uns
weiß, welche Absicht dahintersteht. Diese Absicht
ist eben auch nicht dazu angetan, das Verhältnis un-
tereinander - bei aller Diskussion und bei aller Dif-
ferenz in Sachfragen - zu verbessern. Ich glaube
vielmehr, es wäre angebracht, hier wieder zu einem
Stil zurückzukehren, der diesen Landtag eine ganze
Weile ausgezeichnet hat.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Aber
ich glaube, Sie wollten eh gerade mit Ihrem Beitrag
enden. Ich frage Sie aber, ob Sie noch eine Bemer-
kung oder Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten
Dr. Stegner erlauben.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ja, selbstverständlich.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Bitte schön.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Mit Blick darauf,
Herr Kollege Dr. Garg, dass eben ein Zweifel
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über die Frage entstanden war, was die FDP
uns gegenüber angekündigt hat, würde ich
gern, wenn Sie erlauben, kurz aus dem
Schreiben des Fraktionsvorsitzenden der
FDP zitieren, damit das Haus darüber infor-
miert ist, was uns angekündigt worden ist.
Dort heißt es im ersten Absatz:

„Künftig werden wir ausschließlich in
Krankheitsfällen dafür Sorge tragen, dass
fehlende Kolleginnen und Kollegen … Für
die zweite Lesung des von der Regierungs-
mehrheit eingebrachten Gesetzentwurfs zur
Schaffung einer Landesbeauftragten für poli-
tische Bildung wird unter keinen Umständen
eine Kompensation durch Mitglieder meiner
Fraktion erfolgen.“

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Das heißt nichts anderes, als dass auch bei
Krankheit in diesem Fall Menschen im Zwei-
fel mit der Trage in den Saal gebracht wer-
den müssen. Das möchte ich hier gerne noch
einmal richtigstellen, zumal es hier schwarz
auf weiß in dem Schreiben des Fraktionsvor-
sitzenden der FDP an mich zum Ausdruck
gebracht worden ist. Damit wollte ich das
Hohe Haus und Sie als Parlamentarischen
Geschäftsführer der FDP gern unterrichten,
zumal wir hier über Stilfragen reden.

(Beifall SPD - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das
ist eine Unverschämtheit! Dann lesen Sie
doch bitte auch das gesamte Schreiben hier
vor!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort zu einer Erwiderung auf die Einwürfe des
Herrn Abgeordneten Dr. Stegner hat jetzt der Herr
Kollege Dr. Garg und nicht andere Mitglieder sei-
ner Fraktion. Herr Kollege Garg, bitte schön.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin, herzlichen Dank. - Ich will darauf
gar nicht erwidern, sondern lediglich feststellen,
dass ich es sehr bedauere, dass die Chance nicht ge-
nutzt wurde, in der letzten mittlerweile halben
Stunde wieder zu einem anderen Stil miteinander
und zu anderen Umgangsformen zu kommen. Das,
liebe Frau Kollegin von Kalben, ist selbstverständ-
lich immer auch eine Frage von Geben und Neh-
men und von wechselseitigem Respekt. - Herzli-
chen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor.

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf in der
Drucksache 18/1764 dem Innen- und Rechtsaus-
schuss zu überweisen. Wer diesem Antrag zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist dieses ein-
stimmig so beschlossen.

Meine Damen und Herren, ich rufe die Tagesord-
nungspunkte 4 und 25 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Zweite Lesung des Entwurfes eines Anerken-
nungsgesetzes Schleswig-Holstein

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 18/994

Bericht und Beschlussempfehlung des Wirt-
schaftsausschusses
Drucksache 18/1757

b) Anerkennungsfonds Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/1737

Ich erteile dem Herrn Berichterstatter des Wirt-
schaftsausschusses, Herrn Abgeordneten Christo-
pher Vogt, das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Wirtschaftsausschuss hat den an ihn überwiesenen
Gesetzentwurf in mehreren Sitzungen beraten. Er
hat eine schriftliche Anhörung dazu durchgeführt
und zu diesem Gesetzentwurf zuletzt gestern getagt.
Er hat einstimmig einen Änderungsantrag der Ko-
alitionsfraktionen angenommen und den so geän-
derten Gesetzentwurf dann auch einstimmig zur
Annahme hier im Plenum empfohlen. - Vielen
Dank.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Ich eröffne nun die
Aussprache und erteile für die Landesregierung
dem Minister für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und
Technologie, Herrn Reinhard Meyer, das Wort.
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Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Feh-
lende Fachkräfte hemmen Wachstum und Innova-
tionen. Wenn wir über die Anerkennung ausländi-
scher beruflicher Qualifikationen reden, dann re-
den wir über die wirtschaftliche Zukunft unseres
Landes Schleswig-Holstein.

Für die Landesregierung steht die Fachkräftesiche-
rung im Zentrum ihrer Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik. Die aktuelle Fachkräfteprojektion sagt
uns für das Jahr 2030 eine Lücke in Höhe von rund
100.000 Fachkräften voraus. Der größere Teil - und
das ist immer wichtig zu betonen - betrifft vor al-
lem die beruflich qualifizierten mit allein 85.000.
Das Anerkennungsgesetz ist ein wichtiger Baustein,
der im Rahmen der Fachkräfteinitiative „Zukunft
im Norden“ dazu beiträgt, dass der Wirtschaft auch
langfristig genügend Fachkräfte zur Verfügung ste-
hen. Er ist aber auch ein Baustein unserer Willkom-
menskultur, indem wir die Lebensleistungen derje-
nigen mit ausländischen Abschlüssen wertschätzen
und anerkennen. Wir sagen: Herzlich willkommen
in Schleswig-Holstein, herzlich willkommen auf
unserem Arbeitsmarkt.

Lassen Sie mich einige Punkte nennen, die aus mei-
ner Sicht in diesem Zusammenhang von Bedeutung
sind. Wir schließen zunächst eine Regelungslücke,
die die landesrechtlich geregelten Berufsausbildun-
gen betrifft. Damit gibt es dort grundsätzlich keine
Zugangsbarrieren mehr. Das dient nicht nur denje-
nigen, die zu uns kommen, das dient dem sozialen
Frieden, und das dient letztendlich der Wirtschaft in
Schleswig-Holstein. Erfasst werden insbesondere
die vollzeitschulischen Berufsausbildungen, die an
den Berufsfachschulen und den Fachschulen ange-
boten werden. Es gibt aber auch Regelungen, die
der Bund getroffen hat. Insbesondere der gesamte
Bereich der dualen Berufsausbildung ist bundes-
rechtlich geregelt und wird somit vom Bundesaner-
kennungsgesetz erfasst. Bei den Debatten - sowohl
im Bund als auch hier im Landtag - freut mich be-
sonders - das Ausschussvotum zeigt das sehr ge-
nau -, dass wir über die Parteigrenzen hinweg einen
breiten Konsens haben.

Wenn wir einmal ein paar Jahre zurückgehen, se-
hen Sie, dass es nicht immer so war. Es ist ein ech-
ter Erfolg, auch einer der gesellschaftlichen Debat-
te, die hier wirklich vorangekommen ist. Vielen
Dank dafür.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Oliver Kumbartzky [FDP])

Wir haben es hier mit einem Verfahrensgesetz zu
tun. Wenn es verabschiedet wird, haben alle Men-
schen mit ausländischen Berufsabschlüssen den
Anspruch auf ein Anerkennungsverfahren.

Den Menschen, die zu uns kommen, die zuwan-
dern, ist nicht nur mit Rechtssicherheit gedient. Sie
brauchen manchmal auch kleine Beträge, um zu ih-
rem Recht zu kommen. Darauf zielt auch die Ände-
rung, die mit einem sogenannten Anerkennungs-
fonds aufgelöst werden soll. Das bedeutet: Wir sol-
len uns Gedanken machen - und das wollen wir
auch gemeinsam tun -, wie wir denjenigen Men-
schen mit ausländischen Berufsabschlüssen, die es
sich nicht leisten können, die damit verbundenen
Kosten zu bestreiten, in entsprechenden Einzelfäl-
len helfen können. Ich halte das - das sage ich aus-
drücklich - für eine gute Idee. Die Frage ist nur, auf
welchem Weg wir das tun sollten. Wir sollten hier
mit Bedacht vorgehen. Es gibt Dinge, die auf Bun-
desebene bereits gefördert werden. Wir müssen dar-
auf achten, dass wir das Gutgemeinte nicht doppelt
und dreifach fördern.

So erstellt zum Beispiel das Bundesministerium
für Arbeit und Soziales derzeit ein Förderpro-
gramm. Dieses sieht finanzielle Unterstützung für
jene Personen vor, die für die Anerkennung ihrer
Abschlüsse noch Qualifizierungsmaßnahmen absol-
vieren müssen. Hier wird schon einmal Vorsorge
getroffen. Anders sieht es mit den eigentlichen Ver-
fahrenskosten aus, den Gebühren und Kosten für
vorzulegende Unterlagen. Diese Lücke wollen wir
gern zu schließen versuchen. Insofern nehmen wir
das zum Anlass, das entsprechend zu prüfen und Ih-
nen einen Vorschlag zu machen, wie wir das ganz
konkret umsetzen können, um den Menschen damit
zu helfen, zu ihrem Berufsabschluss, zu ihrer Aner-
kennung, zu kommen, um dann hier in Schleswig-
Holstein auf unserem Arbeitsmarkt wirklich will-
kommen zu sein. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, SSW und Oliver Kumbartzky
[FDP])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herzlichen Dank, Herr Minister. - Für die SPD-
Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Tobias von
Pein das Wort.

Tobias von Pein [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen
Abgeordnete! Heute sprechen wir über zwei Punk-
te. Sie haben das gleiche Ziel. Schleswig-Holstein
heißt Menschen aus anderen Ländern und Kulturen
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willkommen. Das sagen wir mit dem Gesetz, über
das wir heute sprechen. Dafür bringen wir noch ei-
ne inhaltliche Änderung zum Gesetz ein. Außerdem
legen wir Ihnen einen Antrag für einen Anerken-
nungsfonds vor. Der Fonds soll verhindern, dass
Menschen in Schleswig-Holstein Gebühren bezah-
len müssen.

Für die meisten Berufe wurde die Anerkennung
auf Bundesebene einheitlich geregelt. Bei uns in
Schleswig-Holstein sind nur wenige Berufe zu re-
geln. Damit fängt die Bürokratie bereits an. Wer
kann schon mit Sicherheit und aus dem Kopf sagen,
welcher Beruf wo geregelt ist, und vor allem
warum. Es ist schwierig. Menschen, die von außer-
halb der EU kommen, sollen es in Schleswig-Hol-
stein leicht haben. Ihre Qualifikation soll in Schles-
wig-Holstein anerkannt werden. Das wollen wir mit
so wenig Bürokratie wie möglich erreichen.

Eine Willkommenskultur fällt nicht vom Himmel.
Wir können sie auch nicht mit einem einzigen An-
trag beschließen. Eine Willkommenskultur setzt
sich aus vielen Faktoren zusammen. Dazu gehören
Projekte, wie „Moin Espana“. Die Handwerkskam-
mer Lübeck heißt Auszubildende aus Spanien will-
kommen. Sie werden in die Betriebe integriert, sie
erhalten Sprachunterricht und Anschluss an ihre
deutschen Kolleginnen und Kollegen. Es gehört
auch ein gutes Asylrecht dazu. Damit wird das An-
kommen in Deutschland leicht gemacht. Behörden
in Deutschland können ebenfalls viel zu einer Will-
kommenskultur beitragen.

Viele Verfahren sind sehr kompliziert. Die Spra-
che ist schwieriger als nötig. Viele Menschen ver-
stehen die komplizierten deutschen Sätze nicht. Un-
ser Antrag zum Anerkennungsgesetz sagt ausdrück-
lich, Inhaberinnen und Inhaber ausländischer Be-
rufsqualifikation haben gemäß Landesverwaltungs-
gesetz einen Anspruch auf Beratung. Das bedeutet,
dass niemand allein den Weg zur Berufsanerken-
nung gehen muss. Die zuständigen Stellen sind ver-
pflichtet, die Menschen zu beraten. Das steht im
Landesverwaltungsgesetz.

Wir bringen außerdem einen Antrag für einen An-
erkennungsfonds ein. Bisher ist es so, dass Men-
schen oft Gebühren bezahlen müssen, damit ihre
Ausbildung in Deutschland anerkannt wird. In
Schleswig-Holstein wollen wir diese Regelung
nicht. Wir wollen deshalb einen Fonds beschließen.
Damit können die Gebühren bezahlt werden.

Auch Schleswig-Holstein ist ein Einwanderungs-
land. Seit vielen Generationen wandern Menschen
nach Schleswig-Holstein ein. Sie haben einen An-

spruch auf Teilhabe - einen Anspruch auf Teilhabe
an unserer Gesellschaft, an Bildung und an Arbeit.
Wir wollen eine gerechte Gesellschaft. Wir wollen
allen Menschen die gleichen Chancen geben, im
Bildungssystem und auf dem Arbeitsmarkt. Heute
gehen wir einen kleinen Schritt. Wir machen es
leichter, dass die Berufsabschlüsse von Menschen
in Schleswig-Holstein anerkennt werden. Damit
helfen wir den Menschen selbst. Sie finden leichter
Arbeit. Wir helfen auch der Wirtschaft in Schles-
wig-Holstein. Sie brauchen neue Arbeitskräfte.
Wenn die Berufsabschlüsse anerkannt sind, kann
das Unternehmen sehen, welche Ausbildung ein
Mensch hat. Wir wissen auch: Gute Integration
hängt vor allem von sozialen Faktoren ab. Einer der
wichtigsten Faktoren ist der Zugang zum Arbeits-
markt. Dabei helfen wir heute.

Wem ist es aufgefallen? - Ich habe diese Rede in
Leichter Sprache gehalten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und Wolfgang Dudda [PIRATEN])

So kann man sehen, dass auch schwierige Dinge
leichter erklärt werden können. Das ist ein Beitrag
zur Entbürokratisierung. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Hartmut Hamerich das Wort.

Hartmut Hamerich [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Das Anerkennungsgesetz findet zu Recht
eine allgemein breite Zustimmung in diesem Parla-
ment. Es ist gut, dass es nach zwei Jahren endlich
kommt.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP)

Ich möchte hier noch einmal ausdrücklich sagen,
dass die Kultur, in der wir dieses Anerkennungsge-
setz im Wirtschaftsausschuss diskutiert haben,
schon dazu beiträgt, dass Zuhörer wieder merken,
dass wir uns nicht nur mit uns selbst befassen, son-
dern uns die Problematik wichtig ist.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP)

Ob es notgetan hätte, den ganzen Gesetzentwurf
noch einmal in das Verfahren zu geben, zumal die
grundlegenden Fragen von der alten Regierung
schon auf den Weg gebracht worden sind, will ich
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dahingestellt sein und diejenigen ausländischen
Mitbürger entscheiden lassen, die seit zwei Jahren
auf ihre Anerkennung von Berufsgruppen, für die
das Land die Gesetzgebungskompetenz hat, haben
warten müssen. Das Anerkennungsgesetz auf Bun-
desebene ist im April 2012 beschlossen worden.
Wir hätten es insgesamt lieber etwas schneller auf
den Weg gebracht.

(Serpil Midyatli [SPD]: Sie haben es in Ihrer
Regierungszeit noch nicht einmal einge-
bracht!)

- Reden Sie über Dinge, von denen Sie etwas ver-
stehen!

(Beifall Jens-Christian Magnussen [CDU])

Wir haben es eingebracht.

(Unruhe)

Das Gesetz steht für einen Paradigmenwechsel.
Das Anerkennungsgesetz hilft unmittelbar den In-
habern ausländischer Berufsabschlüsse, aber auch
den Unternehmen, die dringend auf qualifizierte
Fachkräfte angewiesen sind.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
der Frau Abgeordneten Midyatli?

Hartmut Hamerich [CDU]:

Ja, selbstverständlich.

Serpil Midyatli [SPD]: Könnten Sie bitte zur
Kenntnis nehmen, dass der Gesetzentwurf
der Bundesregierung erst einmal lange auf
Halde lag und die Bundesregierung fast fünf
Jahre gebraucht hat, die EU-Richtlinie, die
umgesetzt werden musste, umzusetzen - des-
wegen auch der große Zuspruch -, der Ge-
setzentwurf dann ins Land gekommen ist und
Sie es in Ihrer Regierungszeit, auch wenn Sie
verkürzt war, nicht geschafft haben, dieses
einzubringen? Sie haben zweieinhalb Jahre
gar nichts gemacht. Erst diese Landesregie-
rung hat den Gesetzentwurf auf den Weg ge-
bracht. - Vielen Dank.

- Frau Kollegin Midyatli, nehmen Sie bitte zur
Kenntnis, dass der Gesetzentwurf auf Bundesebene
im April 2012 beschlossen worden ist. Im Mai 2012
hat die Landtagswahl stattgefunden. Damit war die
Möglichkeit, das ins Verfahren zu geben, nicht un-
mittelbar gegeben. Das Wirtschaftsministerium hat

sich noch in der Zeit von Jost de Jager darum ge-
kümmert, das auf den Weg zu bringen.

(Beifall CDU - Anhaltende Unruhe)

Schleswig-Holstein setzt bei den Fähigkeiten und
Potenzialen von Migranten und Migrantinnen an.
Das Gesetz setzt ein Zeichen der Anerkennung im
Sinne von Respekt und Wertschätzung vor der per-
sönlichen Lebensleistung.

Der CDU-Fraktion ist aber auch wichtig: Stimmen
Sie sich bei der konkreten Umsetzung dieses Ge-
setzes mit den anderen Bundesländern ab! Ange-
sichts des besonders gravierenden Fachkräfteman-
gels zum Beispiel in den Gesundheitsberufen und
der Gastronomie muss dabei in den Bundesländern
dringend die Einheitlichkeit und Qualität des Voll-
zugs sichergestellt werden. Sonst droht ein Flicken-
teppich von Regelungen und Verordnungen, die
man am Ende wieder mühsam einsammeln muss.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was wir
nicht wollen, ist, dass es zu einem Anerkennungs-
tourismus zwischen den verschiedenen Bundeslän-
dern kommt, weil unterschiedliche Standards - aus
welchen Gründen auch immer - angelegt worden
sind.

(Beifall CDU)

Das Anerkennungsgesetz ist ein Beitrag zur Fach-
kräftesicherung und zur Stärkung der Innovations-
fähigkeit in Deutschland. Laut OECD gehört
Deutschland heute zu den Ländern mit den gering-
sten Hürden für Zuwanderung hochqualifizierter
Arbeitskräfte. Trotzdem kommen noch viel zu we-
nige Fachkräfte nach Deutschland. Deshalb brau-
chen wir eine nachhaltige Willkommens- und
Anerkennungskultur, um die Potenziale für den
schleswig-holsteinischen Arbeitsmarkt im In- und
Ausland besser zu erschließen.

(Beifall CDU)

Hierfür bedarf es einer weiteren Verbesserung der
rechtlichen, politischen und gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen.

(Anhaltende Unruhe)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ob dazu
allerdings Ihr Anerkennungsfonds beitragen kann,
wage ich im Moment noch zu bezweifeln. Ich habe
bis jetzt nicht verstanden, wofür er gut sein soll.
Nach meiner Kenntnis haben Migrantinnen und Mi-
granten bereits umfangreiche Möglichkeiten, ihre
Anerkennung durch Leistungen im SGB III und
SGB II zu finanzieren.
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Wer soll von dem Fonds profitieren? Soll der Fonds
revolvierend sein, wie man das in Bezug auf andere
bestehende Fonds in Ihrem Koalitionsvertrag rauf
und runter lesen kann? Scheinbar ja nicht. Dem-
nach soll es also ein Geschenk der Landesregierung
werden. Wie hoch sind denn die Kosten pro Jahr?
Hat das einmal jemand durchgerechnet? Wenn
Lücken im System sein sollten, warum wollen Sie
die nicht aus dem laufenden Haushalt heraus zu
günstigen Zinssätzen finanzieren?

Dazu möchte die Koalition den Anerkennungsfonds
in Ergänzung zum Weiterbildungsfonds aufle-
gen. Die Eckpunkte der neuen Förderung der Wei-
terbildung lassen Sie gerade durch das Ministerium
gutachterlich in Auftrag geben. Prognos soll dies
durchführen. In Zusammenarbeit mit dem For-
schungsinstitut Betriebliche Bildung soll das aufge-
arbeitet werden. Ich hoffe, dass eine Beurteilung
des geplanten Anerkennungsfonds bereits Teil des
Gutachtens sein wird. Die Konsequenzen für die
Förderung der Weiterbildung kann ich bisher nicht
überblicken.

Wir sind gern bereit, den Anerkennungsfonds mit
Ihnen im Ausschuss zu diskutieren. So kann man
der Einrichtung eines Anerkennungsfonds noch
nicht zustimmen. Ich bitte deswegen um abschlie-
ßende Beratung des Anerkennungsfonds im Wirt-
schaftsausschuss.

Dem Anerkennungsgesetz werden wir zustimmen. -
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU - Anhaltende Unruhe)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Frau Abgeordne-
te Ines Strehlau das Wort.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Anerkennung von im Ausland erworbenen
Berufsqualifikationen ist ein wichtiger Schritt zur
Integration und zur Fachkräftesicherung von Mi-
grantinnen und Migranten. Mit dem vorliegenden
Gesetz wird auch Menschen aus Nicht-EU-Staaten
der Rechtsanspruch eröffnet, ihre im Ausland er-
worbenen Berufsqualifikationen in einem Anerken-
nungsverfahren bewerten und dokumentieren zu
lassen. Das eröffnet neue Chancen auf einen Ar-
beitsplatz und führt zu verbesserten Lebens- und
Arbeitsbedingungen.

(Beifall Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Nachdem das Anerkennungsgesetz für die bundes-
rechtlich geregelten Berufe bereits in 2012 in Kraft
getreten ist, liegt jetzt die im Wirtschaftsausschuss
einstimmig beschlossene Fassung des schleswig-
holsteinischen Anerkennungsgesetzes vor. Ich freue
mich, dass dies gelungen ist. Diese Einstimmigkeit
ist ein gutes Signal für Menschen mit ausländischen
Wurzeln in unserem Land.

(Anhaltende Unruhe)

Mit diesem Gesetz schaffen wir die rechtliche
Grundlage für die Anerkennung der landesrechtlich
geregelten Berufe. Das Gesetz basiert auf dem vom
Bund vorgelegten Mustergesetz. Das ist gut so.
Denn wir wollen, dass es bundesweit gleiche An-
erkennungskriterien gibt und kein Durcheinander
wie beim Bildungsföderalismus.

Das schleswig-holsteinische Gesetz setzt aber eige-
ne Akzente. So gilt es auch für Menschen aus Staa-
ten, die unsere deutschen Abschlüsse nicht anerken-
nen. Wir haben den Gegenseitigkeitsvorbehalt ge-
strichen, weil wir die Bürgerinnen und Bürger eines
Staates nicht für die Entscheidungen ihrer Regie-
rungen in Haftung nehmen wollen.

(Beifall Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Bei uns haben alle eine Chance auf Anerkennung
ihrer Berufsqualifikationen.

Das Architekten- und Ingenieurkammergesetz be-
findet sich gerade in der Überarbeitung. Der Ge-
genseitigkeitsvorbehalt wird - so die Zusage des
Wirtschaftsministeriums gestern im Ausschuss - zu-
künftig auch hier gestrichen werden.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Mit diesem Gesetz werden die formalen Hürden für
die Anerkennung deutlich gesenkt. Auch den An-
spruch auf Beratung haben wir im Gesetz veran-
kert. Schleswig-Holstein unterstützt die Menschen
im Anerkennungsverfahren.

Eine Begrenzung der Kosten des Anerkennungsver-
fahrens und die finanzielle Unterstützung der zum
Teil notwendigen Nachqualifizierungen sind für
uns weitere zentrale Anliegen. Diese Unterstützung
gibt es aus unterschiedlichen Quellen schon jetzt.
Bereits in Unternehmen Beschäftigte können den
Weiterbildungsbonus in Anspruch nehmen. Außer-
dem stellt die Agentur für Arbeit Mittel bereit. Es
fehlt aber die Unterstützung bei den Kosten des
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Anerkennungsverfahrens, zum Beispiel bei Ge-
bühren oder Übersetzungskosten.

Herr Hamerich, es gibt durchaus Leute, die nicht in
den Genuss einer Förderung kommen. Für diese
Menschen soll der Anerkennungsfonds da sein. In
Hamburg, wo das Anerkennungsgesetz schon län-
ger in Kraft ist, handelt es sich um eine Summe im
niedrigen sechsstelligen Bereich, die dafür vorgese-
hen ist. Man muss gucken, wie es bei uns aussieht.
Insofern unterstützen wir die Überweisung des An-
trags an den Ausschuss, um da weiter zu beraten
und das zu konkretisieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
Dr. Patrick Breyer [PIRATEN] und Jette
Waldinger-Thiering [SSW])

Im Anerkennungsgesetz werden in den unterschied-
lichen Artikeln noch weitere Gesetze oder Verord-
nungen geändert. Darüber hinaus haben die zustän-
digen Ministerien in der Zwischenzeit auch ihre
Gesetze im Sinne des Anerkennungsgesetzes wei-
terentwickelt. So wurde das Heilberufekammerge-
setz vor Kurzem im Landtag beschlossen.

In zwei Jahren - nicht wie ursprünglich vorgesehen
in vier - wird bereits die erste Evaluation durchge-
führt, um die Wirksamkeit des Gesetzes und even-
tuellen Nachbesserungsbedarf zu prüfen.

Wir bringen heute ein gutes Gesetz auf den Weg,
das deutlich mehr Menschen eine Tätigkeit ermög-
licht, die ihren Berufsqualifikationen und ihrer Be-
rufserfahrung entspricht. Durch die Anerkennung
ihrer Qualifizierung unterstützen wir die Fachkräf-
tesicherung, bringen den Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte Wertschätzung entgegen und ver-
einfachen die soziale Integration. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW und Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die Fraktion der
FDP hat Herr Abgeordneter Christopher Vogt das
Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das
Gesetz gibt vielen Menschen die Chance, ihre im
Ausland erworbenen Berufs- und Hochschulab-
schlüsse hier leichter anerkennen zu lassen. Meine
Fraktion freut sich, dass wir das Gesetz heute be-
schließen werden. Es ist ein weiterer Baustein - das
wurde schon gesagt - zur besseren Integration von

hier lebenden Menschen und auch zur Anwerbung
qualifizierter Menschen, die zu uns kommen wol-
len, und eben auch - nicht ganz uneigennützig - ein
Schritt nach vorn im weltweiten Wettbewerb um
die besten Köpfe auf dem zunehmend globaler wer-
denden Arbeitsmarkt. Auch wenn es ein wenig ab-
gedroschen klingen mag: Es ist wirklich einmal ei-
ne Win-Win-Situation. Das wird oft behauptet, hier
stimmt es wirklich.

Meine Damen und Herren, ich habe noch nie ver-
stehen können, warum im Ausland ausgebildete In-
genieure, Lehrer, Professoren und andere hier nicht
in ihrem Beruf arbeiten dürfen, weil die Verfahren
es nicht zulassen, weil die Verfahren zu kompliziert
sind. Das hat für mich nie Sinn ergeben. Insofern ist
es ein richtiger Schritt nach vorn. Diesen Menschen
wurden bisher Chancen verwehrt, die wir ihnen
jetzt endlich gewähren.

Unser Land hat viel zu lange vorhandene Potenziale
von diesen Menschen liegenlassen. Damit hat man
eben nicht nur dem Land selbst geschadet, sondern
auch den Menschen Chancen verwehrt. Insofern ist
das gut.

Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt nicht
die Diskussion wieder eröffnen, wann was be-
schlossen wurde. Aus meiner Sicht wurde das Be-
rufsqualifikationsfeststellungsgesetz - ein un-
fassbar schönes deutsches Wort - bereits 2011 be-
schlossen; wenn es 2012 gewesen sein soll, sei es
drum. Es ist gut, dass wir in Schleswig-Holstein
jetzt endlich daran anschließen. Es wirkt mittler-
weile fast selbstverständlich, dass wir das tun und
dass wir das so einmütig tun, aber auch ich kann
mich noch gut an Wahlkämpfe und öffentliche Ti-
raden erinnern, die übrigens noch vor wenigen Jah-
ren aus verschiedenen Ecken gegen die Zuwande-
rung von qualifizierten Fachkräften kamen. Das soll
keine Schuldzuweisung sein, aber ich kann mich
noch gut daran erinnern, und es ist schön, dass wir
dort gesellschaftspolitisch weitergekommen sind
und dass wir das jetzt so einmütig beschließen kön-
nen.

(Beifall Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN], Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN] und Dr. Patrick Breyer [PI-
RATEN])

Ohne die Zuwanderung von Fachkräften und die
eben darauf abgestimmte Gesetzgebung werden wir
unseren Wohlstand auf Dauer nicht halten können.
Die Bundesagentur für Arbeit hat errechnet, dass
das Erwerbspersonenpotenzial, also die Anzahl al-
ler Menschen im erwerbsfähigen Alter, in Schles-
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wig-Holstein bis 2025 um 70.000 und bis 2030 so-
gar um 240.000 Menschen abnehmen wird. Inso-
fern sind wir bei der Anwerbung von Fachkräften
zwar an sich auf einem guten Weg, aber daran sieht
man schon, wie groß die Not für unsere Volkswirt-
schaft ist. Da müssen wir etwas tun.

Meine Damen und Herren, ich habe im vergange-
nen Jahr einen Artikel von einem Mann aus China
gelesen, den ich jetzt noch einmal hervorgeholt ha-
be, der nach Berlin gezogen ist und der beschrieben
hat, in Berlin habe er das größte Problem beim Um-
zug gehabt, eine Wohnung zu finden. Das war mitt-
lerweile das größte Problem, weil es eben schon
dieses Gesetz auf Bundesebene gibt. Er hat davon
schon profitiert. Ich glaube, so wurde auch in der
„Wirtschaftswoche“ geschrieben, dass unser Zu-
wanderungsrecht an einigen Stellen deutlich libe-
raler ist als das von Kanada, das schon seit vielen
Jahrzehnten ein Zuwanderungsland ist. Ich glaube,
Sie glauben mir, wenn ich sage, dass das Wort libe-
ral an der Stelle positiv besetzt ist - wie es auch
sonst positiv besetzt ist. Ein liberaleres Zuwande-
rungsrecht als Kanada - das hätte ich selbst nicht
für möglich gehalten. Aber es ist interessant, dass
Deutschland in wenigen Jahren an verschiedenen
Stellen doch so weit vorangekommen ist.

Noch kurz zum vorliegenden Gesetzentwurf, den
wir gestern noch im Ausschuss beraten haben: Wie
die PIRATEN haben wir ebenfalls einen Ände-
rungsantrag vorgelegt. Wir haben mit dem Ministe-
rium gestern über die vorgeschlagenen Änderungen
gesprochen, die im Wesentlichen auf die Vorschlä-
ge des Flüchtlingsbeauftragten und des DGB zu-
rückgegangen sind, ebenso wie die Änderungen der
Koalitionsfraktionen. Weil es fachlich nicht so ganz
einfach ist, welche Auswirkungen diese Änderun-
gen auf andere Gesetze haben, haben wir uns ent-
schlossen, unseren Änderungsantrag zurückzuzie-
hen - die PIRATEN haben das ebenfalls getan - und
dem Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen zu-
zustimmen, eben auch, weil das Gesetz zeitnah eva-
luiert werden soll. Das sollten wir uns dann noch
einmal anschauen.

Zum Anerkennungsfonds: Wir finden, das ist ein
interessanter Vorschlag, aber in der Tat gibt es da
noch viele Fragen, die wir klären sollten. Deswegen
freue ich mich, dass wir das vielleicht im Aus-
schuss beraten können und in einer späteren Ta-
gung noch einmal aufrufen können. Ich glaube,
dass wir alle die Idee teilen. Aber wie das genau fi-
nanziert werden und wie es genau funktionieren
soll, das wissen wir eben nicht. Das sollten wir uns

eben noch einmal genau anschauen. - Ich danke Ih-
nen ganz herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der PIRATEN hat Herr Abgeord-
neter Dr. Patrick Breyer das Wort.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordnete! Wir sind uns über die große
Bedeutung dieses Gesetzes zur Anerkennung aus-
ländischer Berufsqualifikation gerade in Zeiten
des Fachkräftemangels einig. Uns ist bei der Bera-
tung wichtig gewesen, dass wir das sogenannte Ge-
genseitigkeitserfordernis durchgehend gestrichen
bekommen, denn aus meiner Sicht kann die Aner-
kennung eines ausländischen Berufsabschlusses
nicht davon abhängen, wie das andere Land in die-
ser Frage verfährt. Die Menschen, die zu uns kom-
men, können nichts dafür, wie das in ihrem Heimat-
land geregelt ist, zum Beispiel wenn jemand aus
Nordkorea kommt. Ich glaube auch, dass wir das
große Interesse haben, qualifizierte Leute zu uns zu
holen, und vielleicht niemand von uns dorthin
möchte.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Beifall Wolfgang Dudda [PI-
RATEN])

Insofern macht es auch gar keinen Sinn, die Gegen-
seitigkeit an der Stelle zur Voraussetzung zu ma-
chen. Es freut mich, dass der Wirtschaftsminister
und das Ministerium angekündigt haben,

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Meyer heißt der!)

diese Gegenseitigkeitserfordernisse bis Anfang des
nächsten Jahres systematisch zu streichen. Insofern
konnten wir unseren an der Stelle punktuellen An-
trag zurückziehen.

Noch einige Worte zu dem Anerkennungsfonds,
den Sie vorschlagen: Im Grundsatz finde ich das
durchaus richtig und begrüßenswert. Wir haben in
den schriftlichen Stellungnahmen von vielen Seiten
gelesen, dass es oft eher an praktischen als an recht-
lichen Grenzen scheitert, was die Anerkennung an-
geht, und dass in diesem Zusammenhang viele Kos-
ten anfallen. Da geht es um Übersetzungskosten
und Kosten des Verfahrens bis hin zu Prüfungskos-
ten und Weiterqualifizierungskosten.
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Wir haben schon festgestellt, dass der Antrag so,
wie er im Moment formuliert ist, noch recht un-
scharf dahin gehend ist, welche Kosten erfasst wer-
den sollen, weil es an der einen Stelle heißt „Kosten
aus dem Anerkennungsverfahren“ und an anderer
Stelle „Kosten des Anerkennungsverfahrens“. Das
wäre aus meiner Sicht klarzustellen. Ich habe eben
auch die Sorge wie die Kollegen von CDU und
FDP, dass ein solcher Fonds, wenn er denn generell
die Kosten tragen würde, auch viele Mitnahmeef-
fekte nach sich ziehen würde, gerade bei Menschen,
die aus dem nahen europäischen Ausland kommen
und sehr gut verdienen, Architekten zum Beispiel.
Da frage ich mich schon, ob wir bei sehr gut verdie-
nenden Personen den Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahlern alle Kosten aufbürden sollten oder ob es
nicht zum Beispiel sinnvoll sein kann, unter be-
stimmten Voraussetzungen eine Rückzahlung in
Fonds zu vereinbaren, gegebenenfalls ratenweise.

Deswegen freue ich mich sehr, dass Sie auch zuge-
sagt haben, dass wir das im Ausschuss näher bera-
ten können. Das sollten wir mit dem Ministerium
tun. Sie haben eine Prüfung angekündigt. Das soll-
ten wir auch mit dem Landesrechnungshof bespre-
chen, wie wir das gemeinsam machen. Es freut
mich, dass sich an der Stelle der gemeinsame Geist
beim Anerkennungsgesetz fortsetzt. Wir werden
dem Gesetzentwurf natürlich auch zustimmen, denn
die Fachkräfte, die zu uns kommen, haben unsere
Anerkennung verdient. - Besten Dank.

(Beifall PIRATEN, vereinzelt SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, SSW, Beifall Hart-
mut Hamerich [CDU] und Heiner Rickers
[CDU])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Danke schön. - Für die Kollegen des SSW erteile
ich Herrn Abgeordneten Flemming Meyer das
Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Endlich sind wir auf der Zielgera-
den, was die Anerkennung ausländischer Ausbil-
dungsabschlüsse betrifft. Die Anhörung hat noch
einige zusätzliche Informationen zu Tage gefördert.
Mein Dank gilt allen, die sich mit ihren Vorschlä-
gen und Ideen eingebracht haben. In diesem Zu-
sammenhang freut es mich, dass wir endlich mit
falschen Annahmen aufräumen und Fakten zu Wort
kommen lassen. Der sprichwörtliche vietnamesi-
sche Ingenieur, der sich nur als Taxifahrer durch-

schlagen kann, oder die iranische Ärztin, die sich in
Deutschland als Putzfrau ihr Brot verdienen muss,
weil die entsprechenden Abschlüsse hier nicht aner-
kannt werden, gibt es tatsächlich.

Gerade hat die Bundesregierung den ersten Bericht
zur Anerkennung ausländischer Abschlüsse vorge-
legt. Danach haben von April bis Ende 2012 11.000
ausländische Fachkräfte den Antrag auf Anerken-
nung gestellt. Davon wurden fast 70 % oder 7.500
Berufsabschlüsse als gleichwertig anerkannt. Ich
erinnere mich an Stimmen, die davon abrieten, das
Ganze überhaupt in Gang zu setzen, weil es sich
angeblich nur um wenige Einzelfälle handele. Diese
werden mit diesen Zahlen eines Besseren belehrt.

Tatsache ist, dass jeden Tag neue Anfragen auf die
Anerkennung von Berufs- und Studienabschlüssen
auflaufen, und solange wir eine offene Gesellschaft
sind, werden Menschen zu uns kommen, die unser
Schul- und Ausbildungssystem eben nicht durch-
laufen haben. Diese Menschen bereichern uns und
knüpfen Schleswig-Holstein noch besser ins globa-
le Netz ein. Nutzen wir ihr Know-how und erken-
nen ihre Abschlüsse an!

Auch die Arbeitgebervertreter haben durch die
Bank in ihren Stellungnahmen zum Gesetzentwurf
eindringlich gefordert, das Potenzial der hier leben-
den Fachkräfte zu nutzen.

Die Bundesregierung hat den ersten Schritt mit der
Anerkennung einzelner Berufe gemacht. Unser
Land zieht jetzt nach.

Es hat Jahrzehnte gedauert, bis wir zu einem trans-
parenten Verfahren gekommen sind. Bis dahin
wandten sich die Migranten an die Behörden und
wurden teilweise jahrelang von einer zur nächsten
Stelle geschickt, bis schließlich ihre Berufserfah-
rung null und nichtig war. Auf diese Weise wurde
Potenzial regelrecht vernichtet und disqualifiziert.

Das darf uns angesichts des sich deutlich abzeich-
nenden Fachkräftemangels in der Zukunft nicht
mehr passieren. Darum begrüße ich ausdrücklich
das neue Gesetz mit seinen transparenten Verfahren
und klaren Kompetenzen.

Allerdings möchten wir das Gesetz noch durch die
Einrichtung eines Fonds flankieren, der die Kosten
abdeckt, die im Rahmen des Anerkennungsver-
fahrens entstehen. Diese laufen unter anderem
durch die Übersetzung der Zeugnisse durch amtlich
bestellte Dolmetscher auf. Ich bin davon überzeugt,
dass so ein Fonds die Verfahren beschleunigen und
vereinfachen wird. Ich freue mich, dass wir darüber
im Ausschuss noch näher diskutieren können.
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Wir sollten allerdings nicht nur immer über die
Vorteile reden, die der deutschen Gesellschaft und
unsere Betrieben durch die adäquate Beschäftigung
der ausländischen Fachkräfte entstehen, sondern
auch darüber, dass wir die Interessen der Migran-
ten beachten.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Beratungsanspruch für Fachkräfte gehört
nach Meinung des SSW zu einer lebendigen Will-
kommenskultur einfach dazu. Die Migranten erwar-
ten von ihrer neuen Heimat ein Zeichen der Aner-
kennung ihrer bisherigen Lebensleistung. Sie soll-
ten aus diesem Grund einen Anspruch darauf be-
kommen, dass ihre Abschlüsse nicht nur geprüft
werden, sondern dass sie darüber hinaus auch bera-
ten werden, zum Beispiel im Hinblick auf eine An-
schlussqualifikation. So erfahren die Migranten,
was sie tun müssen, um durch eine Brückenqualifi-
kation mit den Kollegen gleichziehen zu können.
Die Beratung macht den qualitativen Unterschied
aus. Dementsprechend haben wir den Antrag auch
formuliert.

Aber es zeigt sich gerade an dieser Stelle, dass wir
den Prozess nicht als abgeschlossen betrachten kön-
nen. Es steht weiterer Handlungsbedarf an. Feh-
len nämlich entsprechende Weiterbildungsangebo-
te, die die im Ausland erworbenen Qualifikationen
an die deutschen anpassen, hilft auch die beste Be-
ratung nicht. Außerdem müssen wir mehr berufs-
spezifische Sprachkurse anbieten, damit die aner-
kannte Qualifikation auf dem Arbeitsmarkt tatsäch-
lich auch eine Chance hat.

Wir müssen also in naher Zukunft mit Kammern
und Hochschulen über die Entwicklung entspre-
chender Angebote verhandeln. Dazu ist es nicht nö-
tig, neue Strukturen zu schaffen. Gerade an dieser
Stelle können wir über Kooperationen, vor allem
mit Hamburg, nachdenken, wo man schon lange Er-
fahrung mit der Anerkennung von Berufserfahrun-
gen gesammelt hat. - Danke.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor, ich schließe deshalb die
Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über den
Teil a) des Tagesordnungspunktes, Gesetzentwurf
der Landesregierung, Drucksache 18/994. Wer die-

sem Gesetzentwurf in der vom Ausschuss empfoh-
lenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Damit ist das einstimmig so angenommen.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, PIRATEN und SSW)

Wir kommen zur Abstimmung zu Teil b) des Ta-
gesordnungspunktes, Antrag der Fraktionen von
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW, Drucksache 18/1737. Dazu ist
mehrfach Ausschussüberweisung an den Wirt-
schaftsausschuss beantragt worden. Wer dieser zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist
das einstimmig so beschlossen.

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle unter-
breche ich die Tagung und wünsche Ihnen allen ei-
ne erholsame Mittagspause. Ich freue mich, Sie um
15 Uhr im Plenarsaal wiederzusehen.

Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung: 12:54 bis 15:03 Uhr)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ich freue mich, Sie alle hier wieder zu se-
hen, und möchte die Sitzung fortführen. Ich rufe
Tagesordnungspunkt 7 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Einrichtung des Amtes eines oder einer Landes-
beauftragten für politische Bildung

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
Drucksache 18/1750

Das Wort zur Begründung wird offenbar nicht ge-
wünscht. Ich eröffne die Grundsatzberatung und er-
teile Herrn Abgeordneten Dr. Ralf Stegner von der
SPD-Fraktion das Wort.

(Zurufe)

- Entschuldigung, mir war angekündigt worden,
dass Sie reden. Das war dann wohl ein Kommuni-
kationsproblem. Das Wort hat jetzt der Kollege Jür-
gen Weber.

Jürgen Weber [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In der Tat, mein Name ist Weber. Das ist korrekt.

(Vereinzelter Beifall SPD)
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Wir haben heute Morgen am Rande eines anderen
Tagesordnungspunkts sozusagen bereits die
Schlagabtauschvariante zu diesem Thema vorweg-
genommen. Lassen Sie mich daher mit einer Reihe
von sachlichen Begründungen dafür anfangen,
warum wir das Amt eines oder einer Beauftragten
für politische Bildung für sinnvoll erachten.

Wir alle haben uns in den letzten Jahren - um nicht
zu sagen in den letzten Jahrzehnten - mit der politi-
schen Bildung in diesem Land durchaus schwerge-
tan. Wir waren uns aber einig, und ich gehe davon
aus, dass das immer noch der Fall ist, dass wir nicht
den Weg Niedersachsens gehen wollen. Dort hat
die vorletzte Landesregierung die Landeszentrale
kurzerhand abgeschafft. Hierzulande haben wir vor
zehn Jahren einen Statuswechsel beschlossen, näm-
lich weg von einer Einrichtung, die dem Bildungs-
ministerium unterstellt war, hin zu einem Landes-
betrieb. Das ist ein Weg, der - in der Rückschau be-
trachtet - nicht ganz erfolgreich gewesen ist.

Wir haben dann vor drei Jahren die Zuständigkeit
von der Landesregierung in den Landtag verlagert.
Wir wussten von vornherein, dass dies eine Ent-
scheidung war, die mit einem gewissen Risiko aus-
gestattet war. Bis zum heutigen Tag ist das ein bun-
desweiter Alleingang. In Baden-Württemberg gibt
es eine ähnliche Situation, ansonsten aber haben
wir eine Stand-alone-Rolle. Bereits damals gab es
in den Anhörungen gewichtige Stimmen von Ver-
tretern der politischen Bildung, die befürchteten,
dass die Unabhängigkeit der Einrichtung durch die
Anbindung an das Parlament nicht gestärkt, son-
dern eher geschwächt werden würde. Dies gilt um-
so mehr, als die Landeszentrale mit dem Referat für
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit gekoppelt wurde.

Wir haben damals dennoch so entschieden, weil für
die Landeszentrale, die im Verlauf der letzten Jahre
und Jahrzehnte personell geschrumpft ist, die Hoff-
nung bestand, dass wir synergetisch mit der Öffent-
lichkeitsarbeit des Landtags für beide Seiten eine
positive Entwicklung einleiten würden.

Das wurde eine Zeitlang praktiziert. Seit dem letz-
ten Sommer hat sich die Landtagsverwaltung al-
lerdings entschieden, die Öffentlichkeitsarbeit mit
der Position des Pressesprechers in Personalunion
zu besetzen. Somit ist die ursprünglich beabsichtig-
te Synergiefunktion obsolet geworden. Ob die
Kombination bis dahin faktisch überhaupt funktio-
niert hat, will ich jetzt nicht weiter eruieren. Hier
gibt es sicherlich unterschiedliche Auffassungen.
Man muss sagen, dass in der Versuchsphase zumin-
dest probiert wurde, ob dies funktionieren kann und
ob die Landeszentrale im Rahmen der zur Verfü-

gung stehenden geringen finanziellen und personel-
len Ressourcen die Sicherheit hat, in der nötigen
Unabhängigkeit den Auftrag zu erfüllen und die Ar-
beit insgesamt zu stärken. Wir sind mittlerweile zu
dem Schluss gekommen, dass dies nicht in dem
Umfang der Fall ist, wie wir uns das wünschen
würden.

Deshalb schlagen wir mit dem heutigen Gesetzent-
wurf, den wir in der ersten Lesung beraten, vor, die
erprobte beste Form einer unabhängigen Aufgaben-
wahrnehmung in Angliederung an den Landtag
auch für die politische Bildung zu wählen, nämlich
das Institut einer oder eines Beauftragten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Damit würde sich ein Kreis schließen, denn 1957
schuf die damalige Landesregierung einen Landes-
beauftragten für staatsbürgerliche Bildung; zu-
nächst bei der Regierung, jetzt beim Parlament.

Ich will über die Konstruktion und über die Dinge,
die im Gesetzentwurf stehen, im Einzelnen nicht re-
den. Sie haben ihn gelesen, wir werden das im Aus-
schuss vertiefen. Dennoch will ich sagen: In einer
Konstruktion, bei der die Dienstaufsicht beim Präsi-
denten liegt und die fachliche Aufsicht bei einem
Kuratorium, das aus Vertreterinnen und Vertretern
aller Landtagsfraktionen und Vertreterinnen und
Vertretern der politischen Bildung zusammenge-
setzt ist, ist eine Unabhängigkeit garantiert. Das ist
eine fachliche und überparteiliche Aufsicht. Mehr
Unabhängigkeit geht nicht, und weniger wollen wir
uns nicht leisten.

Natürlich kann man nicht nur über die Sache reden,
sondern man muss auch die öffentliche Debatte und
die Einbettung, die heute Morgen schon angespro-
chen worden ist, einbeziehen. Das, was ich jetzt sa-
gen möchte, gilt für alle Beauftragten, die wir ha-
ben und die wir hatten: Sie alle waren mit unter-
schiedlichen Parteibüchern ausgestattet und hatten
unterschiedliche politischen Auffassungen. In ihren
Ämtern haben alle durchweg und ohne Ausnahme
eine hervorragende Arbeit geleistet. Sie haben eine
Überparteilichkeit an den Tag gelegt, wie man sie
sich wünscht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ich glaube, das kann man festhalten. Wer das be-
streitet, der soll das hier vorn am Mikrofon tun.
Weiter möchte ich sagen, dass auch die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter bei der Landeszentrale für
politische Bildung zumindest im wissenschaftli-
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chen Bereich in den letzten Jahren und Jahrzehnten
privat natürlich politische Auffassungen hatten. Die
Leitung ist derzeit unbesetzt. Der einzige Wissen-
schaftler, der derzeit noch dort arbeitet, ist der Kol-
lege Klaus Kellmann. Das ist ein alter Studien-
freund von mir. Er hat eine politische Auffassung,
die eher in der Opposition angesiedelt ist. Das sagt
jedoch nichts über die Qualität und die Intensität
seiner Arbeit aus. Er leistet dort seit Jahrzehnten
gute Arbeit. Deshalb kann dies keine parteipoliti-
sche Diskussion in der Frage sein, wie wir die Aus-
wahl treffen, sondern nur eine qualitative.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Mir ist klar, wie die Diskussion gleich abläuft. Ich
bin erstaunt darüber, wer oft weiß, welche Parteibü-
cher jemand hat. In dem Auswahlverfahren, das
bisher auf den Weg gebracht worden ist, hat sich
der Ältestenrat auf eine Persönlichkeit geeinigt, die
wohl uns zugeordnet wird, weil wir sie unterstützt
haben. Ich sage deutlich: Gerade im Zusammen-
hang mit der Landeszentrale für politische Bildung
haben wir dafür Sorge tragen wollen, in hoher Un-
abhängigkeit eine Persönlichkeit zu wählen. Derje-
nige, der nach einer qualifizierten Diskussion aus-
gewählt worden ist - ob er ein Parteibuch hat, weiß
ich nicht, und das geht mich auch nichts an, er hat
auf jeden Fall kein SPD-Parteibuch -, war ein her-
ausragender Absolvent der Konrad-Adenauer-Stif-
tung. Daraus eine Parteibuchpolitik der SPD zu ma-
chen, das ist ein Aberwitz, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Lassen Sie mich zum Schluss noch Folgendes sa-
gen: Wir werden eine ausführliche Ausschussbera-
tung haben. Wir werden zu einem Ergebnis kom-
men, das positiv sein wird. Wir werden viele Dis-
kussionen führen. Ich kann jedoch nicht dazu bei-
tragen, die öffentlichen Aufgeregtheiten abzubrem-
sen. Das ist nicht unsere Aufgabe. Unsere Aufgabe
ist es, eine Parlamentsberatung durchzuführen, die
zu einem guten Ergebnis führt. Das werden wir tun.
- Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion der CDU hat der Abge-
ordnete Johannes Callsen.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn
es überhaupt noch eines weiteren Beweises für die
parteipolitische Arroganz dieser Koalition bedurft
hätte, dann liegt er mit diesem Gesetzentwurf auf
dem Tisch.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Herr Kollege Weber, ich habe der Presse entnom-
men, dass der neue Oberbürgermeister der Landes-
hauptstadt Kiel in seiner Jugendzeit Mitglied der
Jungen Union gewesen sein soll. Ich glaube, Sie
werden deshalb nicht behaupten, die CDU habe die
OB-Wahl in Kiel gewonnen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Fast!)

Was Sie uns hier vorlegen, ist die in Paragrafen ge-
gossene Personalpolitik von SPD, Grünen und
SSW, bei der es nicht um Bestenauslese geht, son-
dern um einseitige Parteipolitik.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Ihr einziges Ziel ist es doch, sich möglichst viele
Personalstellen parteipolitisch unter den Nagel zu
reißen. Da nützen auch Ihre besten Beschönigungs-
versuche nichts. Fakt ist doch, dass Sie mit Ihrem
Gesetzentwurf in ein laufendes Bewerbungsver-
fahren bei der Landeszentrale eingreifen. Das ist
Fakt, und das halte ich für hochproblematisch.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Sie tun das nur, um einen aussichtsreichen Kandi-
daten zu verhindern, weil er Ihnen nicht passt. Das
ist nicht nur dem Landtag unwürdig, das ist auch
rechtlich mehr als fragwürdig.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Das ist außerdem ein Tiefpunkt der parlamentari-
schen Zusammenarbeit im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag.

Frau von Kalben, dass Sie bei diesem Verfahren
mitmachen, das enttäuscht mich persönlich sehr.
Dies enttäuscht mich umso mehr, als dass es vor
drei Jahren doch die Grünen waren, die als Erste
die Ansiedlung der Landeszentrale für politische
Bildung beim Landtag beantragt haben. Das waren
die Grünen. Heute werfen Sie Ihre eigene Überzeu-
gung über Bord, für die Sie damals im Landtag eine
breite Mehrheit erhalten haben. Ich kann es kaum
glauben. Frau Strehlau, Sie waren damals auch An-
tragstellerin. Was ist eigentlich aus Ihrem Selbstbe-
wusstsein geworden, das Sie mit Ihrem damaligen
Antrag, den sie mit unterschrieben haben, gezeigt
haben?
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Herr Kollege Weber, auch Sie haben damals genau
diese Konstellation beantragt und unterstützt, die
Sie heute wieder abschaffen wollen. Ich finde das
sehr unglaubwürdig.

Meine Damen und Herren, für diesen Gesetzent-
wurf gibt es keine nachvollziehbaren Gründe. Die
offizielle Begründung ist der reine Hohn. Es geht in
diesem Gesetzentwurf keineswegs um die Unab-
hängigkeit des Leiters der Landeszentrale für po-
litische Bildung, sondern einzig und allein darum,
diese Funktion nach Ihrem politischen Gutdünken
zu besetzen.

Wenn es Ihnen tatsächlich um die Unabhängigkeit
gegangen wäre, warum haben Sie dann nicht genau
diese Frage vor Beginn des Bewerbungsverfahrens,
über das wir jetzt reden, im Ältestenrat angespro-
chen?

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Das wäre der geeignete Zeitpunkt gewesen. Herr
Kollege Weber, vor dem Bewerbungsverfahren wä-
re es doch der richtige Zeitpunkt gewesen, im Älte-
stenrat darüber zu reden. Darüber hätte mit allen
Fraktionen gesprochen werden sollen. Darüber hät-
te man ja reden können. Dass Sie das aber nicht ge-
tan haben, ist ein deutliches Zeichen. Sie haben das
zu keinem Zeitpunkt angesprochen.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt nicht!)

Sie haben es nicht angesprochen, weil die von Ih-
nen geforderte inhaltliche Unabhängigkeit der Lan-
deszentrale längst durch eine Dienstordnung gere-
gelt worden ist, die Sie auch kennen sollten. Ihr
heute vorgebrachtes Argument läuft daher komplett
ins Leere, meine Damen und Herren.

Die Wahrheit ist: Sie sind erst dann mit Ihrem Ge-
setzentwurf um die Ecke gekommen, als Ihnen das
Ausschreibungsergebnis nicht passte. So ist es ge-
wesen.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Dieses eiskalte Machtspiel der SPD ist schnell
durchschaut. Sie wollen die Entscheidung, wer die
Leitung der Landeszentrale für politische Bildung
übernimmt, an sich reißen. Nur darum bringen Sie
diesen Gesetzentwurf ein. Darum wollen Sie ein
laufendes und rechtsstaatliches Bewerbungsverfah-
ren stoppen.

Dass dieses Gesetz mit heißer Nadel gestrickt wur-
de - auf die einzelnen Abläufe im Ältestenrat darf
und will ich auch gar nicht hinweisen -, um eine
Stellenbesetzung zu verhindern, zeigt auch der Ge-

setzentwurf selbst. Im Gesetzentwurf ersparen Sie
sich eine Begründung, die der Kollege Weber jetzt
offenbar versucht nachzuliefern. Die Kosten sind
gar nicht berücksichtigt worden. Der Pfusch geht
sogar so weit, dass SPD, Grüne und SSW nicht ein-
mal ein Datum für das Inkrafttreten festlegen. Das
ist peinlich, kann ich dazu nur sagen. Das zeigt
doch, mit welcher Motivation dieser Gesetzentwurf
geschrieben worden ist.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf ist
nicht nur eine Missachtung des Parlaments, sondern
auch ein beispielloser Vorgang für eine politisch
motivierte Postenbesetzung. Es ist unglaublich, was
Sie Schleswig-Holstein alles zumuten. - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Bevor wir die Debatte
fortsetzen, bitte ich Sie, gemeinsam mit mir Mit-
glieder des SPD-Ortsvereins Steinbergkirche auf
der Tribüne zu begrüßen. - Herzlich willkommen
im Kieler Landeshaus!

(Beifall)

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat die Abgeordnete Ines Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch ich möchte einen Blick in die Vergangenheit
der Landeszentrale für politische Bildung wer-
fen, bevor ich zur Gegenwart komme, weil ich
glaube, dass dies zu einem besseren Verständnis
unseres Gesetzentwurfs beiträgt.

Die Landeszentrale für politische Bildung hat eine
bewegte Vergangenheit. Sie wurde im Jahr 2003 als
Eigenbetrieb der Landesregierung eingerichtet und
dem Bildungsministerium zugeordnet. 2005 folgte
ein Wechsel zur Staatskanzlei, 2009 die Rückkehr
zum Bildungsministerium. Zum 1. Januar 2011 be-
schloss der Landtag nach einer zweijährigen Bera-
tung fraktionsübergreifend, die Landeszentrale für
politische Bildung zukünftig dem Landtag zuzu-
ordnen.

Hauptgrund war, dass sich die Position als Eigenbe-
trieb nicht bewährt hatte. Ziel eines Eigenbetriebs
ist es eigentlich, ein Plus zu erwirtschaften, sich al-
so von Zuwendungen des Landes unabhängig zu
machen. Eine Landeszentrale für politische Bildung
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kann sich aber nicht allein durch Verkäufe von Ma-
terialien oder Veranstaltungen finanzieren. Die
Konstruktion war also nicht gelungen.

Außerdem wollte man mit der Anbindung an den
Landtag die Unabhängigkeit von Regierungsmei-
nungen erreichen. Als die Landeszentrale bei der
Landesregierung angesiedelt war, mussten die Tä-
tigkeitsberichte im Kabinett verabschiedet werden.
Es war also nicht ausgeschlossen, dass es im Kabi-
nett zu einer Glättung im Sinne der Regierungsmei-
nung kommen konnte. Wo blieb da die Unabhän-
gigkeit der Landeszentrale?

Die Unabhängigkeit der Landeszentrale beim Land-
tag sollte durch eine Dienstordnung erreicht wer-
den, die ein weisungsunabhängiges Agieren ermög-
licht. Die Landeszentrale für politische Bildung ist
im Moment dem Landtagsdirektor als Stabsstelle
zugeordnet. Dienstrechtlich und organisatorisch un-
tersteht sie dem Landtagspräsidenten, der diese Be-
fugnisse dem Landtagsdirektor übertragen kann.

Ein weiterer Grund für die Ansiedlung der Landes-
zentrale beim Landtag war, dass durch eine perso-
nelle Verzahnung mit dessen Abteilung für Öffent-
lichkeitsarbeit sowohl inhaltliche als auch finanziel-
le Synergien geschaffen werden sollten. Dies war
bis zum 31. Juli 2013 der Fall. Die Leitung der
Landeszentrale und die der Öffentlichkeitsarbeit
des Landtags wurden von einer Person in Personal-
union wahrgenommen.

Die angestrebten personellen Synergien bestehen
nicht mehr, weil die Leitung der Öffentlichkeitsar-
beit inzwischen mit der Pressestelle zusammenge-
legt wurde. Somit sind auch die inhaltlichen Syner-
gien schwieriger zu realisieren.

Zwei der Hauptargumente sind also weggefallen.
Es stellt sich die Frage, ob dann die Ansiedlung
beim Landtag noch sinnvoll und sachgerecht ist.
Mit der Ansiedlung beim Landtag hatten wir Neu-
land betreten. Einige Stellungnahmen hatten schon
2010 bezweifelt, ob das der richtige Weg sei. Ein
Argument war, dass es keine Kontrolle durch das
Parlament gebe wie bei der Angliederung an ein
Ministerium. So habe das Parlament zum Beispiel
nicht die Möglichkeit der Anfragestellung gegen-
über der Landtagsverwaltung.

Außerdem gibt es, vorsichtig formuliert, Unstim-
migkeiten zwischen den Fraktionen und den Land-
tagsspitzen um die Neubesetzung der Leitung der
Landeszentrale. Die Leitungsstelle droht im politi-
schen Streit unterzugehen. Ist da die Unabhängig-
keit der Landeszentrale noch gewahrt? Oder wird
sie zum Spielball widerstreitender politischer Inter-

essen? - Dies ist jedenfalls nicht ganz auszuschlie-
ßen. Es muss uns aber gelingen, unsere Landeszen-
trale gut aufzustellen - unabhängig und überpartei-
lich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Da ist die Position eines Beauftragten, angelehnt
an den Status der Bürgerbeauftragten oder des Be-
auftragten für Menschen mit Behinderung, eine
nach Auffassung der Koalitionsfraktionen tragbare
Lösung. Dort könnte die Landeszentrale ihre Funk-
tion als „Spinne im Netz“ der politischen Bildungs-
landschaft gut umsetzen. Dort könnten Projekte ge-
bündelt werden, die jetzt in unterschiedlichen Häu-
sern verwaltet werden, um so ihre Wirksamkeit zu
erhöhen. Auf diesem Weg könnte besser das Ziel
erreicht werden, Menschen aller Altersgruppen und
Interessenlagen für unsere Demokratie zu begeis-
tern oder zumindest zu interessieren. Wir werden
zu unserem Gesetzentwurf natürlich eine Anhörung
durchführen. Wir Grüne gehen offen in dieses Ver-
fahren.

Zu fragen wäre beispielsweise, ob nicht das Kura-
torium der Landeszentrale den Beauftragten für
politische Bildung auswählt. Dem Kuratorium ge-
hören sowohl je ein Vertreter oder eine Vertreterin
der Fraktionen sowie sachverständige Persönlich-
keiten und Vertreterinnen und Vertreter von Ein-
richtungen oder Verbänden an, die mit Fragen der
politischen Bildung befasst sind. Wir haben es in
der Vergangenheit in den meisten Fällen geschafft,
Anträge zur politischen Bildung fraktionsübergrei-
fend zu stellen. Lassen sie uns die Beratung im Bil-
dungsausschuss nutzen, um zu versuchen, diesen
Konsens wieder herzustellen.

Noch einmal: Eine starke Landeszentrale für politi-
sche Bildung muss unabhängig und überparteilich
sein mit einer qualifizierten Leitung an der Spitze.
Je unabhängiger die Landeszentrale ist, desto besser
kann sie arbeiten. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion der FDP hat der Abge-
ordnete Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Lieber Herr Kollege Weber, ich ha-
be bei politischen Debatten selten so viel Unauf-
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richtigkeit in der Begründung eines Gesetzentwurf
erlebt - das ist jetzt kein persönlicher Vorwurf - wie
bei dem, was Sie haben vortragen müssen und was
ich hier gehört habe.

Wir säßen heute gar nicht hier, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wenn der von den regierungstragen-
den Fraktionen als geeigneter Bewerber ausgeguck-
te Mensch aus Mecklenburg-Vorpommern die Stel-
le angenommen hätte.

(Beifall FDP, CDU und vereinzelt PIRA-
TEN)

Herr Dr. Stegner, nur weil das nicht zustande kam
und weil Ihnen mitgeteilt werden musste, dass
rechtlich eine neue Ausschreibung gar nicht mög-
lich ist und Sie anschließend vom Wissenschaftli-
chen Dienst erfahren haben, dass die Grundlagen
komplett verändert werden müssen, um überhaupt
etwas verändern zu können, müssen wir heute die-
sen Gesetzentwurf beraten, der einen Einmaligkeit-
scharakter hat. Es gibt in keinem anderen Bundes-
land eine vergleichbare Stellung eines Landesbe-
auftragten für politische Bildung.

Wir müssen auch noch darüber nachdenken, ob das
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten über-
haupt das ist, was wir uns vorstellen könnten, ob
diejenigen, die im Landtag sitzen, anschließend
darüber bestimmen, wie politische Bildung im All-
gemeinen und im Besonderen auszusehen hat.

Wie schlimm das ist, können Sie bei Paste and Co-
py nachschauen, Herr Kollege Dr. Stegner, was Sie
veranlasst haben, um das noch schnell genug ins
Werk zu setzen. Denn Sie wollten versuchen, ein
Besetzungsverfahren, was im Übrigen rechtswidrig
wäre, wie mir mitgeteilt worden ist, zu torpedieren.

Kommen wir nun zum Gesetzentwurf. Zunächst
komme ich zu § 2 - Aufgaben - und hier zunächst
zu Nummer 2. Unklar ist, warum besonders
Schulen und Hochschulen beraten werden sollen.
Eine breite Beratungstätigkeit ist mit dem vorhan-
denen Personal nicht zu leisten. Sie schweigen sich
komplett darüber aus, welche personellen und fis-
kalischen Auswirkungen - das ist ja für einen Ge-
setzentwurf notwendig - das Gesetz auf den Lan-
deshaushalt des Landes Schleswig-Holstein hat.

§ 2 Nr. 4 haben Sie weitgehend aus einer Bekannt-
machung des Landtagspräsidenten von Baden-
Württemberg über die Einrichtung einer Landes-
zentrale für politische Bildung aus dem Jahre 2013
übernommen. Zitat:

„Praktische Erfahrungen auf dem Gebiet der
politischen Bildung sollen gesammelt, ausge-

wertet und Interessierten bereitgestellt wer-
den.“

Das ist ein so gehöriger Aufwand, den man viel-
leicht in Baden-Württemberg mit 50 Mitarbeitern
leisten kann, aber nicht mit den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, die wir gegenwärtig in der Lan-
deszentrale haben.

Auch § 2 Nr. 5 haben Sie aus der Bekanntmachung
des Landtagspräsidenten von Baden-Württemberg
übernommen. Zitat:

„Tagungen, Lehrgänge und andere Veran-
staltungen sollen durchgeführt werden, in de-
ren Rahmen Themen der politischen Bildung
unter Mitwirkung von Fachleuten aus Wis-
senschaft, Politik und anderen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens erörtert werden
sollen.“

Tagungen kann die Landeszentrale vielleicht
durchführen, für Lehrgänge hat in Schleswig-Hol-
stein weder Personal noch Geld zur Verfügung ge-
standen.

Es fehlt vor allem, Herr Dr. Stegner, und das macht
mich besonders stutzig, die erst in der Februar-Ta-
gung beschlossene Mitwirkung bei der politischen
Jugendbildung. Das kommt in Ihrem Gesetzentwurf
gar nicht vor. Es wird nichts über die neuen Medien
gesagt, stattdessen werden Aufgaben genannt, die
die Landeszentrale überhaupt nicht leisten kann.

Das Mitbestimmungsgesetz spielt in Ihrem Gesetz-
entwurf überhaupt keine Rolle, obwohl das doch
für Sie als Sozialdemokrat besonders interessant
sein müsste. Das muss sich ein Sozialdemokrat zu
Gemüte führen, was das eigentlich bedeutet.

(Beifall FDP und CDU)

Herr Kollege Dr. Stegner, liebe Kolleginnen und
Kollegen aus den regierungstragenden Fraktionen,
die Beauftragten, die wir ansonsten kennen, haben
Aufgaben, die im Zweifel auch damit zu tun haben,
dass man sich mit Behörden anlegen muss. Zum
Beispiel die Bürgerbeauftragte, der Landesdaten-
schutzbeauftragte genauso wie der Behindertenbe-
auftragte, die für bestimmte Bevölkerungsgruppen,
Personen oder Persönlichkeiten Interessen wahr-
nehmen sollen. Das haben Sie bei dem Bereich der
politischen Bildung nicht. Deshalb sage ich Ihnen,
dass wir intensiv darüber diskutieren sollten, auch
im Ausschuss, ob der von Ihnen gewählte Weg ei-
nes Landesbeauftragten für politische Bildung der
richtige ist.
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Es gibt in der Vorlage übrigens zweimal den § 5.
Das kann ein Fehler in der Redaktion gewesen sein
oder auch ein Hinweis auf die mangelnde Profes-
sionalität der Arbeit.

Es gibt ein Kuratorium. Die Zahl der Mitglieder
des Kuratoriums ist nicht bestimmt. Der Landtags-
präsident ist nicht Mitglied des Kuratoriums. Und
interessant ist, vielleicht ist dies für die Grünen
ganz wichtig, dass in den Absätzen 3 und 4 jeweils
die weibliche Form in der Benennung fehlt. Das
kann auch etwas damit zu tun haben, dass beim Zu-
sammenkopieren vielleicht noch aus anderen Din-
gen etwas genommen worden ist, bei dem die weib-
liche Form nicht enthalten war. Ein einziges Mit-
glied kann das Kuratorium zu einer außerordentli-
chen Sitzung zusammenrufen.

Herr Kollege Dr. Stegner, ich weiß es ja, Sie haben
mir einmal erklärt, dass man Ihren politischen Wil-
len zur Grundlage machen sollte und nicht mehr die
bestehenden Gesetze. Ich sage Ihnen, wir hatten
einmal Persönlichkeiten in Schleswig-Holstein, die
dachten, ihr persönlicher Wille sei Gesetz. So weit
sind wir noch nicht,

(Beifall FDP und CDU)

und deshalb werden wir in den Beratungen darauf
drängen, dass die wahren Hintergründe dieser Vor-
lage erörtert werden. Wir werden dieser so auf je-
den Fall nicht zustimmen. - Herzlichen Dank für Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat der
Abgeordnete Torge Schmidt.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Ich hatte eigentlich eine ganz andere
Rede vorbereitet, aber ich habe mich entschieden,
sie ein wenig abzuändern.

Ich denke, in dieser Debatte fehlt es ein wenig an
Unaufrichtigkeit.

(Lachen bei der SPD - Zuruf Dr. Stegner:
Wir beklagen diesen Mangel an Unaufrich-
tigkeit nicht!)

- Herr Dr. Stegner, würden Sie mich bitte erst ein-
mal ausreden lassen? Zur Sache muss man erst ein-
mal sagen, dass mir nicht klar ist, wo der große Un-
terschied bei dem neuen Verfahren ist, wenn wir

den Beauftragten hier in das Parlament einführen,
außer dass das Parlament dies will. Die Aufsicht,
das Kuratorium, selbst die Budgetverwaltung muss
doch irgendjemand übernehmen. Der Landesbe-
auftragte kann doch sein Budget nicht wahllos
überziehen. Irgendjemand muss doch die Budget-
verantwortung haben. Es gibt einen Posten von
meines Erachtens 90.000 €, der für die sachlichen
Ausgaben der Landeszentrale für politische Bil-
dung zur Verfügung steht.

Der Landesbeauftragte ist für diesen Posten als
Titelverwalter verantwortlich. Wenn dieser Posten
überstiegen wird, muss doch jemand einen Blick
darauf haben. Das hat jedoch nichts mit der sachli-
chen Leitung zu tun. Derzeit gibt es eine Dienstord-
nung für die Landeszentrale für politische Bildung,
in der die Unabhängigkeit und alles andere geklärt
sind.

(Beifall PIRATEN und CDU)

Erklären Sie mir doch einfach den Mehrwert des
neuen Beauftragten. Der einzige Mehrwert ist, dass
der Beauftragte vom Parlament gewählt werden
soll. Vorher gab es ein Bewerbungsverfahren, das
gesetzlichen Regelungen unterliegt, zum Beispiel
der Bestenauslese. Das war ein offenes Verfahren
mit Bestenauslese. Dieses Verfahren hat für einen
Kandidaten gesorgt. Dieser Kandidat ist abgesprun-
gen. Das Richtige wäre es nun gewesen, dieses
Verfahren zu Ende zu führen und den nächstbesten
Kandidaten zu nehmen. Zusätzlich war in dieses
Verfahren auch der Ältestenrat eingebunden, ob-
wohl er eigentlich gar nicht hätte eingebunden wer-
den müssen.

Ich habe den Eindruck, dass das große Problem in
dieser ganzen Sache ist, dass die eine Seite der an-
deren Seite misstraut und man sich gegenseitig Per-
sonalpolitik und Machtpolitik vorwirft. Das kann
doch nicht die Grundlage sein, auf der wir im Parla-
ment Gesetzentwürfe machen und solche Sachen
debattieren.

(Beifall PIRATEN - Serpil Midyatli [SPD]:
Das sagt der Richtige!)

Ich habe einen großen Vorteil - vielleicht bin ich
deshalb der Richtige, um das hier zu sagen -; denn
ich habe nicht die letzten 50 Legislaturperioden in
diesem Parlament gesessen, sondern bin erst frisch
dazugekommen. Ich muss mir nicht die Vergangen-
heit anschauen, sondern sehe, was heute passiert.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wir sind doch erst in der 18.
Wahlperiode!)
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- Herr Andresen, es geht doch darum, dass die
Mehrheitsfraktionen Angst haben, dass CDU und
FDP ihren Kandidaten durchsetzen. Deshalb will
die SPD-geführte Koalition ein Gesetz schaffen, um
diesen Kandidaten zu verhindern. Sie will über das
Parlament gehen und den Landesbeauftragten mit
einfacher Mehrheit bestimmen. Das ist doch Fakt.

Wenn uns die Unabhängigkeit des Landesbeauf-
tragten so wichtig ist - ich habe keine Fraktion ge-
hört, die das bestreitet -, warum machen wir dann
dieses Gesetz und erwecken durch solche Debatten
im Plenum den Eindruck, als werde es ein politi-
sches Geschacher?

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Glauben Sie wirklich, das führt zu mehr Unabhän-
gigkeit des Landesbeauftragten für politische Bil-
dung? Glauben Sie, das macht die Situation besser?
Ich bezweifle das ganz stark. Ich meine, ein solcher
Gesetzentwurf, der mitten in das Bewerbungsver-
fahren kommt, schadet dem Parlament, dem Be-
auftragten und der Situation.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Sachlich kann man das durchaus diskutieren. Da
sind wir nicht unbedingt weit auseinander. Diese
Diskussion kann man ja führen. Aber sie kommt
wirklich zum falschen Zeitpunkt und schadet dem
Amt.

Wenn Sie diese Sorgen gehabt hätten, dann hätten
Sie den Gesetzentwurf vor Beginn des Auswahlver-
fahrens in das Parlament eingebracht. Dann wäre
alles gut gewesen. Aber warum jetzt? Warum bege-
hen wir jetzt diesen großen Fehler und beschädigen
dieses Amt? Ich verstehe es nicht. Vielleicht kön-
nen Sie es uns noch erklären. - Ich danke Ihnen.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Abgeordne-
te Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich schicke gleich die Erklärung voraus:
Die Koalitionsfraktionen wollen, dass die Landes-
zentrale für politische Bildung noch unabhängiger
von Politik und Verwaltung agieren kann als bisher.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das ist Ihnen jetzt
gerade eingefallen?)

Das ist der Grund, aus dem wir den Gesetzentwurf
eingebracht haben. Diesen Gedankengang haben
wir in diesem Parlament schon in der Vergangen-
heit diskutiert, zuletzt als wir die Landeszentrale für
politische Bildung aus der Landesverwaltung her-
ausgelöst und der Landtagsverwaltung zugeordnet
haben.

Seinerzeit war der Hauptgedanke, dass die politi-
sche Bildung formal nicht einer Landesregierung
gleich welcher Couleur zugeordnet sein sollte. Da-
mals gab es durchaus schon die Diskussion darüber,
ob es sinnvoll sei, die Landeszentrale für politische
Bildung beim Landtag anzusiedeln, und wie dies
geschehen könnte. Seinerzeit wurde übrigens auch
bereits der Gedanke diskutiert, die Landeszentrale
für politische Bildung nicht in die Landtagsverwal-
tung einzugliedern, sondern sie einem Beauftragten
zuzuordnen, um sie noch unabhängiger von der täg-
lichen Politik zu machen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung des Abgeordneten Schmidt?

Lars Harms [SSW]:

Ja, gerne.

Torge Schmidt [PIRATEN]: Danke, Herr
Harms. - Vielleicht können Sie mir das erklä-
ren. Sie wollen den Landesbeauftragten für
politische Bildung noch unabhängiger ma-
chen. Schaffen Sie dann auch eine eigene Be-
hörde ähnlich dem ULD, die komplett unab-
hängig agiert, mit eigener Budgetverantwor-
tung und so weiter? Das ist es doch, was die
Unabhängigkeit ausmacht. Ein Beauftragter
des Parlaments kann nicht so unabhängig
agieren wie eine eigene Behörde wie zum
Beispiel das ULD. Wollen Sie darauf hinaus?

- Lieber Kollege Schmidt, zunächst müssen wir
überhaupt die gesetzlichen Grundlagen für einen
Beauftragten schaffen. Wenn wir dann einen Beauf-
tragten haben, werden wir in den Haushaltsberatun-
gen auch den Haushalt so ausgestalten, dass dem
Beauftragten entweder ein Haushaltstitel oder sogar
die Budgetverantwortung überstellt wird. Wie wir
das genau machen wollen, müssen wir noch ausdis-
kutieren. Letztendlich sind wir als Landtag in der
Gesamtheit Haushaltsgesetzgeber und können das
selbst gestalten. Wir werden das tun und freuen
uns, wenn die PIRATEN dann entsprechende Vor-
schläge zu diesem Thema unterbreiten.
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(Vereinzelter Beifall SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Schmidt, möchten Sie noch eine weitere Be-
merkung machen?

(Torge Schmidt [PIRATEN]: Ich möchte
noch eine weitere Frage stellen.)

- Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Bemer-
kung des Herrn Abgeordneten Schmidt?

Lars Harms [SSW]:

Klar.

Torge Schmidt [PIRATEN]: Wer hat denn
derzeit die Budgetverantwortung für die
90.000 € für die Landeszentrale?

- Die hat auch der Landtag,

(Beifall PIRATEN)

aber er gestaltet sie anders aus, lieber Kollege.

Im Übrigen hat der Landtag bei allen Beauftragten
die Budgetverantwortung. Das war nie anders. Jetzt
ist nur die Frage, wo im Budget man es wiederfin-
det und wer beispielsweise auch das Vorschlags-
recht darüber hat, wie das Budget aussehen sollte.
Es gibt durchaus auch Beauftragte, die uns Vor-
schläge machen, welche Ausgestaltung ihres Haus-
halts sie sich wünschen. Das können sie machen.
Zum Beispiel macht uns der Landesbeauftragte für
Datenschutz immer sehr deutlich, was er gerne hät-
te. Das finde ich vernünftig. Er kämpft für seinen
Laden. Er kann das tun, weil er unabhängig ist, ers-
tens weil er Beauftragter ist, zweitens weil er auf
längere Frist gewählt werden kann und drittens weil
er nur mit einer Zweidrittelmehrheit abgewählt
werden kann. Das macht ihn super unabhängig.
Einen solchen super unabhängigen Beauftragten,
wie es ihn für den Datenschutz gibt, sollten wir
auch für die politische Bildung haben.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Frau Präsidentin, ich würde weitere Fragen zulas-
sen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Sie würden es zulassen. Es gibt noch weitere Frage-
wünsche. Ich will darauf hinweisen, dass wir nicht
in solche dialogischen Verfahren kommen sollten.

Torge Schmidt [PIRATEN]: Entschuldi-
gung, Herr Garg, ich habe noch eine weitere

Frage. - Ist das, was Sie gerade ausgeführt
haben, nicht zum größten Teil bereits jetzt in
der Dienstordnung für den Landesbeauftrag-
ten für politische Bildung, die der Landtag
beschlossen hat, so geregelt?

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP]: Sagen Sie
einmal Ja!)

Lars Harms [SSW]:

Nein. Wie der Landtag seine Haushaltsberatung ge-
staltet, ist nicht in der Dienstordnung geregelt, we-
der eines Beauftragten noch eines Leiters und auch
nicht der Landeszentrale, sondern das müssen wir
selber politisch entscheiden. Das hängt davon ab,
wie die Stelle ausgestattet ist, ob man also „nur“ ei-
ne Landesstelle oder ob man sogar einen Beauftrag-
ten hat. Damit wird sich möglicherweise auch das
Verfahren ändern. Diese Diskussion haben wir im
Rahmen der Haushaltsberatungen zu führen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich frage den Abgeordneten Harms, ob er eine Be-
merkung oder Zwischenfrage des Kollegen
Dr. Garg zulässt.

Lars Harms [SSW]:

Sehr gern.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Vielen Dank, Herr
Kollege Harms. - Da Sie ordentliches Mit-
glied des Ältestenrats sind und gerade so ve-
hement auf die Fragen des Kollegen Schmidt
damit geantwortet haben, Sie wollten einen
„super unabhängigen“ Landesbeauftragen für
politische Bildung, möchte ich Sie fragen:

Erstens. Zwischen welchen Ältestenratssit-
zungen ist Ihnen der Zweifel an der Unab-
hängigkeit des bisherigen Konstrukts gekom-
men?

Zweitens. Zwischen welchen der zahlreichen
Sitzungen des Ältestenrats, in denen über das
Ausschreibungs- und Bewerbungsverfahren
gesprochen wurde, sind Ihnen Zweifel daran
gekommen?

Drittens. Warum haben Sie Ihre Bedenken,
wenn sie denn zwischen den Ältestenratssit-
zungen gekommen sind, nicht in einer der
darauffolgenden Ältestenratssitzungen vorge-
tragen, möglicherweise für die Regierungs-
fraktionen?
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Viertens. Finden Sie es nicht auch etwas
merkwürdig, dass just in dem Moment, in
dem es im Zweifelsfall zu einer neuen Beset-
zung gekommen wäre, diese Bedenken in
dieser Form vorgetragen werden, die nur aus-
geräumt werden können - das wissen Sie ja
aus einem Gutachten des Wissenschaftlichen
Dienstes auf Ihre eigene Anregung hin -,
wenn dieses Verfahren zum Zuge kommt?

- Das waren recht viele Fragen. Hoffentlich kann
ich sie alle beantworten, ohne mitgeschrieben zu
haben. Ich versuche es mit einer gesamten Antwort
zu diesem Thema. Was die Stellenausschreibung
angeht, werde ich darauf gleich noch eingehen, so-
dass Sie dann Ihre Antwort zu dieser Frage erhal-
ten.

Was die Fragestellung angeht, wann in meinem Le-
ben als Ältestenratsmitglied ich mir darüber Gedan-
ken gemacht habe - ich fasse das ein wenig allge-
mein -, möchte ich sagen: Ich mache mir nicht als
Ältestenratsmitglied Gedanken darüber, sondern als
Abgeordneter in diesem Hause.

Das erste Mal, dass ich über die Frage nachgedacht
habe, ob ein Beauftragter vielleicht doch die besse-
re Lösung sein könnte, war im Jahr 2010. Das war
der Zeitpunkt, zu dem wir das erste Mal darüber
nachdachten, ob diese Stelle von der Zuständigkeit
der Landesregierung in die Zuständigkeit des Land-
tags wechseln sollte. Zu der Zeit hatte sich diese
Diskussion ergeben, und zu der Zeit hatte ich mir
zum ersten Mal Gedanken darüber gemacht. Das ist
ja schon fast ein parlamentarischer Untersuchungs-
ausschuss, wenn man so antwortet.

(Heiterkeit)

Diese Gedanken - das nehme ich für mich in An-
spruch - habe ich über mehrere Jahre hinweg ge-
habt, und ich habe sie abgewogen. In der Tat: In der
letzten Zeit kam ich im Rahmen dieses Abwä-
gungsprozesses immer mehr zu dem Schluss, dass
ein Beauftragter des Parlaments doch die bessere
Lösung wäre. Dies nehme ich für mich in An-
spruch. Wie das bei den anderen Abgeordneten ist -
es gibt in der Koalition ja noch 34 andere Abgeord-
nete -, wann die damit begonnen haben, über dieses
Thema nachzudenken, kann ich Ihnen natürlich
nicht sagen.

Wenn ich noch etwas vergessen habe, dann helfen
Sie mir bitte auf die Sprünge, damit ich das gerne
auch noch beantworten kann.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Kollege
Harms, selbstverständlich haben Sie das

Recht, auch auf nicht gestellte Fragen zu ant-
worten; denn meine Frage lautete, wann zwi-
schen den Ältestenratssitzungen, die sich mit
dem Verfahren beschäftigt haben, Ihnen die-
se Bedenken gekommen sind. Aber ich neh-
me zur Kenntnis, dass Sie seit vier Jahren
Zweifel daran haben, diese Zweifel im lau-
fenden Verfahren aber niemals geäußert ha-
ben.

(Beifall FDP und CDU)

- Lieber Kollege Garg, auch wenn dies Ihrerseits
nur eine Stellungnahme war, möchte ich trotzdem
darauf antworten, damit hier nichts in einen
falschen Hals gelangt. Wenn sich ein Abgeordneter
wie ich - es ist völlig wertfrei, wer das ist - über
Dinge Gedanken macht und möglicherweise auch
dann, wenn, wie vor vier Jahren, Entscheidungen
getroffen worden sind, trotzdem nicht mit dem
Denken aufhört, sondern auch in den kommenden
vier Jahren mit dem Denken weitermacht, dann fin-
de ich das für den Parlamentarismus nicht unbe-
dingt schlecht.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Be-
merkung des Herrn Abgeordneten Dr. Breyer?

Lars Harms [SSW]:

Ja, aber gerne doch. Mensch, das macht ja jetzt
richtig Spaß.

(Heiterkeit - Zuruf: Schade nur, dass Sie so
lange stehen müssen!)

- Nein, nein, ich habe noch gesunde Beine, es geht
noch.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Lieber
Herr Kollege Lars Harms, wenn es bei die-
sem Gesetzentwurf tatsächlich nicht um eine
Personalie geht, sondern nur um die Stellung
und die Unabhängigkeit einer bestimmten
Person, würde es sich dann nicht anbieten,
diese Neugestaltung mit Wirkung zu einem
Zeitpunkt zu machen, zu dem die nächste
Stellenbesetzung ansteht?

(Beifall PIRATEN)

- Lieber Kollege Breyer, in dem Augenblick, in
dem ich eine dauerhafte Beamtenstelle schaffe und
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sage: „Lieber dauerhafter Beamter, ich habe dich
unter einer ganz bestimmten Voraussetzung - -“

(Zuruf PIRATEN)

- Nun hören Sie doch mal zu! In dem Moment, in
dem ich eine Stelle geschaffen habe, jemanden dau-
erhaft in Lebensstellung mit den entsprechenden
Kündigungsfristen einstelle, die es dabei gibt, und
dem sage: „Du machst das jetzt“, und ich als Poli-
tiker danach dahergelaufen komme und sage: „Da-
nach mache ich ein Gesetz und sage, das war es
jetzt, jetzt wirst du auf eine andere Stelle innerhalb
der Verwaltung versetzt, weil mir ein neuer Gedan-
ke gekommen ist“, finde ich das verkehrt. Dann
fände ich es schlauer, so ehrlich zu sein und zu sa-
gen: „Ja, wir haben einen anderen Gedankengang,
und den formulieren wir nun so, dass sich mögliche
Bewerber auf diese politische Haltung entsprechend
einstellen können.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Nun hat der Herr Kollege Kubicki den Wunsch, Ih-
nen eine Zwischenfrage zu stellen beziehungsweise
eine Bemerkung zu machen. Gestatten Sie dies?

Lars Harms [SSW]:

Den Wunsch will ich gerne erfüllen.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Lieber Herr Kol-
lege Harms, ich habe nachvollzogen, wie Sie
vier Jahre lang mit Ihren inneren Zweifeln
gerungen haben. Aber meine spannende Fra-
ge ist nun diese: Hielten Sie es nicht für sinn-
voll, gerade wenn man ein neues Amt schaf-
fen will, das geradezu zur Überparteilichkeit
nötigt, nicht mit einer Mehrheit, die ja partei-
lich ist, ein solches Amt ins Werk setzt und
vorher überhaupt keine Gespräche mit den
anderen Fraktionen des Hauses führt, die ja
im Vorfeld auch daran mitwirken sollen, mit
der Folge, dass die anderen Fraktionen dieses
Hauses von einem solchen Ansinnen völlig
überrascht werden? Wäre es aus Ihrer Sicht
nicht sinnvoller gewesen, zunächst einmal
Gespräche darüber zu führen, ob es eine
grundsätzliche Bereitschaft des gesamten
Hauses gibt, gemeinsam ein entsprechendes
Amt zu schaffen?

- Lieber Kollege Kubicki, vom Grundsatz her gebe
ich Ihnen recht, dass es immer schöner ist, partei-
übergreifend Lösungen zu finden. Das gilt für jeden
Tagesordnungspunkt, den wir hier verhandeln. Sie

können sich ja einmal Gedanken darüber machen,
wie das in der Vergangenheit, auch heute Vormit-
tag, gelaufen ist.

Jetzt ist das formale Verfahren so, dass wir diesen
Gesetzentwurf in die erste Lesung geben. Das be-
deutet, dass sich nun jede Partei und jeder Anzuhö-
rende, den man möglicherweise benennt, im Rah-
men dieses Gesetzgebungsverfahrens entsprechend
dazu äußern kann. Somit können wir uns die gebüh-
rende Zeit dafür nehmen, diese Gedankengänge
einzuflechten.

Sie haben vorhin durchaus auch Anmerkungen da-
zu gemacht, wo der Gesetzentwurf möglicherwei-
se noch korrekturbedürftig sein könnte. Wenn Sie
dann sehen, dass wir auch Ihre Anregungen aufneh-
men und wir Sie für die Annahme dieses Gesetzent-
wurfs gewinnen können, dann wäre ich sehr froh.

(Beifall SSW und SPD)

Ich schaue mich verzweifelt um. Ich glaube, meine
Zeit läuft gleich weiter. Aber im Moment will tat-
sächlich niemand mehr Fragen stellen.

Meine Damen und Herren, der Gedanke, einen Be-
auftragten einzurichten, wurde dann in der Tat - das
habe ich eben schon gesagt - nicht mehr weiterver-
folgt, weil man sich auch - das muss man auch sa-
gen, und das hat vorhin auch die Kollegin Strehlau
gesagt - von einer Zusammenlegung von Stellen in
diesem Bereich personelle Synergieeffekte erhoffte.
Das war damals ein durchaus opportunes Ziel. So
wurde dann erst einmal die Landeszentrale für poli-
tische Bildung in die Landtagsverwaltung einge-
gliedert. Die Kollegin Strehlau hat bereits deutlich
gemacht, was danach gelaufen ist und dass dieser
Synergieeffekt jetzt eben nicht mehr gegeben ist.

In der Tat, unsere Initiative kommt zu einem un-
günstigen Zeitpunkt. Deswegen läuft ja nebenher
auch diese Diskussion. Allerdings, meine Damen
und Herren, hat unser Gesetzentwurf nichts mit ei-
ner Stellenbesetzung zu tun,

(Lachen CDU, FDP und PIRATEN)

sondern vielmehr ist es so, dass die Schwierigkeit
bei der Stellenbesetzung die eine Seite ist, die Neu-
ausrichtung der Stelle aber eine andere Seite. Was
die Schwierigkeit bei der Stellenbesetzung angeht,
ist in den Medien bereits viel spekuliert worden. An
diesen Spekulationen will ich mich nicht beteiligen.

Ich verweise auch liebend gerne auf die Aussagen
des Kollegen Weber, der das sehr gut dargestellt
hat. Lieber Herr Kollege Kubicki, bevor Sie nun Ih-
re nächste Zwischenfrage stellen: Der am besten
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geeignete und ursprünglich ausgewählte Kandidat
stand weder der SPD noch einer anderen Koaliti-
onsfraktion nahe. Hier eine Parteibuchpolitik zu
konstruieren, geht völlig an der Realität vorbei, was
dieses Verfahren angeht.

Jetzt kann Herr Kubicki seine Zwischenfrage stel-
len.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Kubicki?

Lars Harms [SSW]:

Selbstverständlich.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Harms, da Sie insgesamt sehr lange nachge-
dacht und auch solide Vorarbeit für den Ge-
setzentwurf geleistet haben, frage ich Sie:
Würden Sie mir freundlicherweise erklären,
warum das Kuratorium gemäß § 5 aus-
schließlich befugt ist, einen männlichen Vor-
sitzenden zu wählen? Dies ist eine Lex Steg-
ner. Da sonst im Gesetzentwurf überall die
weibliche Form mit verwandt wird, wäre es
unabdingbar, dass hier ein Vorsitzender
männlichen Geschlechts gewählt werden
muss. Denn ansonsten hätte man die weibli-
che Form aufnehmen müssen.

- Wenn ich ehrlich bin, lieber Herr Kollege Ku-
bicki, hatte ich an Sie gedacht.

(Heiterkeit)

- Herr Kollege Harms, da ich weiß, dass Sie
das ernst meinen, kann ich mich nur herzlich
bedanken. Dieses Amt wäre bei mir auch in
guten Händen, ganz anders als im Falle des
Herrn Kollegen Stegner.

(Heiterkeit)

- Faktisch ist es im Übrigen so, meine Damen und
Herren, und das ist auch ganz wichtig, dass eine
Person, die sich beworben hat, eine Stelle in der
Landesverwaltung antreten und die Leitungsfunkti-
on in Bezug auf die Landeszentrale übernehmen
kann. Das ist derzeit so. Am Ende des Jahres müss-
te dann aber wohl eine Versetzung innerhalb der
Landesverwaltung vorgenommen werden, wie es
im Übrigen durchaus üblich ist, weil der Beauftrag-
te dann ja auch die Leitungsfunktion übernehmen
würde. Hier wird also kein Bewerber in irgendeiner
Weise vor den Kopf gestoßen, sondern wir sorgen
lediglich für Klarheit, damit ein Bewerber, wenn er

diese Stelle übernimmt, auch weiß, dass an seine
Stelle ein Beauftragter treten könnte, weil es eine
entsprechende Gesetzesinitiative gibt. Aber einer
Person, die sich für die Leitungsstelle beworben
hat, könnten wir durchaus eine andere Perspektive
bieten.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, jetzt bewirbt sich der Herr Abgeord-
nete Dr. Stegner noch darum, eine Zwischenfrage
stellen oder eine Bemerkung machen zu dürfen. Er-
lauben Sie dies?

Lars Harms [SSW]:

Selbstverständlich komme ich dieser Bewerbung
nach.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Dann hat Herr Dr. Stegner jetzt das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ich bin gerührt, lie-
ber Kollege Harms. - Können Sie sich vor-
stellen, dass wir den engagierten gleichstel-
lungspolitischen und mitbestimmungspoliti-
schen Vorstößen der FDP im Gesetzgebungs-
verfahren, wenn deren Vorstellungen darin
eingebracht werden, so viel Zuwendung
schenken, dass wir sie in den Gesetzestext
aufnehmen?

Lars Harms [SSW]:

Ja, auch wenn der Kollege Kubicki dann mögli-
cherweise weniger Chancen hat, werden wir das im
Sinne der Gleichstellung tun.

(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren, der neue Beauftragte
wird nach unserem Gesetzentwurf im Übrigen
fachlich völlig unabhängig sein und der Dienstauf-
sicht des Landtagspräsidenten unterstellt. Darüber,
ob das so sein soll, kann man natürlich noch einmal
diskutieren. Es wäre sicherlich auch vorstellbar,
dass der Beauftragte und sein Ziel völlig unabhän-
gig von der Landtagsverwaltung angesiedelt wer-
den. Dann müsste allerdings auch die Dienstauf-
sicht entsprechend geregelt werden. Das können
wir dann aber noch in den Ausschussberatungen er-
örtern, wie so viele andere Fragen auch.

Viel wichtiger für uns ist eine absolut unabhängige
Stellung. Deshalb wird sich ein zukünftiger Beauf-
tragter auch immer wieder einer Wahl stellen müs-
sen. Wir wollen, dass der Beauftragte am besten
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immer wieder durch eine breite Mehrheit im Parla-
ment bestätigt oder neu gewählt wird. Er soll eben
nicht Dauerbeamter werden und sich in der festen
Struktur einer Verwaltung wiederfinden, sondern
betont unabhängig agieren können. Er soll nur mit
einer Zweidrittelmehrheit abgewählt werden kön-
nen. Das stärkt die Unabhängigkeit dieser Stelle,
sowohl nach innen als auch nach außen. Das wie-
derum stärkt auch die Landeszentrale an sich.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Tobias Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich durfte damals für die CDU-Fraktion an
der Ältestenratssitzung teilnehmen, in der sich die
drei Bewerber für das Amt vorgestellt haben. Ohne
die Vertraulichkeit der Ältestenratssitzung zu ver-
letzen, kann ich sagen, dass wir uns über alle Frak-
tionsgrenzen hinweg einig waren, drei interessante
Bewerber erlebt zu haben. Alle drei Bewerber sind
grundsätzlich geeignet gewesen, diese Leitungs-
funktion zu übernehmen. Deshalb darf doch nie-
mand glauben, dass wir heute diese Debatte führen
würden, über einen Gesetzentwurf der Regierungs-
fraktionen beraten würden, wenn der von Herrn
Dr. Stegner favorisierte Bewerber seine Bewerbung
nicht zurückgezogen hätte.

(Zuruf)

Die Stelle wäre doch längst besetzt. Die Stelle wäre
besetzt, und zwar für die nächsten 20, 30 Jahre. Sie
wären im Traum nicht darauf gekommen, heute ein
solches Gesetzgebungsverfahren zu starten.

(Beifall CDU, FDP und Wolfgang Dudda
[PIRATEN] - Dr. Heiner Garg [FDP]: Wer
weiß!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Tobias Koch [CDU]:

Ja, sehr gern.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Herr Kollege Koch,
wie kommen Sie eigentlich dazu, aus einem
internen Personalauswahlgespräch, in dem

sich Bewerber vorgestellt haben, hier vorzu-
tragen? Wie kommen Sie dazu, die Behaup-
tung aufzustellen, dass der eine oder andere
ein von mir favorisierter Kandidat gewesen
sei?

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Das hat er ge-
sagt! Ich war ja auch dabei!)

Das steht Ihnen in dieser Form nicht zu. Die
Unterstellung, die damit verbunden ist, wie
wir es die ganze Zeit in der Debatte gehört
haben, ist, dass von irgendjemandem irgend-
welche Kandidaten durchgesetzt werden sol-
len. Das ist abwegig. Ich verwahre mich da-
gegen. Sie sollten sich angewöhnen, dass Sie
künftig aus Gremien berichten, aus denen Sie
berichten dürfen und hier nicht über Aus-
wahlverfahren berichten.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Heute reden wir über die Landeszentrale für
politische Bildung und wie wir sie ausgestal-
ten wollen, nicht jedoch über Ihre Erlebnisse
bei Auswahlverfahren, zu denen Sie Ihre per-
sönlichen Wertungen anbringen. Das würde
ich hier gern festgestellt wissen.

(Beifall SPD und SSW)

- Herr Dr. Stegner, diesen Hinweis nehme ich zur
Kenntnis. Ich bleibe aber dabei, dass ich hier keine
Informationen aus vertraulichen Beratungen preis-
gegeben habe. Das Statement, dass wir drei interes-
sante Bewerber gehabt haben, ist keine vertrauliche
Information gewesen. Alles andere konnte man
schon öffentlich nachlesen.

(Beifall CDU und FDP - Zuruf SPD)

Wenn man sich die heutige Argumentation an-
schaut, ist die politische Unabhängigkeit offenbar
größer, wenn der Bewerber zukünftig mit Einstim-
menmehrheit hier im Parlament gewählt wird.

(Beifall CDU und FDP)

Jetzt haben wir ein öffentliches Ausschreibungs-
verfahren, bei dem nach klaren Kriterien der beste
Bewerber ausgewählt wird, bis hin zur Möglichkeit
der Konkurrentenklage. Das wird jetzt durch einen
politischen Prozess ersetzt. Mit politischen Mehr-
heiten wird eine Entscheidung getroffen. Das soll
für noch größere politische Unabhängigkeit sorgen?
Wer soll das denn bitte schön glauben?

(Beifall CDU, FDP, Wolfgang Dudda [PI-
RATEN] und Torge Schmidt [PIRATEN])
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Be-
merkung des Herrn Abgeordneten Weber?

Tobias Koch [CDU]:

Herr Kollege Weber, auch von Ihnen gern.

Jürgen Weber [SPD]: Lieber Kollege Koch,
könnte es sein, dass Sie die Begriffe Qualität
und Unabhängigkeit verwechseln? Das eine
ist sozusagen ein Bereich der Auswahl. Da
reden wir über Qualität. Wer immer ausge-
wählt wird, hat dann in dieser Funktion zu
arbeiten. Die entscheidende Frage ist dabei:
Wie unabhängig kann er in der Struktur ar-
beiten? Es gibt einen erheblichen Unter-
schied, ob wir einen Beauftragten haben oder
jemanden, der Teil einer Verwaltung ist. Das
ist der zentrale Punkt. Könnte es sein, dass
Sie diese beiden Dinge miteinander verwech-
seln?

- Herr Kollege Weber, das kann nicht sein. Denn
wieso sollte der Bewerber mit der besten Qualität,
der in einem öffentlichen Ausschreibungsverfahren
ausgewählt worden und nicht durch politische Ent-
scheidungen in dieses Amt gekommen ist, nicht po-
litisch unabhängig sein?

(Zurufe Dr. Ralf Stegner [SPD] und Olaf
Schulze [SPD])

Der hat doch die besten Voraussetzungen, politisch
unabhängig zu agieren.

(Beifall CDU und FDP)

Da sich der Kollege Harms jetzt meldet, würde ich
gern noch einen Gedanken anfügen, auf den er viel-
leicht gleich Bezug nehmen kann. Denn das
Scheinargument war hier das Budgetrecht des Par-
laments, das durch einen Beauftragten gestärkt wer-
den soll. Die Landeszentrale für politische Bil-
dung ist jetzt Bestandteil des Einzelplans 01. Ein
Landesbeauftragter wird ebenso Bestandteil des
Einzelplans 01 sein.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

In beiden Fällen entscheidet dieses Haus über das
Budget, und in beiden Fällen wird das im Vorfeld
mit den Parlamentsfraktionen abgestimmt. Es gibt
keinen Unterschied, wie Sie es hier zu konstruieren
versuchen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich habe Sie vorhin so verstanden, dass Sie die
Zwischenbemerkung von Herrn Abgeordneten Lars
Harms zulassen.

Tobias Koch [CDU]:

Ja, jetzt sehr gern.

Lars Harms [SSW]: Ich wollte nur eine
Zwischenbemerkung machen, damit hier
kein falscher Zungenschlag entsteht. Glückli-
cherweise leben wir in einem freien Land, in
dem sich Menschen um eine Stelle bewerben
können, die sich auch vorher um eine Stelle
beworben haben. Es ist also nicht ausge-
schlossen, dass sich Menschen, die sich um
die Leitung beworben haben, jetzt auch um
die Beauftragtenstelle bewerben können. In
diesem Land ist es so schön, weil es ein frei-
es Land ist und das möglich ist.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Das hat hier wirklich niemand in Abrede gestellt.
Es stellt sich nur umgekehrt die Frage, weshalb
man in ein laufendes Bewerbungsverfahren ein-
greift und die bisherigen Bewerber dazu zwingt, ein
neues Verfahren einzuschlagen. Die Frage müssen
aber dann eher Sie beantworten und nicht ich.

(Beifall CDU, FDP, Wolfgang Dudda [PI-
RATEN] und Torge Schmidt [PIRATEN])

Kurzum: Die politischen Absichten sind klar er-
kennbar. Die vorgebrachten Argumente sind alle
nur Scheinargumente. Das werden die weiteren Be-
ratungen sehr deutlich zeigen. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, FDP, Wolfgang Dudda [PI-
RATEN] und Torge Schmidt [PIRATEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Ich schließe deshalb die
Beratung. Es ist beantragt worden, den Gesetzent-
wurf Drucksache 18/1750 dem Innen- und Rechts-
ausschuss zu überweisen. Wer dem so zustimmen
will - -

(Zuruf)

- Okay, hier in der Vorlage ist Innen- und Rechts-
ausschuss vermerkt. Ich höre, Sie wollen es im Bil-
dungsausschuss beraten. Das ist auch kein Problem.

(Zuruf: Beide! - Weitere Zurufe)
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- Mitberatend? - Den verschiedenen Stimmen aus
dem Plenum entnehme ich, dass Sie den Gesetzent-
wurf Drucksache 18/1750 sowohl im Bildungs- als
auch im Innen- und Rechtsausschuss beraten möch-
ten. Wer dem so zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Damit ist dies einstimmig so beschlossen. Ich dan-
ke Ihnen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf:

Horizonte eröffnen, Chancen erkennen, Mög-
lichkeiten aufzeigen - Fachkräfte willkommen
heißen!

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/1732

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache.

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug
das Wort.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Gut
ausgebildeten Asylbewerbern bessere Chancen auf
dem deutschen Arbeitsmarkt zu eröffnen und da-
mit zugleich ihre Chancen auf ein Verbleiben in
Deutschland zu erhöhen, ist ein Anliegen, das so-
wohl für diesen Kreis von Asylbewerbern Vorteile
bringt als auch für unser Land, das ja in vielen Be-
reichen immer stärker auf Zuzug von ausländischen
Fachkräften angewiesen ist.

Die FDP-Fraktion spricht sich deshalb dafür aus,
entsprechende Vorschläge des Präsidenten des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge, Manfred
Schmidt, aufzugreifen. Dieser regt an, eine Art
Vorstufe zum formellen Asylverfahren einzuführen,
in deren Rahmen geprüft wird, ob man den Bewer-
bern alternativ einen Aufenthaltstitel als Arbeitse-
migrant anbieten kann. Auf diese Weise könne ih-
rem Wunsch, nach Deutschland zu kommen, oft
besser entsprochen werden als durch ein Anerken-
nungsverfahren für Asylbewerber, das oft aus-
sichtslos ist, weil tatsächlich keine politische Ver-
folgung im Herkunftsland stattgefunden hat.

Oft ist es nämlich so, dass die Schlepper ihren Kun-
den erzählen, sie sollten das Wort Asyl sagen und
ihre Papiere wegwerfen. Auf diese Weise landen
dann offenbar auch qualifizierte Fachkräfte in einer
Falle, die meistens für sie mit ihrer Abschiebung
endet. Rund 70 % der Asylanträge werden heute
abgelehnt, weil es sich um Menschen handelt, die

ihr Land aus wirtschaftlicher Not verlassen haben
und nicht wegen politischer Verfolgung.

Das vom Präsidenten des Bundesamts vorgeschla-
gene Vorverfahren eignet sich dazu, die vielfach
durch das Asyl-Anerkennungsverfahren eröffneten
Sackgassen, die oft auch mit einem großen persön-
lichen Unglück für die Betroffenen verbunden sind,
zu schließen und ihnen als Alternative ein ebenso
humanes wie sinnvolles Aufnahmeverfahren für
Wirtschaftsimmigranten anzubieten.

(Beifall FDP)

Wir Liberale halten dies für einen Weg, der in bei-
derseitigem Interesse liegt, im Interesse vieler
Flüchtlinge, die zu uns kommen wollen, aber auch
im Interesse unseres Landes, das auf den Zuzug en-
gagierter, leistungsbereiter Zuwanderer in immer
stärkerem Maße angewiesen ist.

Ein weiterer Ansatz, der nach unserer Auffasung
ebenfalls viel stärker genutzt werden sollte, bietet
§ 18 c des Aufenthaltsgesetzes. Danach können
Personen mit Hochschulabschluss bis zu sechs
Monate eine Aufenthaltserlaubnis bekommen, um
sich einen ihrer Qualifikation entsprechenden Job
in Deutschland zu suchen.

Diese Möglichkeit ist unseres Erachtens viel zu we-
nig bekannt, und sie wird bisher auch zu wenig be-
kannt gemacht. Auch dies wollen wir ändern, weil
wir es auch auf diesem Wege schaffen können, qua-
lifizierte Zuwanderer aus dem Ausland in unsere
Gesellschaft, auf unseren Arbeitsmarkt zu holen. -
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Für die Fraktion
der CDU erteile ich der Frau Kollegin Astrid Da-
merow das Wort.

Astrid Damerow [CDU]:

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir haben heute Vormittag schon das Thema
Chancen für Fachkräfte diskutiert. Wir sind uns alle
einig darüber, dass wir in Zukunft Zuwanderung
brauchen, um Fachkräfte gewinnen zu können, um
den Fachkräftemangel, der in Zukunft kommt,
auffangen zu können. Das alles wissen wir. Wir un-
ternehmen eine ganze Menge. Die Verabschiedung
des Anerkennungsgesetzes heute Vormittag war ein
weiterer Schritt in diese Richtung. Selbstverständ-
lich sind uns auch diese Zuwanderer herzlich will-
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kommen, und bei der Weiterentwicklung unserer
Willkommenskultur können wir noch eine ganze
Menge tun.

Ebenso willkommen sind uns aber auch all die
Menschen, die bei uns Schutz suchen. Die Men-
schen, die bei uns vor Vertreibung und Krieg um
Asyl bitten, sind uns alle - ich betone: alle - will-
kommen, und sie alle haben ein Anrecht auf ein fai-
res und gleichberechtigtes Anerkennungsverfahren.

(Beifall)

Den Vorschlag der FDP, während des laufenden
Asylverfahrens auch andere Aufenthaltstitel er-
werben zu können oder sich darum bewerben zu
können, sehen wir deshalb kritisch. Zum einen sind
wir der Ansicht, dass die dann notwendigen, paral-
lel laufenden Verfahren einen ungeheuren Verwal-
tungsaufwand nach sich ziehen werden. Zum ande-
ren - dieser Punkt ist für mich ganz wichtig - habe
ich große Probleme damit, dass wir hier möglicher-
weise zwei Arten von Asylbewerbern schaffen,
nämlich die hochqualifizierten und die Asylbewer-
ber, die nicht ganz so qualifiziert sind und deshalb
in ein längeres und vielleicht auch ungewisseres
Verfahren gehen. Ich halte das für sehr problema-
tisch und schwierig.

(Vereinzelter Beifall CDU und PIRATEN)

Im Bereich der Asylbewerberverfahren haben wir
eine Menge anderer Aufgaben. Wir haben nach wie
vor sehr lange Bearbeitungszeiten bei den Verfah-
ren. Diese zu verkürzen, ist eine der Herausforde-
rungen, vor denen wir stehen. Ebenso ist es not-
wendig, dass wir diesen Menschen einen schnelle-
ren Zugang zum Arbeitsmarkt ermöglichen.

Beide Themenbereiche hat die Große Koalition in
ihren Koalitionsverhandlungen aufgenommen. Im
Moment laufen in der Bundesregierung die Vorbe-
reitungen für einen Entwurf, um den Zugang zum
Arbeitsmarkt auf drei Monate zu verkürzen. Das
soll noch vor der Sommerpause durch den Bundes-
tag laufen. Hier sind wir gespannt. Ebenso hat sich
die neue Bundesregierung dazu verpflichtet, die Be-
arbeitungszeiten in den Asylverfahren entschei-
dend zu verkürzen. Angepeilt sind auch hier drei
Monate.

Ich glaube, dass wir mit diesen Instrumenten den
Betroffenen - ich betone noch einmal: allen Betrof-
fenen - wesentlich mehr helfen können, als wenn
wir jetzt anfangen, unterschiedliche Arten von
Asylbewerbern zu schaffen.

(Vereinzelter Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, PIRATEN und SSW)

Meine Damen und Herren, im Übrigen bin ich
überzeugt davon, dass sich die hochqualifizierten
Menschen, die zu uns kommen, ihrer Möglichkei-
ten, die sie im Zuwanderungsrecht haben, meistens
durchaus bewusst sind und die auch nutzen. Infol-
gedessen glaube ich, dass wir, selbst wenn wir das
machen würden, keinen wirklich messbaren Effekt
erzielen würden.

Was den zweiten Teil Ihres Antrags anbelangt, sind
auch wir selbstverständlich dafür, dass man die
Möglichkeiten, die wir haben, entsprechend be-
kannt macht und bewirbt. Da kann es nie ein Zuviel
geben. Allerdings weise ich darauf hin, dass das
Bundeswirtschaftsministerium und das Bundesar-
beitsministerium sowie die Bundesagentur bereits
eine Internetseite haben - make-
it-in-germany.com -, die alle wichtigen Informatio-
nen in deutscher und englischer Sprache zur Verfü-
gung stellt. Auch im Ausland werden Menschen,
die ein Interesse daran haben, bei uns zu arbeiten
oder hier ihre Ausbildung zu machen, über unsere
Botschaften über unsere Kammern informiert. Soll-
ten Sie weitere konkrete Vorschläge zu diesem
Thema haben, sind wir selbstverständlich gern be-
reit, sie zu diskutieren.

Sie sehen, dass wir recht große Bauchschmerzen
mit Ihrem Antrag haben. Möglicherweise haben wir
Sie auch missverstanden. Um den Antrag nicht
ganz harsch abzulehnen, plädiert meine Fraktion
dafür, dass wir uns das Thema im Ausschuss ge-
nauer anschauen. Vielleicht kann da auch das Mini-
sterium das eine oder andere im Gespräch beitra-
gen. Deshalb beantrage ich für meine Fraktion, den
Antrag an den Ausschuss zu überweisen. - Ich dan-
ke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Serpil
Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Neben der Sprache ist
und bleibt der Zugang zum Arbeitsmarkt eine der
wichtigsten integrationspolitischen Maßnahmen.
Das ist uns allen bewusst. Der demografische Wan-
del ist zurzeit der beste Anwalt der Flüchtlinge,
nicht nur in Schleswig-Holstein, sondern auch in
Deutschland. Denn erst der demografische Wandel
und der damit einhergehende Fachkräftemangel
machen diese Diskussion im Land endlich möglich.
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Daher ist alles gut, was den Zugang zum Arbeits-
markt für Flüchtlinge erleichtert. Dies begrüßen
wir ausdrücklich.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, ei-
gentlich haben wir bereits im September vergange-
nen Jahres hier einen gemeinsamen Antrag verab-
schiedet, der genau das zum Inhalt hat, was die
Kollegin Damerow gerade ausgeführt hat. Es geht
um den erleichterten Zugang für Flüchtlinge, die
bereits im Asylverfahren sind. Verehrter Kollege
Klug, dieser Gesetzentwurf ist auf Bundesebene in
Arbeit, sogar schon in der Feinabstimmung. Daher
muss ich Ihnen leider mitteilen: gut gemeint, aber
es läuft schon.

Auch die von Ihnen jetzt geforderte erleichterte Zu-
gangsmöglichkeit von hochqualifizierten Flücht-
lingen aus dem Asylverfahren zur Blue Card ist
nach Auskunft des Innenministeriums bereits mög-
lich.

Wenn ich die bereits erfüllten Forderungen von Ih-
rem Antrag abziehe - den Zugang zur Blue Card
und den vereinfachten Zugang -, bleibt von der
Substanz nicht mehr sehr viel übrig. Zwar regen Sie
auch noch an, dass sich die Landesregierung auf
Bundesebene dafür einsetzen soll, dass die Rege-
lungen des Aufenthaltsgesetzes zur Arbeitsplatzsu-
che für qualifizierte Fachkräfte an ausländischen
Hochschulen besser bekannt werden. Aber bedarf
es zur Optimierung der Öffentlichkeitsarbeit der
Bundesregierung wirklich eines Landtagsbe-
schlusses, und ist dieser auch nötig? Diese Frage
hat sich offenbar auch meine Kollegin Astrid Da-
merow gestellt.

Alle, die ihre Laptops und Tablets vor sich liegen
haben, bitte ich, einmal „Working in Germany“ ein-
zugeben. Dann werden Sie feststellen, dass da di-
verse Links auftauchen, wo relativ einfach in fünf
Schritten gezeigt wird, wie Sie sich aus dem Aus-
land um einen Arbeitsplatz hier bemühen können.
Wie gesagt - Kollegin Damerow sagte das schon -:
Bundesinnenministerium, Bundeswirtschaftsminis-
terium und Bundesagentur für Arbeit haben dies be-
reits alles in die Wege geleitet.

Was soll denn konkret der Inhalt des Antrags sein?
Dass wir die Bundesregierung auffordern sollen,
auch noch Plakate in der Uni-Mensa in Singapur
aufzuhängen? Auch das wäre vielleicht eine Maß-
nahme, die hilft. - Das geht zu weit, sagt Kollege
Martin Habersaat.

Meine Damen und Herren von der FDP, wir helfen
ja gern, wo wir können, und versuchen immer wie-
der, Ihre Anträge durch Änderungsanträge auf-

zupäppeln, damit wir die Anträge zumindest in den
Ausschuss überweisen können. Sehen Sie es mir
aber bitte nach, dass uns dieser Antrag inhaltlich
wirklich nichts bietet, um zumindest noch einmal
zu gucken, ob wir einen Aspekt finden, der viel-
leicht neu oder in irgendeiner Form zu erörtern wä-
re. Wenn es nach meiner Fraktion geht, würden wir
den Antrag heute hier in der Sache ablehnen.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Das ist wieder
euer Dialog!)

Denn ich finde, dass weder der eine Punkt noch der
andere Punkt - - Wenn Sie genau zugehört hätten,
geht es hier weder um kühles politisches Machtkal-
kül noch um Arroganz der Macht. Ich habe Ihnen
gerade aufgezeigt, dass die zwei Punkte, die Sie
fordern, schon gemacht werden.

Da möchte ich gern von Ihnen wissen, welche an-
deren Argumente infrage kommen, um den Antrag
noch einmal in den Ausschuss zu schieben. Aber
ich bin immer sehr zu Kompromissen bereit, insbe-
sondere bei der Beratung von Flüchtlingsthemen.
Es ist wirklich heute eine Premiere, dass CDU,
SPD und - so nehme ich einmal an - Grüne und
SSW sowie die PIRATEN auf der einen Seite ste-
hen und leider diesmal die FDP ein wenig isoliert
ist. Aber wie Sie wissen, bin ich immer wieder gern
bereit und helfe auch aus, wenn es darum geht, in-
haltlich vielleicht einmal etwas Neues zu wagen.
Ich wäre bereit, mit Ihnen über den nachrangigen
Arbeitsmarkt zu diskutieren.

(Beifall Dr. Kai Dolgner [SPD])

Denn Fakt ist immer noch, dass, wenn ein Flücht-
ling eine Arbeit findet - hören Sie genau zu -, zuerst
ein Deutscher gefragt wird, dann ein EU-Bürger,
dann ein Ausländer mit einem gesicherten Aufent-
haltsstatus und erst dann, wenn diese drei Gruppen
den Job ablehnen, dieser Flüchtling diese Arbeit an-
nehmen darf. Das ist eine Diskriminierung, wie ich
finde. In Zeiten des Fachkräftemangels müssten wir
mittlerweile so weit sein zu sagen, dass wir diese
Beschränkung aufheben können.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wenn Sie also Lust haben, wäre das zum Beispiel
ein Bereich, in dem wir auch bundesweit eine Vor-
reiterrolle übernehmen könnten.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Ende.
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Serpil Midyatli [SPD]:

Es ist wirklich Zeit, dass wir die Flüchtlingspolitik
an den Problemen und den Realitäten, die hier bes-
tehen, ausrichten und wir nicht immer nur schauen,
wann uns ein Flüchtling helfen kann und wann er
uns nützlich ist. Wir müssen wirklich gucken, was
die Probleme sind, die den Zugang erschweren, und
hier gute und humanitäre Flüchtlingspolitik ma-
chen, und dürfen nicht immer nur gucken, wenn
uns ein paar Leute fehlen, ob unter den Flüchtlin-
gen mögliche Kandidaten sind. - Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Wolfgang Dudda [PIRATEN])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
die Fraktionsvorsitzende und Abgeordnete Eka von
Kalben das Wort.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zugege-
ben: Wir müssen etwas gegen den Fachkräfteman-
gel tun, und wir können die Integrationspolitik für
Flüchtlinge ebenfalls noch verbessern. Aber, liebe
FDP, Ihre Vorschläge helfen unseres Erachtens
nicht weiter. Ziemlich wahllos kippen Sie zwei
dünne Wässerchen zusammen, rühren um und nen-
nen das dann ganz modern: Fachkräfte willkommen
heißen. Ihr Antrag kann sich unseres Erachtens ir-
gendwie nicht entscheiden. Für einen Antrag zum
Thema Fachkräfte hätte es ein paar mehr Ideen und
etwas mehr Substanz bedurft. Frau Midyatli hat das
eben ausgeführt. Sie wollen, dass ein bisschen Wer-
bung bei Hochschulabsolventinnen und Hochschul-
absolventen gemacht wird, und Sie wollen die
Möglichkeit schaffen, sich für eine Blue Card zu
bewerben. Da kann ich nur sagen: Das ist nichts
Neues, das gibt es schon, und ein substanzieller An-
satz zur Bekämpfung von Fachkräftemangel ist das
nicht.

Doch unabhängig davon richtet sich Ihr Antrag ein-
seitig auf die Werbung um Hochqualifizierte.
Diese enge Fokussierung halten wir für falsch. Es
kann nicht sein, anderen Ländern die Ausbildung
zu überlassen, um die ausgebildeten Menschen
dann in unser Land zu locken.

(Beifall Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] - Burkhard Peters [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: So ist das!)

Das ist europäisch und global zutiefst unsolida-
risch: Sollen doch die anderen Länder die Qualifi-
kation übernehmen, wir übernehmen die Eliten
gern. - Insbesondere ist so ein Ansatz aber in der
Flüchtlingspolitik für uns inakzeptabel. Wir Grüne
lehnen eine selektive Flüchtlingspolitik ab.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder -bemerkung des Abgeordneten Dr. Klug?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Frau Kollegin,
ist Ihnen bekannt, dass auf dem deutschen
Arbeitsmarkt derzeit rund eine halbe Million
Menschen aus südeuropäischen Ländern der
EU tätig sind und etwa 450.000 Menschen
aus osteuropäischen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union? Halten Sie das in den
Auswirkungen für genauso negativ für die
Heimatländer dieser Mitbürger, die oft seit
langer Zeit bei uns in Deutschland leben?
Würden Sie das genauso negativ bewerten,
wie Sie das eben für Ausländer aus Nicht-
EU-Ländern getan haben?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich halte es überhaupt nicht für negativ, unabhängig
davon, ob jemand aus einem EU- oder Nicht-EU-
Land kommt, wenn er hier Arbeit findet und hier
arbeitet. Natürlich bin ich für unser Land auch froh
um jede Ärztin und jeden Arzt, also jeden hochqua-
lifizierten Menschen, den wir bekommen. Wir hal-
ten es nur für falsch, dass, wenn wir Fachkräftekon-
zepte fordern oder wenn wir eine intensivere Wer-
bung für Fachkräfte wollen, wir uns dann nur oder
in erster Linie an Hochqualifizierte richten, weil
wir wissen, dass zum Beispiel Rumänien mittler-
weile auch große Probleme hat, selbst Ärztestellen
zu besetzen, und weil in vielen Ländern Fachkräf-
temangel herrscht. Wir halten es für falsch, dass wir
als das reichere, besser ausgestattete Land Fach-
kräfteeliten aus anderen Ländern abziehen.
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Meine Damen und Herren, Sie wollen gut ausgebil-
deten Asylbewerberinnen und Asylbewerbern bes-
sere Chancen auf dem deutschen Arbeitsmarkt ein-
räumen. Wir sagen: Nicht nur die gut ausgebilde-
ten, sondern alle Asylsuchenden müssen das Recht
bekommen, von Anfang an am Arbeitsleben teil-
nehmen zu können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW,
Serpil Midyatli [SPD] und Wolfgang Dudda
[PIRATEN])

Sie können sich nicht nur die Rosinen herauspicken
und nur die gut ausgebildeten Flüchtlinge in den
Arbeitsmarkt integrieren. Das ist vielleicht liberale,
aber keine humane Flüchtlingspolitik. Vor allem ist
es keine grüne Flüchtlingspolitik. Sie bringen damit
aus unserer Sicht einen falschen Ton in die Flücht-
lingsdebatte. Eine humanitäre Flüchtlingspolitik,
die Integration von Anfang an mitdenkt, verpflich-
tet uns dazu, allen Asylsuchenden ihr Recht auf Ar-
beit zu verschaffen. Es geht nicht darum, brachlie-
gendes Humankapital zu nutzen, um in erster Linie
volkswirtschaftlichen Interessen zu dienen.

Natürlich schadet es nicht, wenn sowohl der Ar-
beitsmarkt als auch der einzelne Mensch von einer
Arbeitsstelle profitieren, aber Flüchtlingspolitik hat
sich nicht an wirtschaftlichen Bedarfen zu orientie-
ren. Flüchtlinge haben einen Anspruch auf Integra-
tion. Dazu gehört auch ein selbstbestimmtes Leben.

(Beifall Lars Winter [SPD], Burkhard Peters
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], Bernd Voß
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was mich wundert, ist, dass Sie offensichtlich auch
vergessen haben, dass wir im letzten September -
das ist noch nicht so lang her - genau jenes gemein-
sam beschlossen haben. Da hat nämlich der Land-
tag mit Ihren Stimmen beschlossen:

„Wir fordern die Landesregierung auf, sich
auf Bundesebene für einen Zugang von Asyl-
bewerberinnen und Asylbewerbern und Ge-
duldeten zum Arbeitsmarkt von Anfang an
einzusetzen.“

Und das fand ich auch sehr gut so. Das meint aber
alle Asylsuchenden und nicht nur die gut ausgebil-
deten.

Das meint zum Beispiel auch die armenische Fami-
lie Hakopjan aus Nahe, die durch die Entscheidung
der Härtefallkommission jetzt die Chance hat, in
Deutschland zu bleiben, wo die Eltern zum Beispiel
nicht besonders gut ausgebildet sind, aber deren
Kinder - so sagte zumindest ihre Lehrerin, als wir
sie besucht haben - sehr gute Chancen auf einen gu-

ten Schulabschluss und eine gute Hochschulausbil-
dung haben. Das ist auch eine Chance, und das ist
Flüchtlingspolitik, wie wir sie uns vorstellen.

Die Öffnung des Arbeitsmarktes ist überfällig. Die
IHK und die Wirtschaftsverbände drängen lange
darauf und tun auch viel in dem Bereich. Auch die
Bundesagentur für Arbeit führt ein Modellprojekt
in Kooperation mit dem BMBF durch, das Poten-
ziale abfragt und Möglichkeiten zur Integration för-
dert. - Ich muss etwas überspringen.

Für eine echte Integrationspolitik brauchen wir
hier das Willkommen. Dafür haben wir mehr Geld
in Sprachkurse gesteckt, mehr Geld für Sprachklas-
sen bereitgestellt und jetzt auch eine schnelle Aner-
kennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen
auf den Weg gebracht. Das sind die Punkte für eine
echte Integrationspolitik. Das ist moderne Flücht-
lingspolitik.

Ihren Antrag lehnen wir ab und werden gleich dar-
über diskutieren, ob wir ihn überweisen. - Danke
sehr.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW
und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bitte be-
grüßen Sie mit mir auf der Tribüne Absolventen der
Förde-Volkshochschule aus Kiel und Gäste von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus dem Kreis Pin-
neberg. - Seien Sie herzlich willkommen im Schles-
wig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Für die Piratenfraktion hat jetzt Herr Abgeordneter
Wolfgang Dudda das Wort.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zur Qualität des FDP-Antrages haben sich meine
Vorrednerinnen Damerow, Midyatli und von Kal-
ben ausführlich geäußert. Im Prinzip bin ich der-
gleichen Auffassung. Vieles ist unterwegs, vieles
wird schon gut gemacht. Das muss nicht noch ein-
mal gemacht werden. Trotzdem kann man über das
Thema trefflich reden, und die Präzision, die ich in
dem Antrag vermisse, kann ich ein bisschen nach-
liefern.

Die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände
hat sich im Mai letzten Jahres kluge Gedanken ge-
macht, wie man das Migrationserwerbsproblem
besser angehen kann. Sie hat einen umfangreichen
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Maßnahmenkatalog von 24 Punkten vorgestellt,
von denen ich einmal vier herausgreife.

Dazu gehört zum Beispiel, die Vorabzustimmung
für das Einreisevisum und die Aufenthaltserlaubnis
nach § 31 Abs. 3 der Aufenthaltsverordnung flä-
chendeckend einzuführen.

Ein wichtiger Punkt ist, die Zuständigkeit der Aus-
länderbehörde zu vereinfachen und im Fall von Er-
werbsmigration den Sitz des Arbeitgebers dort als
Ersatz für das Wohnortprinzip einzurichten. Die
Kompetenz der Mitarbeiter in den Ausländerbehör-
den ist deutlich hin zu Welcome-Centern zu stei-
gern.

Jetzt komme ich zu dem Punkt Blue Card. Die für
die Anerkennung ausländischer Hochschulab-
schlüsse zuständige Datenbank anabin der Zentral-
stelle zur Anerkennung ausländischer Bildungsab-
schlüsse ist dadurch zu verbessern, dass diese Da-
tenbank vollständig ist und Antworten auf Abfra-
gen nicht bis zu vier Monaten dauern. Denn das
macht die Blue Card im Fall eines nicht gelisteten
Hochschulabschlusses unattraktiv, und man weicht
in andere Aufenthaltstitel aus - was keiner haben
will.

Auch die anderen 20 Vorschläge bedienen im
Grunde genommen dasselbe Prinzip. Es muss ein
Mentalitätswechsel bei den Behörden und in der
Verwaltung, die für Erwerbsmigration zuständig
sind, stattfinden. Genau dieser Mentalitätswechsel
ist auch noch an anderer Stelle gefragt, wenn wir
dem Fachkräftemangel durch Arbeitskräfte mit Mi-
grationshintergrund begegnen wollen. Auch mit
Blick auf den demografischen Wandel muss es uns
gelingen, Potenziale für den Arbeitsmarkt mög-
lichst optimal zu erschließen. Denn der Fachkräf-
temangel trifft uns ja nicht nur im akademischen
Bereich.

Ich möchte gern auf die Engpassanalyse aus dem
Februar 2014 hinweisen. Hier bei uns im Land feh-
len in den Bereichen Mechatronik, Automatisie-
rungstechnik, Körper-, Kranken- und Altenpflege,
Heizung, Sanitär und Metallbearbeitung sehr viele
Arbeitskräfte. Dort sind unglaublich viele Stellen
vakant.

Auch die Arbeiterwohlfahrt hat sich tolle Gedanken
gemacht, wie man das attraktiver gestalten kann, in-
dem man zum Beispiel schon in den Herkunftslän-
dern beginnt, die sprachliche und kulturelle Vorbe-
reitung auf das Hiersein anzuregen, um damit auf
einen dauerhaften Aufenthalt hier bei uns hinzuwir-
ken.

Genauso wichtig ist ein anderer Punkt, den ich bei
Ihnen von der FDP nicht erwartet habe. Das ist der
Punkt: gleiche Arbeit - gleicher Lohn. Dieser
muss auch gesetzlich definiert werden, damit wir
nicht einen Zweiklassenmarkt wie in den 60er-Jah-
ren bekommen.

Letztlich müssen wir uns auch um die Familien
der künftigen Fachkräfte kümmern, ihr Zuzug
muss unkompliziert und schnell regelbar sein. Nur
dann eröffnet sich eine tatsächliche Perspektive für
einen dauerhaften Verbleib bei uns.

Den meiner Meinung nach wichtigsten Punkt be-
dient der FDP-Antrag überhaupt nicht, und der be-
trifft die Fachkräfte unterhalb der akademischen
Qualifikation. Wenn wir an dieser Stelle die glei-
che Willkommenskultur für die bereits hier leben-
den Asylbewerber schaffen würden, wie sie die
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände für die hochqualifizierten Menschen fordert,
dann könnten wir eine sehr gute Fortbildungs- und
Ausbildungskultur etablieren. Damit lösen wir dann
übrigens gleich mehrere soziale Probleme auf ein-
mal hier bei uns vor Ort. Den Luxus der Rosinen-
pickerei - das wurde ja schon mehrmals angespro-
chen -, können wir uns nicht leisten, dafür ist das
Problem zu nah und auch viel zu groß.

Wir müssen äußerst sensibel damit umgehen - die
Kollegin von Kalben sagte es ja schon -, damit wir
Süd- und Osteuropa nicht möglicherweise die aka-
demische Zukunft stehlen, indem wir uns dort ein-
fach nur bedienen. Das dürfen wir nicht tun, da
müssen wir sehr sensibel sein und genau hinschau-
en, was wir da tun. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat Herr Abgeord-
neter Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Dass wir in Schleswig-Holstein Fachkräf-
te willkommen heißen wollen und dies auch tun,
darüber besteht Einigkeit. Dass dies gleichermaßen
auch für Migranten und Flüchtlinge gilt, leuchtet
unserer Meinung nach ein. Jedoch sollte an dieser
Stelle darauf aufmerksam gemacht werden, dass
man diese Gruppen nicht immer gleichsetzten kann.
Denn für uns als SSW sollte auch selbstverständlich
sein, dass wir alle Menschen in unserem Land will-
kommen heißen - unabhängig vom beruflichen oder
Ausbildungsstatus. Denn nicht jeder Asylbewerber
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oder Migrant ist eine sogenannte Fachkraft. Er kann
vielleicht auch nicht umgehend einen Status als
Fachkraft erlangen, und trotzdem verdient er Be-
rücksichtigung und Anerkennung.

Der vorliegende Antrag spricht von Fachkräfteman-
gel, Blue Card und Hochschulabsolventen aus
Drittstaaten. Wovon er nicht spricht, ist, dass alle
Flüchtlinge, Asylbewerber oder auch weniger qua-
lifizierte ausländische Menschen von Anfang an ei-
ne Chance auf dem Arbeitsmarkt bekommen sol-
len.

Der Antrag nimmt einige Vorschläge aus Nürnberg
auf. So hat der dortige Präsident des Bundesamtes
für Migration und Flüchtlinge eine Eingangsprü-
fung noch vor dem eigentlichen Asylverfahren an-
geregt. So könnten in seinen Augen Fachkräfte her-
ausgesucht werden, die sich dann ein wahrschein-
lich erfolgloses Asylverfahren ersparen könnten.
Rosinenpickerei könnte man dazu sagen. Wir vom
SSW wollen weder gut ausgebildete Asylbewerber
auf dem Arbeitsmarkt bevorzugen, noch wollen wir
darüber urteilen, was eine „gute“ und eine „weniger
gute“ Ausbildung ist.

Das Verfahren wirkt beinahe so, als ob ein Asylbe-
werber mit einer guten Qualifizierung aus wirt-
schaftlichen Gründen plötzlich mehr Wert ist als
ein Bewerber, der in seinem Lebenslauf weniger
gute Punkte vorzuweisen hat. Die Vorschläge des
Präsidenten Schmidt sind aus unserer Sicht gut ge-
meint, aber eben auch mit Vorsicht zu genießen;
schließlich dürfen wir nie vergessen, worum es hier
eigentlich geht, nämlich um Menschen. Es geht um
Menschen, die ihre Heimat verlassen haben, um
sich bei uns eine stabilere Zukunft aufbauen zu
können. Dazu gehört unserer Meinung nach auch
das Arbeiten.

Ein Arbeitsplatz ist mehr als nur der Verdienst des
täglichen Brotes, er kann zu einem sozialen Netz-
werk werden und fördert die Akzeptanz und Inte-
gration mit Blick auf die Verbindung zwischen
Neuankömmlingen und Einheimischen. Vor allem
trägt ein Arbeitsplatz aber auch dazu bei, soziale
Kosten zu verringern. Diesen Ansatz dürfen wir
nicht vernachlässigen, denn die Erfahrung zeigt,
dass die meisten Asylbewerber bei uns bleiben.
Dann sollten wir für sie auch die Möglichkeit
schaffen, dass sie auf eigenen Füßen stehen können.
Für uns als SSW geht es darum, dass jeder, der
hierher kommt, die Möglichkeit zur Arbeitsaufnah-
me bekommt und das unabhängig von Ersparnissen,
Herkunftsland oder Ausbildungsabschluss. Jeder
Tag zwischen Warteschleife und Verschiebebahn-
hof ist ein verlorener Tag.

An dieser Stelle müssen Arbeitsvermittlung und
Sprachkurse greifen. In diesen Fällen müsste es
primär um eine Arbeitsvermittlung im Allgemeinen
gehen und nicht um eine PC-Kursvermittlung. Des
Weiteren ist wichtig, dass umgehend Sprachkurse
angeboten werden. Dafür haben wir haushaltstech-
nisch im letzten Jahr für dieses Jahr auch schon
Gelder zur Verfügung gestellt. Diese Sprachkurse
sollten nicht nur unsere Sprache vermitteln, sondern
auch die hiesige Kultur veranschaulichen. Wir müs-
sen dazu beitragen, dass diese Menschen zu einer
Perspektive in unserem Land gelangen können. Das
setzt voraus, dass alle die Chance auf Arbeit so früh
wie möglich bekommen und dass wir ihnen die
Möglichkeit geben, die deutsche Sprache zu lernen
und sich die hiesige Kultur so schnell wie möglich
anzueignen.

Nur wenn wir ehrlich sind und anerkennen, dass die
meisten Asylbewerber bei uns bleiben, werden wir
eine vernünftige Integrationspolitik hinbekommen.
Wir als SSW machen da keinen Unterschied zwi-
schen gut qualifizierten und weniger gut qualifizier-
ten Asylbewerbern. Uns geht es ausschließlich um
Menschen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Es liegen keine Meldungen zu Dreiminutenbeiträ-
gen vor. - Dann hat jetzt für die Landesregierung
der Minister für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und
Technologie, Reinhard Meyer, das Wort.

(Zurufe)

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Verwirrung war einen Moment vorhanden, denn ich
stehe hier in Vertretung des Innenministers, der lei-
der verhindert ist.

Der Antrag der FDP-Fraktion greift in seinem ers-
ten Teil - darüber wurde schon gesprochen - eine
Anregung des Präsidenten des Bundesamtes für Mi-
gration und Flüchtlinge auf, die auch im Rahmen
der Koalitionsverhandlungen auf Bundesebene er-
neut in den Blick genommen wurde, den sogenann-
ten Spurwechsel im Asylverfahren.

So ein Wechsel von einem Aufenthalt zur Durch-
führung eines Asylverfahrens in einen Aufenthalt
zu einem anderen Zweck, zum Beispiel zur Ausbil-
dung, zur Erwerbstätigkeit oder zum Studium, ist
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nach geltender Rechtslage grundsätzlich ausge-
schlossen. Er kommt nur in Fällen eines gesetzli-
chen Anspruchs auf Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis oder mit Zustimmung der obersten Landes-
behörde infrage, wenn wichtige Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland es erfordern. Klammer
auf: Ob das dann immer so gerecht ist, wenn dies
beispielsweise für Spitzensportler geschieht, mag
dahingestellt sein.

Die Idee ist, dass Schutzsuchende ein rechtmäßiges
Aufenthaltsrecht zur Prüfung ihres Schutzantrages
von Gesetz wegen haben, während Menschen, die
zu anderen Zwecken nach Deutschland kommen
wollen, ein Visumverfahren durchlaufen müssen.
Im Visumverfahren wird vor der Einreise festge-
stellt, ob die Voraussetzungen für die Erteilung ei-
nes Aufenthaltstitels bestehen.

Wenn die FDP nun die Erteilung einer Blue Card
als Beispiel für einen solchen Spurwechsel hinein
in einen Aufenthalt zur hochqualifizierten Be-
schäftigung nennt, so ist festzustellen: So ein
Wechsel ist schon jetzt möglich, denn auf die Ertei-
lung einer Blue Card besteht ein gesetzlicher An-
spruch, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind. In
Schleswig-Holstein ist das nach hiesiger Kenntnis
allerdings bisher noch nicht vorgekommen.

Zum Unterschied zwischen Hochqualifizierten und
dem, was wir im Land darüber hinaus an beruflich
Qualifizierten brauchen, habe ich heute Morgen an
anderer Stelle schon Stellung genommen.

Meine Damen und Herren, die Idee des Spurwech-
sels ist bislang in Berlin auf der Bundesebene ge-
scheitert, auch Untersuchungen des Bundesamtes
zu Qualifikationsprofilen von Asylsuchenden haben
daran nichts geändert. Wir als Landesregierung sa-
gen ganz offen, dass wir daher keine Erfolgsaus-
sichten eines möglichen Einsatzes auf der Berliner
Ebene für entsprechende Überlegungen sehen.

Ganz anders verhält es sich dagegen bei der Ver-
kürzung der Frist des Arbeitsverbotes für Asylsu-
chende. Mit Beschluss vom 25. September 2013
hatten Sie, meine Damen und Herren, die Landesre-
gierung unter anderem aufgefordert, sich auf Bun-
desebene dafür einzusetzen, den Arbeitsmarktzu-
gang für Asylsuchende von Anfang an zu öffnen.
Hier sind wir inzwischen ein erhebliches Stück vor-
angekommen. Gilt aktuell für Asylsuchende und
Geduldete noch eine Wartezeit von neun Monaten
für den Zugang zum Arbeitsmarkt, so ist es mit
dem Berliner Koalitionsvertrag gelungen, eine Frist
von nur noch drei Monaten zu vereinbaren. Es wur-
de schon gesagt: Der entsprechende Referentenent-

wurf aus dem Bundesinnenministerium liegt vor,
und wir sind zuversichtlich, dass diese wichtigen
Neuerungen kurzfristig geltendes Recht werden.

Meine Damen und Herren, die FDP will die Lan-
desregierung im zweiten Teil ihres Antrags auffor-
dern, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, die
Regelung des § 18 c des Aufenthaltsgesetzes unter
Hochschulabsolventen aus Drittstaaten bekannter
zu machen. Die entsprechenden Hinweise für das
Internet wurden bereits gegeben: Make-it-in-Ger-
many.com. Der entsprechende Hinweis ist mehr-
fach gefallen. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft, das Bundesministerium für Arbeit und die
Bundesagentur für Arbeit halten hier ein umfassen-
des Informationsangebot für Menschen vor, die ei-
ne berufliche Zukunft bei uns anstreben.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, die Bundesre-
gierung setzt das Ansinnen schon um. Wir sollten
nicht einzelne Punkte herausgreifen, um das umfas-
sende Thema zu bearbeiten, wie wir im Zuge einer
Willkommenskultur mehr ausländische Menschen
nach Deutschland bekommen, die insbesondere auf
dem Arbeitsmarkt aktiv werden. - Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, ich
schließe die Beratung. Es ist beantragt worden, den
Antrag Drucksache 18/1732 an den Wirtschaftsaus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, den
bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 12 und 31 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Keine Änderung des Konjunkturbereini-
gungsverfahrens bei der Festlegung des
Trendsteuerpfades

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/1713

b) Geeignete Methodik zur Ermittlung des
Trendsteuerpfades einführen

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/1762
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Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Mit dem Antrag zu b) wird ein
Bericht in dieser Tagung erbeten. Ich lasse zunächst
darüber abstimmen, ob der Bericht in dieser Ta-
gung gegeben werden soll. Wer dem zustimmen
will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Die Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Das ist einstim-
mig so beschlossen.

Für die Landesregierung erteile ich Frau Finanzmi-
nisterin Monika Heinold das Wort.

Monika Heinold, Finanzministerin:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Landesregierung hat am Dienstag die Eckwerte für
die Finanzplanung 2015 bis 2024 vorgestellt:
Haushaltskonsolidierung und -modernisierung so-
wie Gestaltungsanspruch; wir zeigen, dass Gestal-
tung und Einhaltung unserer Schuldenbremse kein
Widerspruch sein müssen. Daher liegt Ihnen eine
sehr gute Finanzplanung vor.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Grundlage für die Eckwerte unserer Finanzplanung
des Landes ist ein Trendsteuerverfahren, das zwi-
schen strukturellen und konjunkturellen Einnahmen
unterscheidet. Das Trendsteuerverfahren schafft
Verlässlichkeit und Planungssicherheit. Es stellt vor
allem sicher, dass konjunkturell bedingte Mehrein-
nahmen nicht ausgegeben werden, sondern zur
Haushaltskonsolidierung eingesetzt werden. Dass
dieses Verfahren funktioniert, hat der hervorragen-
de Haushaltsabschluss 2013 gezeigt.

(Tobias Koch [CDU]: Dann war es ja noch
unsere Arbeit!)

- Bitte? - 2013?

(Weitere Zurufe CDU)

- Herr Koch, den Haushaltsabschluss 2013 haben
Sie nicht gemacht. Ich komme aber noch dazu, was
bei der Trendsteuermethode von Ihnen und von uns
kommt, keine Sorge.

Vorsichtige Haushaltsplanung, Ausgabendisziplin
und eine kräftige Portion Glück waren die Merkma-
le unseres Haushaltsabschlusses. Damit auch die
kommenden Haushaltsabschlüsse wieder erfreulich
ausfallen, müssen wir die Trendsteuereinnahmen so
zielgenau wie möglich bestimmen. Ein rechtlich
verbindliches Verfahren gibt es dazu bislang
nicht. Der Landtag hat 2012 mit den Stimmen von
CDU und FDP der Landesregierung den Auftrag er-
teilt, das Verfahren zur Ermittlung der Trendsteuer

ab 2013 per Rechtsverordnung festzulegen. Für
die Jahre 2011 und 2012 stand im Gesetz eine Zahl.
Herr Koch, Sie werden sich daran erinnern: Es hat
damals eine Debatte darüber gegeben, dass der
Rechnungshof eine gesetzliche Regelung des
Trends wollte. Die damalige Mehrheit von CDU
und FDP wollte dies nicht, sondern hat der Landes-
regierung diese Aufgabe mitgegeben, und zwar als
Rechtsverordnung, also als eine Aufgabe der Regie-
rung. Nun stehen wir da und wollen das auch gern
umsetzen.

Mit der Trendbestimmung wird der mögliche Aus-
gabenrahmen für die nächsten Haushaltsjahre fest-
gelegt. Plant ein Land dauerhaft mit zu niedrigen
Trendsteuern, wird der Gestaltungsspielraum des
Parlaments über Gebühr eingeschränkt. Plant ein
Land dauerhaft mit zu hohen Trendsteuern, gerät es
schnell wieder in die Schuldenspirale. Deshalb ist
gesetzlich geregelt, dass sich konjunkturell beding-
te Mehr- und Mindereinnahmen mittelfristig per
Saldo ausgleichen sollen. Das steht im Gesetz. Ma-
chen wir uns nichts vor: Die Bestimmung der
Trendsteuer ist ein hochpolitischer Akt, auch wenn
die Festlegung des Trends nur eine Ausgabengren-
ze beschreibt und natürlich keine Ausgabenver-
pflichtung ist.

Um das anstehende Verfahren methodisch auf eine
gesicherte Basis zu stellen, haben wir zwei unab-
hängige Gutachten eingeholt. Das Ergebnis haben
wir gemeinsam mit den Gutachtern, den finanzpoli-
tischen Sprechern der Fraktionen und mit dem Lan-
desrechnungshof sehr transparent beraten. Die Gut-
achter empfehlen uns ganz klar eine Umstellung
der bisherigen Methode, und zwar mit guten Ar-
gumenten. Sie sagen: Statt nur Vergangenheit zu
analysieren, soll künftig die Zukunft - also die Steu-
erschätzungen - mit einbezogen werden. Das würde
zu erheblichen Veränderungen führen. Die Kon-
junkturkomponente, die nach der bisherigen Me-
thode aufgrund der Steuerschätzung bis 2018 auf
500 Millionen € anwachsen könnte, würde mit der
neuen Methode auf 250 Millionen € reduziert, und
der Ausgabenspielraum würde dementsprechend
steigen.

(Tobias Koch [CDU]: Da geht es Ihnen ja
gut!)

- Ja. Schön, dass Sie mir recht geben. Das ist kein
Geheimnis. Das ist nichts, was Sie explizit durch-
schaut haben. Herr Koch, das ist etwas, was wir
miteinander diskutiert haben. Ich freue mich aber,
wenn Sie gedanklich noch bei mir sind.
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(Dr. Heiner Garg [FDP]: Die Frage ist, was
für Schlussfolgerungen Sie ziehen!)

- Genau, die Schlussfolgerungen sind das Spannen-
de. Allerdings, und auch das wurde im Gespräch
deutlich, birgt das neue Verfahren auch Unwägbar-
keiten, da der Zeitraum der Auswertung unserer
Schuldenbremse noch sehr kurz und damit nicht
zwingend belastbar ist. Darauf hatte auch der Rech-
nungshof deutlich hingewiesen. Die Schuldenbrem-
se ist ein hohes Gut. Deshalb ist es wichtig, dass
wir sehr vorsichtig damit umgehen. Wir haben uns
deshalb dazu entschieden, zunächst die Belastbar-
keit des von den Gutachtern empfohlenen Verfah-
rens in einer Art Trockenübung zu testen:

2015 bis 2017 lassen wir deshalb die neue Metho-
de nur probehalber in unserer Finanzplanung mit-
laufen. Erst für 2018 ist die neue Methode Grundla-
ge unserer Finanzplanung. Mit diesem Schritt ist
das neue Verfahren aber noch nicht verbindlich be-
schlossen. Davor steht eine Evaluierung im Herbst
2017. Erst danach, also in der neuen Legislaturperi-
ode, kann eine neue Landesregierung entscheiden,
welche Methode sie wählt und rechtsverbindlich
festschreibt. Der Unterschied zu jetzt ist, dass es
dann dafür eine sehr gute Grundlage gibt.

Wir empfehlen dem Landtag demzufolge, mit der
Verabschiedung des Haushalts 2015 das Datum für
die zu erstellende Rechtsverordnung im Gesetz von
2013 auf 2018 zu verschieben. Ferner empfehlen
wir, die Höhe der Trendsteuereinnahmen für die
Jahre 2015 bis 2017 gesetzlich festzuschreiben; so,
wie es der damalige Landtag auch für die Jahre
2011 und 2012 gemacht hatte.

Bisher geht die mittelfristige Finanzplanung von
2,6 % Trendaufwuchs und einer einmaligen Nach-
steuerung aus. Sie haben in dem Bericht des Rech-
nungshofs lesen können, dass diese einmaligen
Nachsteuerungseffekte in der Vergangenheit wie
auch in der Zukunft anders verlaufen als der theore-
tische Trend, und zwar deutlich anders.

Wir empfehlen dem Landtag, die Trendsteuern
2015 bis 2017 darauf auszurichten, allerdings mit
einer leichten Anpassung des Trendaufwuchses auf
2,87 %. Das entspricht dem Durchschnittswert der
Jahre 1988 bis 2013. Diese Anpassung würde den
Ausgaberahmen im nächsten Jahr um circa 20 Mil-
lionen € erhöhen.

Die Landesregierung schlägt dem Parlament außer-
dem vor, einen Webfehler im Ausführungsgesetz zu
bereinigen, um den Landeshaushalt besser planbar
zu machen. Meine Damen und Herren, derzeit muss
das Land konjunkturbedingte Mehreinnahmen

in voller Höhe zur Senkung der Nettoneuverschul-
dung einsetzen, zusätzlich aber auch noch 17,74 %
genau dieser Einnahmen an die Kommunen weiter-
leiten. Das führt zu dem paradoxen Ergebnis, dass
eine gute Konjunktur das Ausgabenbudget des Lan-
des sogar verkleinert.

Meine Damen und Herren, das kann nicht richtig
sein. Deshalb wollen wir diesen Effekt korrigieren.
Wir schlagen vor, dass künftig der kommunale
Anteil von der Konjunkturkomponente abgezogen
und der danach beim Land verbleibende Anteil wie
bisher eins zu eins für die Schuldenreduzierung ein-
gesetzt wird.

Meine Damen und Herren, mit den Eckwerten 2015
und mit der Bestimmung der Konjunkturkompo-
nente setzt diese Landesregierung erneut das klare
Signal, dass Haushaltskonsolidierung und Zukunft-
sinvestitionen gleichermaßen hohe Priorität haben.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Ja, es ist richtig: Wir bauen Personal in der Verwal-
tung ab. Wir schließen Finanzämter. Wir schließen
den Hafen Friedrichskoog. Wir können nicht alle
Lehrerstellen halten, auch wenn wir dies gern tun
würden. Wir können nicht jede Baumaßnahme so-
fort umsetzen - die Investitionsquote sinkt -, und
nicht jeder in einem Verein tätige Ehrenamtliche
kann so gefördert werden, wie er es verdient hätte. -
Haushaltskonsolidierung findet nicht nur auf dem
Papier statt.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

Wer hier ein härteres Trendverfahren einfordert, der
sollte dies auch in seinen Haushaltsanträgen zum
Ausdruck bringen. Haushaltskonsolidierung findet
also nicht nur auf dem Papier statt, sondern sie ist
in der Realität mit all ihren Schwierigkeiten spür-
bar. Ich wünsche mir, dass die Opposition sich sehr
genau überlegt, auf welche Seite sie sich bei De-
monstrationen stellt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Meine Damen und Herren, wir scheuen uns nicht zu
sagen, dass es auch gut ist, Geld auszugeben. Wir
freuen uns darüber, dass wir durch Sonderfonds in
Bildung und Infrastruktur investieren können. Wir
freuen uns, wenn es gelingt, neue Handlungsspiel-
räume zu eröffnen. Der Abbau von Schulden und
die Modernisierung des Landes sind für uns
gleichgewichtige Ziele.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir definieren den milliardenschweren Sanierungs-
stau nicht einfach weg, sondern wir reden über
Konzepte und schaffen Sondervermögen.

Meine Damen und Herren, die Debatte über den
Trendsteuerpfad ist keine theoretische Debatte, son-
dern eine Debatte über die Zukunft unseres Landes.
Diese Koalition wird eine Trendsteuerbestimmung
auf den Weg bringen, die dem Haushaltsgesetzge-
ber die Freiheit lässt, in Zeiten schuldenfreier Haus-
halte souverän zu entscheiden, wie hoch der Anteil
von Tilgung und Investition jeweils sein soll. Dar-
um geht es, wenn wir eine Nettoneuverschuldung
erreicht haben.

Wir nehmen die Neubestimmung des Trendsteuer-
satzes in Angriff. Wir tun dies vorsichtig, ausgewo-
gen, verantwortbar und zukunftsorientiert. Ich wür-
de mich freuen, wenn wir dafür eine große Mehr-
heit bekommen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung hat die vereinbarte Redezeit um 6 Mi-
nuten überzogen. Diese Redezeit steht allen Frak-
tionen zu, zunächst der CDU-Fraktion mit dem Ab-
geordneten Tobias Koch.

Tobias Koch [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Frau Ministerin, zunächst einmal herzli-
chen Dank für die zusätzliche Redezeit. Vielen
Dank auch an die Regierungsfraktionen, dass sie
wieder einmal die Rechte der Opposition mit ihrer
Vorgehensweise ausgehebelt haben, indem sie zu
einem Sachantrag der Opposition einen mündli-
chen Berichtsantrag eingebracht haben,

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Der war inner-
halb der Frist!)

der der Opposition das Recht nimmt, als Erstes zu
einem eigenen Sachantrag zu sprechen.

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Das war inner-
halb der Antragsfrist!)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wie gelingt es uns, das strukturelle Haus-
haltsdefizit bis 2020 auf Null zu reduzieren? Das

ist doch die zentrale finanzpolitische Frage in Zei-
ten der Schuldenbremse.

(Zuruf SPD: Lassen Sie uns einmal machen!
- Lachen Dr. Heiner Garg [FDP])

Müssen deshalb Steuererhöhungen vorgenommen
werden, um die Einnahmeseite zu stärken, wie es
SPD, Grüne und SSW regelmäßig fordern, oder ge-
lingt ein Defizitabbau durch die Begrenzung und
Reduzierung von Ausgaben, wie wir es immer prä-
feriert haben? Über diese beiden unterschiedlichen
Wege ließe sich trefflich politisch streiten.

Ich glaube, niemand in diesem Hause hätte es bis-
her für möglich gehalten, dass die Vorgaben der
Schuldenbremse eingehalten werden können, ohne
dass weitere Maßnahmen ergriffen werden, sondern
dass die Vorgaben der Schuldenbremse einzig und
allein dadurch eingehalten werden können, dass auf
dem Papier Buchungstricks und Rechentricks
durchgeführt werden.

Genau das ist es aber, was Ministerin Heinold mit
ihrer in dieser Woche vorgelegten Finanzplanung
tut und was sie vorhin von diesem Rednerpult aus
ausgeführt hat.

(Wortmeldung Rasmus Andresen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

- Ich gestatte jetzt keine Zwischenfrage, sondern
möchte diesen Gedanken zunächst einmal zu Ende
führen. Zu einem späteren Zeitpunkt gestatte ich
aber gern eine Zwischenfrage.

Die strukturellen Steuereinnahmen werden jetzt
für den Zeitraum von 2015 bis 2020 um mehr als
2 Milliarden € erhöht. Das sind 2 Milliarden € mehr
als das, was Monika Heinold zu Beginn der Regie-
rungszeit selbst in ihre Finanzplanung hineinge-
schrieben hat. Das können Sie gar nicht glauben.
Rechnen Sie das einmal nach. Schauen Sie sich ein-
mal Ihre Finanzplanung aus dem Jahr 2012 an. Le-
gen Sie dann einmal das daneben, was Sie am ver-
gangenen Dienstag präsentiert haben. Sie rechnen
die strukturellen Steuermehreinnahmen für den
Zeitraum von 2015 bis 2020 einfach um 2 Milliar-
den € hoch. Das ist eine unglaubliche Zahl, die die
Ministerin selbst nicht fassen kann. Das ist aber so.

Die geplante Methodenänderung bei der Berech-
nung des Trendsteuerpfades ab 2018, die vollzoge-
ne Heraufsetzung der Wachstumsrate von 2,6 % auf
2,9 %, die veränderte Berücksichtigung der Ausga-
ben für den kommunalen Finanzausgleich, all diese
Rechentricks dienen doch einzig und allein dazu,
die Vorgaben der Schuldenbremse zu umgehen und
Spielraum für zusätzliche strukturelle Ausgaben
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zu schaffen, wie es die Ministerin vorhin freimütig
eingeräumt hat, um damit die Ausgabenwünsche
von SPD, Grünen und SSW zu bedienen. Das ist
doch die Motivation, die hinter Ihren Rechentricks
steht.

(Beifall CDU)

Mit einer nachhaltigen und generationengerechten
Haushaltskonsolidierung hat diese Vorgehensweise
nichts, aber auch gar nichts zu tun.

(Beifall CDU)

Jeder Euro an konjunkturell bedingten Steuerein-
nahmen werde für den Schuldenabbau eingesetzt,
hat die Finanzministerin ausgeführt. Bevor das aber
passiert, kommt Monika Heinold ganz schnell und
tauscht das Namensschild aus. Das ist doch reiner
Etikettenschwindel, der hier betrieben wird.

(Zuruf Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Das ist doch reiner Etikettenschwindel, wenn in
großem Stil konjunkturelle Steuereinnahmen ein-
fach zu strukturellen Steuereinnahmen umetiket-
tiert werden. Nichts anderes machen Sie doch mit
Ihrer Vorgehensweise.

Meine Damen und Herren, der Landesrechnungs-
hof hat in der vergangenen Woche klar und deut-
lich festgestellt, dass die bisherige Berechnungsme-
thode die Symmetrieanforderungen der Landesver-
fassung eindeutig erfüllt. Konjunkturell bedingte
Steuermehreinnahmen gleichen sich über den Kon-
junkturzyklus hinweg mit konjunkturell bedingten
Steuermindereinnahmen vollständig aus.

Wenn man die Methode aus dem Jahr 2010 auf das
heutige Datum fortschreibt, dann stellt man fest,
dass die 20-jährige Wachstumsrate trotz Rekord-
steuereinnahmen nicht gestiegen ist. Im Gegenteil,
sie ist von 2,6 % auf 2,4 % gesunken. Es besteht al-
so doch überhaupt kein Anlass, an der bisherigen
Berechnungsmethode irgendetwas zu ändern. Mit
Ihren Begründungsversuchen für Ihre Rechentricks
entlarven Sie sich doch im Grunde selbst.

(Beifall CDU)

Vor zwei Wochen hieß es noch, man dürfe nicht
nur in den Rückspiegel schauen, sondern man müs-
se auch nach vorn blicken.

Jetzt wollen Sie nicht nur 20 Jahre rückwärts rech-
nen, sondern sogar 25 Jahre. Das ist nicht nur will-
kürlich, sondern auch sachlich falsch. Denn der
symmetrische Ausgleich über den Konjunkturzy-

klus hat sich in 20 Jahren und nicht in 25 Jahren,
die Sie hier zugrunde legen wollen, abgespielt.

Und dann hieß es vor zwei Wochen - die Ministerin
hat es eben wieder ausgeführt - Sie würden jetzt per
Rechtsverordnung die Auflagen des Gesetzes er-
füllen. Denn das hätten CDU und FDP in ihrer Re-
gierungszeit ja versäumt. Heute haben wir gehört,
dass es keine Rechtsverordnung gibt, sondern erst
im Jahr 2018, und bis dahin sollen die Ergebnisse
Ihrer Rechentricks, Herr Kollege Andresen - -

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Meine Rechentricks?)

- Na gut, die der Ministerin, das will ich Ihnen zu-
gute halten. Es sind die Rechentricks der Ministe-
rin.

Dann sollen die Ergebnisse dieser Rechentricks als
Zahl in das Gesetz direkt hineingeschrieben wer-
den. Sie manipulieren hier an der Schuldenbremse
herum. Das ist das Ergebnis Ihrer Politik, wie es die
Ministerin hier heute vorgestellt hat.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Matthiessen?

Tobias Koch [CDU]:

Zu diesem Zeitpunkt gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Koch, ist Ihnen be-
kannt, dass die Fehlerquote mit der Ausdeh-
nung einer Zahlenreihe über stochastische
Ereignisse bei Konjunkturschwankungen mit
der Ausdehnung der Jahre sinkt? Das ge-
wählte Modell der Ministerin ermöglicht eine
höhere Genauigkeit hinsichtlich der Abwei-
chungen der konjunkturellen Ereignisse.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Dann müssen wir
100 Jahre nehmen!)

Tobias Koch [CDU]:

Das schauen wir uns einmal kurz an, Herr Kollege
Matthiessen. Wir haben konjunkturelle Schwankun-
gen, wir haben ein Auf und ein Ab. Wenn ich jetzt
einen Zeitraum nehme, in den sowohl ein Auf- als
auch ein Abschwung hineinfällt, komme ich zu ei-
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nem guten Durchschnittsergebnis. Wenn ich aber
einen längeren Zeitraum nehme, in dem zwei Auf-
schwünge und nur ein Abschwung liegen, muss ich
Sie fragen, ob Sie das für einen fairen Durch-
schnittswert halten würden. Ich denke nicht, ich fin-
de diese Berechnungsweise falsch.

(Beifall CDU, FDP und Abgeordneter
Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Gestatten Sie eine Zusatzfrage des Abgeordneten
Matthiessen?

Tobias Koch [CDU]:

Wenn die Antwort noch nicht befriedigend war,
dann gern, Herr Kollege.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Es ist nur eine Bemerkung, dass
Ihre Ausführungen meine Gedanken nicht
widerlegt haben. Es ist tatsächlich so, wenn
ich den Betrachtungszeitraum verlängere und
mich in demselben Wirtschaftssystem befin-
de, führt das grundsätzlich zu einem genaue-
ren Ergebnis hinsichtlich der konjunkturellen
Stochastik. 100 Jahre wären jetzt nicht geeig-
net, da wir uns dann im Kaiserreich befän-
den, Herr Garg, aber 25 Jahre ist ein Zeit-
raum, der selbstverständlich geeignet ist, da
wir damals ein ähnliches wirtschaftliches
System hatten.

- Ein Angebot zur Güte, Herr Kollege Matthiessen,
je länger ich den Betrachtungszeitraum wähle, um-
so genauer wird das Ergebnis. Ich muss jedoch dar-
auf achten, dass ich die Konjunkturzyklen richtig
abgrenze und nicht willkürlich zwei Hochs einrech-
ne, wenn in den gleichen Zeitraum nur ein konjunk-
tureller Abschwung fällt.

(Wortmeldung Detlef Matthiessen (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

- Lassen Sie mich das kurz als Antwort noch einmal
ausführen. Sie hatten mich gefragt, ich antworte Ih-
nen. Sie haben an den Berechnungen des Landes-
rechnungshofs sehen können, dass über den 20-Jah-
res-Zyklus die Symmetrie genau eingehalten ist.
Das bedeutet, dass sich konjunkturelle Mehreinnah-
men und konjunkturelle Mindereinnahmen genau
ausgleichen. Das ist bei dem 25-Jahres-Zeitraum
nicht der Fall, sodass er nicht zu einem präziseren
Ergebnis führt. Dies ist eine willkürlich gewählte
Abgrenzung, denn die Länge macht es anscheinend
auch nicht aus.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Koch, erlauben Sie eine weitere
Zwischenbemerkung?

Tobias Koch [CDU]:

Ich denke, das haben wir hier ausdiskutiert, es ist
alles ausreichend beantwortet.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Meine Frage wäre auch nur sehr
kurz!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Mikrofon ist abgeschaltet. Sie können spre-
chen, Herr Kollege Koch.

Tobias Koch [CDU]:

Ich sage noch einmal, Frau Ministerin: Wer so an
der Schuldenbremse herummanipuliert wie Sie, und
es auch noch offen einräumt, der zerstört den par-
teiübergreifenden Konsens in dieser wichtigen Fra-
ge, den wir bisher in diesem Haus immer gehabt
haben.

(Beifall CDU und FDP)

Es ist noch gar nicht so lange her, wir müssen nur
ein paar Jahre zurückgehen, da hat die SPD die
Schuldenbremse noch als unverantwortliche Zu-
kunftsbremse tituliert. Auch Monika Heinold hat
oft genug in Abrede gestellt, dass Schleswig-Hol-
stein die Vorgaben der Schuldenbremse aus eigener
Kraft einhalten könnte. Ihre jetzigen Rechentricks
sind doch die logische Konsequenz dieser Geistes-
haltung, die heute hier zutage tritt. Was Sie hier be-
treiben, ist eine reine Schönwetterpolitik, die den
Menschen in guten Zeiten die Einhaltung der
Schuldenbremse vorgaukelt.

Was passiert denn, liebe Kolleginnen und Kollegen,
wenn der nächste Konjunkturabschwung kommt
und die von Ihnen künstlich hochgerechneten struk-
turellen Steuereinnahmen nicht mehr erreicht wer-
den, Frau Ministerin?

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Dann wird es pro-
blematisch!)

Dann werden Sie doch die Ersten sein, die argu-
mentieren werden, das es sich bei der Unterschrei-
tung der von Ihnen gewählten Phantasiewerte um
konjunkturell bedingte Steuermindereinnahmen
handeln würde. Und diese könnten dann ja auch
nach den Regeln der Schuldenbremse durch neue
Kredite ausgeglichen werden. Dann, liebe Kollegin-
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nen und Kollegen, sind wir wieder genau dort, wo
wir zu rot-grünen Regierungszeiten vor Einführung
der Schuldenbremse schon einmal gewesen sind: In
guten Zeiten wird das Geld mit vollen Händen aus-
gegeben, so wie wir es im Augenblick auch erle-
ben, und in schlechten Zeiten werden neue Schul-
den gemacht.

Damals war der Haushaltstrick die wiederholte
Rechtfertigung durch Feststellung einer Störung des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. Zukünftig
ist es dann der Ausgleich konjunkturell bedingter
Mindereinnahmen, die Sie selbst aber erst mit Ihren
Rechentricks herbeigeführt haben. Deshalb, meine
Damen und Herren, Frau Ministerin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von SPD, Grünen und SSW,
manipulieren Sie nicht an der Schuldenbremse her-
um, zerstören Sie nicht den parteiübergreifenden
Konsens, den wir bisher in diesem Hause gehabt
haben.

Stimmen Sie unserem Antrag zu. Lassen Sie uns
die bisherige Berechnungsmethode so in die
Rechtsverordnung hineinschreiben. Sie hat sich be-
währt. Der gute Abschluss des Jahres 2013 geht ge-
nau auf diese Berechnungsmethode zurück. Wir ha-
ben im Jahr 2013 Schulden getilgt. Das hätten wir
nicht getan, wenn wir es so gerechnet hätten, wie
Sie es vorschlagen. Deshalb bitten wir Sie, stimmen
Sie dem Antrag der CDU-Fraktion zu. - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Lars
Winter das Wort.

Lars Winter [SPD]:

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen!
Vielen Dank für den Bericht, Frau Ministerin. Wir
hielten es für sinnvoll, dass Sie den Bericht zu der
Trendsteuer hier noch einmal darlegen, weil wir
über die neuen Mechanismen des Trendsteuersat-
zes hier nur in einem kleinen Kreis gesprochen ha-
ben. Somit wurde das nun dem gesamten Parlament
zur Kenntnis gegeben. Auf Ihre Punkte gehe ich
nachher noch ein, ich möchte zunächst meine Rede
halten.

Kurz vor Ende der letzten Legislaturperiode haben
CDU und FDP noch schnell ihre Vorstellungen zur
Haushaltspolitik in Beton gegossen. Mit dem Ge-
setz zur Ausführung von Artikel 53 der Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein verabschie-

deten sie eine Reihe von Festlegungen, wie die
Schuldenbremse genauer eingehalten werden muss.
Dazu zählte auch die Methode zur Berechnung des
Trendsteuerpfads.

,,CDU verheddert sich in Schuldenbremsendebat-
ten“ stellten meine Vorgängerin als finanzpolitische
Sprecherin, Birgit Herdejürgen, sowie die heutige
Finanzministerin Monika Heinold und der Vorsit-
zende des SSW im Landtag, Lars Harms, fest. Herr
Koch, Sie konstatierten in der damaligen Debatte:

,,SPD, Grüne und SSW denken die Haus-
haltskonsolidierung vom falschen Ende her.“

Das haben Sie heute auch wiederholt. Weiter führ-
ten Sie aus:

,,Ob es am Ende wirklich gelingt, spätestens
2020 einen Landeshaushalt ohne neue Schul-
den zu verabschieden, ist keine Frage von
einzelnen Paragrafen im Ausführungsge-
setz.“

- Hört, hört.

„Es ist auch keine Frage von noch so wohl-
klingenden Formulierungen in Anträgen und
Resolutionen. Es ist am Ende einzig und al-
lein die Frage, ob man dieses Ziel wirklich
erreichen will und ob man sich dieser Ver-
antwortung stellt.“

- Herr Kollege, ich denke, Sie lagen damals falsch,
und Sie tun es auch noch heute.

(Tobias Koch [CDU]: Ach!)

Wir haben sehr offensichtlich unterschiedliche Vor-
stellungen. Und wir denken die Haushaltskonsoli-
dierung nicht vom falschen Ende her, sondern von
einem anderen Ende.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Für uns ist der Haushalt das Mittel zum politischen
Zweck. Er ist nicht der Zweck selbst, dem sich alles
unterzuordnen hat.

Wir meinen, Haushaltskonsolidierung muss man
gestalten. Dazu gehört zuallererst die Feststellung,
welche Schwerpunkte wir setzen. Unsere Schwer-
punkte sind Bildung, soziale Gerechtigkeit und
Nachhaltigkeit.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Haben Sie keine Sorge: Wir wissen, dass wir wenig
Geld haben. Deshalb kann es nicht darum gehen,
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auf einmal beschlossenen Festlegungen zu behar-
ren, auch wenn sie nicht mehr taugen.

Das Trendsteuerverfahren ist ein Eckpfeiler für
die Haushaltskonsolidierung.

Es ist die Grundlage dafür, dass wir identifizieren
können, welche Mehreinnahmen konjunkturell be-
dingt sind. Diese Mittel werden nämlich nicht aus-
gegeben, sondern zur Haushaltskonsolidierung
herangezogen. Das funktioniert sehr gut. Damit wir
weiterhin so erfolgreich sein können, müssen wir
diesen Spielraum für unsere Ausgaben so gut wie
möglich festlegen.

Ich bin 51 Jahre alt.

(Olaf Schulze [SPD]: So alt siehst Du noch
gar nicht aus!)

Das ist kein Geheimnis. Das kann man im Hand-
buch nachlesen. Mein ganzes Leben lang war
Schleswig-Holstein abgeschlagen in den Miesen,
quer durch alle politischen Verantwortlichkeiten -
bis auf 2013.

(Zuruf - Heiterkeit)

- Das habe ich jetzt leider nicht verstanden. - Bei
dem guten Ergebnis, das wir im vergangenen Jahr
erreicht haben, verkennen wir nicht, dass die gute
Konjunktur und die niedrigen Zinsen mitgeholfen
haben, mehr Geld einzunehmen und weniger Geld
auszugeben als geplant. Wie viel dieser Aspekt aus-
gemacht hat, muss berechnet werden. Diese Rech-
nung muss stimmen.

Die Ministerin Heinold hat darlegt, dass es eine lan-
ge Testphase für ein neues Trendsteuertestver-
fahren geben wird. Wir werden bis in die nächste
Legislaturperiode hinein Gelegenheit haben, das
neue Verfahren auf Herz und Nieren zu prüfen. Wir
wollen darüber hinaus dort nachsteuern, wo die ak-
tuelle Berechnungsmethode offensichtlich nicht
richtig funktioniert.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, bei der
Aufnahme der Schuldenbremse in die Verfassung
gab es hier im Landtag eine große Übereinstim-
mung. Tatsächlich gibt es für die Umsetzung unse-
rer selbstgegebenen Verfassung ebenso wie der
Schuldenbremse im Grundgesetz aber unterschied-
liche Wege. Die Bürgerinnen und Bürger in Schles-
wig-Holstein haben entschieden, dass nicht mehr
Sie auf der rechten Seite des Hauses die Regierung
stellen. Daher sind es nun SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der SSW, die diese Aufgabe umset-
zen. Wir tun es auf unsere Weise.

Wir laden Sie herzlich dazu ein, konstruktiv mitzu-
arbeiten. Was den Abbau des strukturellen Defizits
bis 2020 angeht, so sind wir, meine ich, bislang auf
einem guten Wege. Unsere Zahlen zeigen das. Da-
her ist noch überhaupt nicht zu kritisieren, ob wir
das erreichen werden.

Noch einige Worte zur generationengerechten
Konsolidierung, wie Sie es bezeichnet haben. Man
kann darüber streiten, was denn generationenge-
recht ist. Ist es generationengerecht, alles plattzu-
machen, um das strukturelle Defizit in zwei oder
drei Jahren abzubauen, und dann wieder viel Geld
in die Hand zu nehmen, um eventuell Strukturen
wieder aufzubauen? Oder ist es generationenge-
recht, es so zu machen, wie wir es vorhaben, es
nämlich maßvoll anzugehen und Strukturen zu er-
halten, auch wenn wir sie vielleicht etwas abflachen
müssen? Ich denke, das Letztere ist der bessere
Weg. Diesen Unterschied habe ich in meiner Rede
darzulegen versucht. - Ich danke für die Aufmerk-
samkeit und freue mich auf die Debatte im Aus-
schuss. Danke.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
der Herr Abgeordnete Rasmus Andresen das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Drei Vorbemerkungen: Es ist schon
interessant, Herr Koch, welchen Popanz Sie hier
aufbauen. Das einzige, was zum Günther-Niveau
noch gefehlt hätte, wäre eine Rücktrittsforderung an
die Ministerin gewesen.

Zweite Vorbemerkung: Sie werfen uns beziehungs-
weise der Ministerin Buchungstricks vor. Dieses
Wort haben Sie in den Mund genommen. Werfen
Sie eigentlich auch dem Institut für Weltwirtschaft
und der Christian-Albrechts-Universität Buchungs-
tricks oder Ahnungslosigkeit vor, die eine viel radi-
kalere Variante vorgeschlagen haben, wie Sie sehr
genau wissen, weil Sie bei der Vorstellung anwe-
send waren? - Nein, da schütteln Sie mit dem Kopf.
Aber damit hängt Ihr Vorwurf nicht zusammen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Dritte Vorbemerkung: Schauen Sie sich an, mit
welchen Konjunkturannahmen Ihr Bundesfinanz-
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minister Wolfgang Schäuble arbeitet. Der Bund und
Wolfgang Schäuble als Bundesfinanzminister ge-
hen davon aus, dass wir jetzt noch in einer Phase
schlechter Konjunktur sind. Von einer solchen An-
nahme gehen wir hier im Land nicht aus.

(Tobias Koch [CDU]: Das sollten Sie aber!)

Das heißt, wenn Sie uns vorwerfen, dass wir bei
den Konjunkturprognosen zu optimistisch seien,
dann müssten Sie eigentlich scharf geißeln, was Ihr
Parteikollege in Berlin verzapft.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ich kann es leider der Besuchertribüne nicht erspa-
ren, jetzt noch etwas Technisches zur Trendsteuer
auszuführen. Die Trendsteuer wird ab 2020 ein
wesentlicher Maßstab zur Festlegung der politi-
schen Gestaltungsspielräume sein. Sie stellt dar,
wie sich die Einnahmen des Landes jenseits kon-
junktureller Schwankungen entwickeln und mit
welchen Budgets geplant werden kann, sodass im
Mittel keine neuen Schulden aufgenommen werden
müssen. Das heißt, dass zukünftige Ausgaben an
den Trendsteuerpfad gekoppelt sind.

Die Konjunkturkomponenten - auch das haben
Kollegen vor mir bereits gesagt -, die die Mehr-
oder Mindereinnahmen widerspiegeln, die durch
die aktuelle Wirtschaftslage entstehen, müssen sich
über die Zeit ausgleichen. Alles das wird in § 6 des
Ausführungsgesetzes zur Schuldenbremse geregelt.
Das ist der Paragraf zum sogenannten Konjunktur-
bereinigungsverfahren.

Kreditaufnahmen sind weiterhin zulässig, um in
schlechten Jahren konjunkturelle Schwankungen
auszugleichen. In guten Jahren müssen diese Kredi-
te in gleicher Höhe abgetragen werden. Das be-
schreibt die Symmetrie, auf die wir uns damals im
Ausführungsgesetz zur Schuldenbremse verständigt
haben. Dieser Ausgleich von Überschüssen und
Defiziten findet unabhängig von der Tilgung der
Altschulden statt, die parallel mit dem Erreichen
der schwarzen Null einsetzt.

Nun geht es darum, das langfristige Steuereinnah-
meniveau politisch so objektiv wie möglich zu er-
mitteln, ohne dass ständige Korrekturen nötig sind.
Das Ausführungsgesetz zur Schuldenbremse ver-
pflichtet uns dazu. Natürlich muss der Kurs immer
dann, wenn neue Ist-Zahlen vorliegen, neu berech-
net werden. Auch das steht übrigens im Gutachten.

Das Verfahren selber muss so zuverlässig sein, dass
es nicht je nach politischer Couleur abgeändert
wird. Das heißt, dass verschwenderische Regierun-

gen durch pauschale Erhöhungen mit übertrieben
optimistischen Einschätzungen den Ausgaberahmen
nicht einfach ausdehnen können, aber andererseits
auch extrem konservative Korrekturen nach unten
den politischen Gestaltungsspielraum nicht zu sehr
einschränken.

Für jedes Problem gibt es eine Lösung, die kurz,
einfach - und falsch ist. Damit bin ich auch schon
beim CDU-Antrag. Die CDU drängt darauf, den
bisherigen Kurs beizubehalten, also die ausschließ-
liche Berücksichtigung der Wachstumsraten der
vergangenen Jahre. Auch der Landesrechnungshof
springt leider komplett mit auf diesen Zug auf. Das
bedauern wir sehr. Er äußert sich allerdings etwas
widersprüchlicher, als Sie es hier getan haben, Herr
Koch. Sie schlagen nämlich vor, Szenarien mit ver-
schiedenen Wachstumsraten darzustellen, kritisie-
ren dann aber, dass von 2011 bis 2017 nicht immer
stur die feste Zunahme von 2,6 % angewendet wird.
Bei der Rückbetrachtung seit 1990 sei kein Anpas-
sungsbedarf aus Symmetriegründen gegeben. Die
Symmetrie kann jedoch auch zufällig sein und
hängt vom Betrachtungszeitraum ab. Das war eben-
falls gerade schon Gegenstand der Debatte.

Das Finanzministerium schlägt nun vor, die durch-
schnittliche Steigerungsrate seit 1988 von 2,87 %
fortzuführen und eine neue Methode parallel bis
2018 im Testlauf nebenherzuführen. Es ist eine Ab-
wägung zwischen konservativer Finanzplanung und
finanzwissenschaftlichen Empfehlungen.

Die vom Finanzministerium beauftragten Gutach-
ten kommen nämlich zu dem Schluss, dass eine zu-
verlässigere Prognose möglich ist, wenn nicht nur
Daten der Vergangenheit, sondern auch die Er-
kenntnisse der Steuerschätzungen in die Berech-
nung des Trendsteuerpfads einfließen. Auch die
Symmetrieeigenschaften würden durch einen Me-
thodenwechsel verbessert werden, so die Gutach-
ten.

Eine überstürzte Einführung eines neuen Verfah-
rens will niemand. Aber ich sage für die grüne
Fraktion, dass wir diesen Testlauf sehr vernünftig
finden und ihn für den richtigen Weg halten. Wir
können aber auch damit leben, in Zukunft noch et-
was mehr auf die Finanzwissenschaftler zu hören
und den Empfehlungen des Gutachtens zu folgen.

Es scheint zunächst gar nicht falsch, wenn die CDU
eine höhere Trendstabilität erreichen möchte, um
Planungssicherheit zu garantieren. Das klingt ja
gut. Konservative Fiskalpolitik klingt meistens erst
einmal gut.

(Tobias Koch [CDU]: Das finden wir auch!)
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Das ist auch ihr Vorteil in der Argumentationskette:
Sie soll uns nämlich in Sicherheit wiegen. Sie irrt
aber leider in der Sache sehr oft und nimmt zu-
kunftsfeindliche Schäden in Kauf.

Deshalb ist es gut, dass die Finanzministerin eine
Methode gewählt hat, die auch bei der Trendsteuer
neue Wege geht, ohne sich gleichzeitig in ein wag-
halsiges Abenteuer zu stürzen und alles über Bord
zu werfen.

Unsere Pflicht ist es - das ist meine feste Überzeu-
gung -, auch erweiterte Informationen aus der Fi-
nanzwissenschaft einfließen zu lassen und nicht
einfach nur dort stehenzubleiben, wo man schon
immer stand und wo die Argumentation vielleicht
am besten klingen mag. Wir meinen, dass die De-
batte zur Trendsteuer heute nicht zum Abschluss
gebracht wird.

Ich habe gehört, es gab einen Antrag auf Aus-
schussüberweisung. Wir wären in der Lage gewe-
sen, uns für unseren Antrag zu entscheiden und Ih-
ren Antrag abzulehnen. Falls es aber den Wunsch
gibt, das Ganze im Ausschuss noch in den Details
zu diskutieren, wie der Kollege Winter es beantragt
hat, dann ist das aus Sicht der Grünen auch völlig in
Ordnung. Allerdings werden wir die massiven Un-
terschiede in der Bewertung auch durch eine Aus-
schussberatung nicht aufheben.

Wir stehen vor der Frage, ob wir zur Kenntnis neh-
men, dass uns von der Finanzwissenschaft andere
Dinge und eine Weiterentwicklung empfohlen wer-
den, und ob wir dem nachkommen wollen oder
nicht. Dazu sind Sie anscheinend nicht bereit und
versuchen daher, einen Popanz aufzubauen, der
durch nichts gerechtfertigt ist. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat der Herr Abgeordnete
Dr. Heiner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!
Zunächst bedanke ich mich bei allen drei Vorred-
nern, weil ich nun nichts mehr zum trockenen Ver-
fahren der Trendsteuer sagen muss. Ich glaube, man
kann Ihnen ersparen, dass nun auch noch der Vierte
erzählt, worum es dabei geht.

Zweitens möchte ich mich ausdrücklich bei der
Frau Finanzministerin bedanken. Ich fand, sie hat

dieses Thema sehr launig dargestellt. Wir werden
noch darauf zu sprechen kommen, warum sie - ver-
mutlich jedenfalls - bis 2017 das vorhat, was sie
hier dargestellt hat.

Drittens möchte ich dem Kollegen Andresen ein
Kompliment machen. Ich finde es klasse, dass Sie
nun auch Finanzwissenschaftler hören oder zumin-
dest deren Rat in Ihre Überlegungen einbeziehen
wollen. Es gibt durchaus Kollegen, die von Wirt-
schaftswissenschaftlern - zu denen gehören Finan-
zwissenschaftler nun mal - eine weniger hohe Mei-
nung haben als Sie, wenn ich den Kollegen Stegner
so ansehe. Ich denke an die richtigen Finanzwissen-
schaftler und an den richtigen Stegner.

(Heiterkeit)

Ich erinnere mich an Aussagen von Herrn Dr. Steg-
ner, zum Beispiel an Aussagen darüber, was er von
der Prognosefähigkeit von Wirtschaftswissen-
schaftlern hält. Insofern also sollte man selbstver-
ständlich dann und wann auch einmal auf Wirt-
schaftswissenschaftler hören.

Frau Heinold, auch wenn ich nichts zur Methodik
der Trendsteuer sagen muss und sagen will, möchte
ich doch anmerken: Ich fand es schon sehr interes-
sant, dass Sie insbesondere in Richtung Opposition
gesagt haben, konsolidieren nicht nur auf dem Pa-
pier. Ich glaube, Sie müssen gerade dieser Oppositi-
on nicht erklären, dass Konsolidieren nicht nur auf
dem Papier geht. Ich glaube, wir haben bei aller
Kritik sehr deutlich gezeigt, wie Konsolidieren
geht. Das ist Punkt eins.

Punkt zwei. Im unmittelbaren Anschluss daran
möchte ich sagen: Wenn Sie der heutigen Oppositi-
on den Rat mit auf den Weg geben wollen, sich
nicht in jede Demonstration vor dem Landeshaus
einzureihen, dann kommt mir die Frage in den
Sinn: Galt das eigentlich auch zu Ihren Oppositi-
onszeiten?

(Beifall FDP)

Ich kann mich noch an ganz andere Begegnungen
erinnern.

Ich würde es nicht ganz so hart bewerten wie der
Kollege Koch, aber ich finde es völlig in Ordnung,
dass Sie ein neues Verfahren zur Ermittlung der
Trendsteuer - Sie haben es, glaube ich, Trocken-
übung genannt - einführen wollen. Das finde ich
absolut in Ordnung. Dann lassen Sie das Verfahren
nebenher laufen, und dann schauen wir als Mitglie-
der des Finanzausschusses, was dabei im Zweifel
herauskommt.
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(Ein Mobiltelefon klingelt)

- Ja, schöne Grüße, grüßen Sie herzlich!

(Heiterkeit)

Ernsthaft könnte man im Ausschuss aber durchaus
über folgende Fragestellung reden: Wenn Sie vor-
haben, erst in einer neuen Legislaturperiode kom-
plett zu einem neuen Verfahren zu kommen, warum
wollen Sie dann vom 2,6-prozentigen Verfahren ab-
weichen?

(Beifall FDP)

Frau Heinold, der Punkt ist doch: Sie haben den
Betrachtungszeitraum von 20 Jahren kurzerhand
um fünf Jahre erweitert, und damit erhöhen Sie die
durchschnittliche Wachstumsrate auf 2,87 %. Be-
trachtet man allerdings den Zeitraum ab 2013 und
rechnet man die letzten 20 Jahre zurück, dann ha-
ben wir - Sie wissen das - eine Wachstumsrate von
durchschnittlich 2,4 %. Da klafft dann ein Gap von
0,4 Prozentpunkten, und dann liegt man mit 2,6 %
ziemlich genau in der Mitte. Warum Sie davon ab-
weichen, kann man natürlich dadurch erklären - der
Kollege Koch hat es ja bereits wunderbar vorge-
rechnet -, dass Sie sich Luft in Höhe von 20 Millio-
nen € verschaffen wollen. Ich hatte scherzhaft ge-
sagt, damit finanziere man dann in Zukunft die Plä-
ne für die Universität Flensburg. Das wäre dann ei-
ne gute Idee, wenn es sich wirklich um reales Geld
handeln würde und nicht einfach nur Haushaltspoli-
tik auf dem Papier wäre.

(Beifall FDP und CDU)

Frau Finanzministerin, das haben Sie mitbekom-
men. Ich beziehe mich dabei auch auf eine Presse-
mitteilung des Kollegen Andresen, der zu Recht be-
klagt hat, das Land würde von seiner Substanz le-
ben. Nein, lieber Kollege Andresen, es ist noch
schlimmer. Wir sind inzwischen dabei, diese Sub-
stanz zu verzehren.

Das ist der eigentliche Vorwurf, den Ihnen meine
Fraktion bei der Haushaltskonsolidierung macht.
Der eigentliche Vorwurf lautet tatsächlich, dass das
von Ihnen immer wieder verbal vorgetragene Kon-
solidieren und Investieren in Wahrheit bei der Inve-
stitionsquote nicht funktioniert. Ich will mich heu-
te gar nicht auf eine feste Quote festlegen; denn
darüber müsste man noch einmal gesondert nach-
denken.

Aber es ist doch unbestritten - und hier nehme ich
den Begriff der generationengerechten Finanzpo-
litik in den Mund -: Es macht aus meiner Sicht kei-
nen Sinn, künftigen Generationen einen auf dem

Papier ausgeglichenen Haushalt bei einer zugleich
komplett verrotteten öffentlichen Infrastruktur, und
zwar nicht nur Verkehrsinfrastruktur, sondern auch
Bildungsinfrastruktur und Kommunikationsinfra-
struktur, zu hinterlassen.

Darüber sollten wir dann im Zusammenhang mit
dem Trendsteuerverfahren im Ausschuss sehr
wohl noch einmal ernsthaft miteinander diskutie-
ren, um herauszufinden, wie man es gemeinsam
fertigbringt, Investitionen in die Infrastruktur dieses
Landes wieder zu erhöhen. Nur das wäre eine gene-
rationengerechte Politik, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, und nicht das, was der Kollege
Winter hier gerade vorgestellt hat. - Vielen Dank.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Piratenfraktion hat nun der Fraktionsvorsit-
zende Torge Schmidt das Wort.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Das jährliche Ritual der Haushaltsberatung hat sich
mit der Bekanntgabe der Eckwerte für den Zeit-
raum 2014 bis 2024 wieder einmal - wie sollte es
auch anders sein? - erste Bahnen gebrochen. Die
Regierung und insbesondere die Finanzministerin
erstrahlen in hellem Licht, rühmen sich ihrer guten
Arbeit und ihrer guten konjunkturellen Aussichten,
während die Opposition mit dem Säbelrasseln be-
ginnt.

Die CDU setzt dabei ganz im Sinne ihrer konserva-
tiven Grundhaltung mal wieder auf Altbewährtes
und sperrt sich bei der Berechnung des Trend-
steuerpfades gänzlich neuen Ideen. Sie zeigt sich
vergangenheitsorientiert und agiert leider mal wie-
der ganz getreu dem Motto „Das haben wir schon
immer so gemacht“.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

An dieser Stelle würden wir uns vonseiten der CDU
mehr Courage wünschen, mehr Gestaltungswillen
und mehr Mut, auch einmal über neue Wege nach-
zudenken.

Die Regierung hat mit der Anforderung der bereits
erwähnten Gutachten beim Institut für Weltwirt-
schaft und bei der Christian-Albrechts-Universität
nicht nur Veränderungsbereitschaft, sondern auch
Willen dazu gezeigt. Noch vor kurzer Zeit schien
die Regierung ziemlich entschlossen, es nicht nur
beim Gutachten zu belassen, sondern eines der vor-
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geschlagenen Verfahren sofort per Verordnung, wie
es das Ausführungsgesetz schon für das letzte Jahr
verlangt hatte, festzulegen.

Von diesem vermeintlichen Schnellschuss sind Sie,
Frau Heinold, inzwischen erfreulicherweise abge-
wichen.

(Beifall PIRATEN)

Sie möchten jetzt den Empfehlungen des IWF und
des Landesrechnungshofs folgen und das in Rede
stehende Verfahren anhand der Ergebnisse in den
kommenden Jahren erst einmal testen und wissen-
schaftlich begleiten. Wir begrüßen dieses Vorgehen
außerordentlich.

Eine abschließende Bewertung des neuen Verfah-
rens ist in Anbetracht der großen Schwankungen
des untersuchten Zeitraums kaum möglich. Es wäre
fahrlässig, dieses nicht erprobte Verfahren bereits
jetzt in geltendes Recht umzusetzen,

(Beifall Wolfgang Dudda [PIRATEN])

zumal aktuell auch keine Not besteht, das derzeitige
Verfahren zu ändern; denn es hat sich in den 20
Jahren bewährt.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Das in Artikel 53 der Landesverfassung geforderte
Symmetriekriterium hinsichtlich der konjunktu-
rellen Entwicklung ist erfüllt; da hat die CDU
schon recht. Die mit der bisherigen Methode ermit-
telten Konjunkturkomponenten gleichen sich über
den Konjunkturzyklus von 1990 bis 2009 vollstän-
dig aus.

Auch die überplanmäßigen positiven Konjunktur-
komponenten der vergangenen Jahre sind kein hin-
reichender Grund, das Verfahren jetzt sofort zu än-
dern.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Anders als die CDU sind wir aber auch offen für
Neues und geben alternativen Berechnungsme-
thoden gern eine Chance, zumal der Mehraufwand
an dieser Stelle auch kaum spürbar ins Gewicht fal-
len würde.

(Beifall Wolfgang Dudda [PIRATEN])

Lieber als eine Abstimmung in der Sache wäre uns
allerdings eine Ausschussüberweisung, da wir hin-
sichtlich der Festlegung des Trendsteuerpfades
durchaus noch offene Fragen sehen. Nicht zuletzt
stellen wir uns die Frage, ob der durch die Landes-
regierung Kraft der Kompetenz aus § 6 Abs. 6
Satz 1 des Ausführungsgesetzes festgesetzte Trend-

steuerwert nicht das Haushaltsrecht des Parla-
ments einschränkt; denn aufgrund von Artikel 53 in
Verbindung mit dem Ausführungsgesetz zu Arti-
kel 53 erlangt die Landesregierung eine Möglich-
keit, auf den Umfang des Haushalts Einfluss zu
nehmen. Damit könnte in das Haushaltsrecht des
Parlaments eingegriffen werden. Der Eingriff er-
folgt an dieser Stelle aber nur, weil das Parlament
dies durch Gesetz zugelassen hat. Das Bundesver-
fassungsgericht hat jedoch bereits in mehreren Ent-
scheidungen dargelegt, dass sich auch das Parla-
ment nicht ohne Weiteres seiner Kernrechte entle-
digen kann. Diese Frage ist ebenso wie viele andere
noch zu klären. Aber, wie gesagt, das würden wir
dann gern noch im Ausschuss klären.

Schließen möchte ich mit einem Zitat von Ihnen,
Frau Heinold, aus dem letzten Jahr, auch wenn es
ein bisschen länger ist:

„Die Steuereinnahmen wachsen nicht in den
Himmel. Umso richtiger ist es, dass sich die
Landesregierung nicht auf konjunkturbeding-
te Steuereinnahmen verlässt, sondern eine
langfristig ausgerichtete Konsolidierungspo-
litik betreibt. Wir senken das strukturelle
Haushaltsdefizit jedes Jahr um 10 %, egal ob
die Steuern sprudeln oder plätschern. Des-
halb führen veränderte Steuerschätzungen bei
uns weder zur Verschärfung des Sparkurses,
noch zum Aufweichen der Zielvorgaben. Wir
bleiben im vorgesehenen Konsolidierungs-
takt und setzen auf Verlässlichkeit statt Ak-
tionismus.“

Frau Heinold, in diesem Sinn: Abgerechnet wird
zum Schluss. Zum einen werden wir sehen, wie
sich das neue Verfahren in der Praxis bewährt, und
zum anderen ist für uns nur das entscheidend, was
im Haushalt steht. Frau Ministerin, daran werden
wir Sie messen. Wir hoffen, Sie halten am bislang
bestehenden Konsolidierungskurs fest. Wir dan-
ken Ihnen.

(Beifall PIRATEN und Birgit Herdejürgen
[SPD])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW erteile ich Herrn
Abgeordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Konjunkturbereinigungsverfahren oder
Trendsteuerpfad, wie man es auch dreht, es bleib
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komplex. Deshalb ist dieser Pfad jedoch nicht we-
niger wichtig. Um den Haushalt vernünftig zu pla-
nen, brauchen wir einen Pfad, nach dem wir uns
richten können und das natürlich auch längerfristig.
Dieser Pfad soll von konjunkturellen Schwan-
kungen noch unabhängiger sein und nicht gänzlich
auf ihnen beruhen, wie es vielleicht von der einen
oder anderen Seite dargestellt wird. Das Land
braucht ein weiterentwickeltes Berechnungsmodell,
denn die realen Einnahmen sind zu stark abwei-
chend. Deswegen wollen wir bei der Berechnung
einen größeren, in die Zukunft gerichteten Zeitraum
mit berücksichtigen.

Die Aufstellung des Modells beruht auf dem Ergeb-
nis von gleich zwei Gutachten, die jeweils unab-
hängig voneinander von der Universität Kiel und
dem Institut für Weltwirtschaft erstellt wurden.
Diese empfehlen, das aktuelle Modell noch einmal
zu überarbeiten. Mehr ist es ja auch nicht. Das Ein-
holen der Gutachten zeigt jedoch, dass sich die Zu-
ständigen nicht nur mit sich selbst beschäftigen,
sondern vielmehr auch auf Expertisen von außen
zurückgreifen. Das stärkt das Verfahren hinsicht-
lich der Weiterentwicklung von derzeitigen Berech-
nungsmodellen und macht sie zukunftsfähig.

Ab 2018 soll nach dem neuen Verfahren agiert wer-
den. Bis dahin gilt das derzeitige Modell, jedoch in
einer leicht abgewandelten Variante, die sich nach
dem zukünftigen Trendsteuerpfad richtet und auch
die Veränderungen des FAG berücksichtigt. Diese
aktuelle Entwicklung bezüglich der Kommunen
lässt sich haushaltstechnisch nicht einfach so aus-
klammern. Es soll sichergestellt werden, dass die
höheren Steuereinnahmen auf kommunaler Ebene
von den zusätzlichen Konsolidierungspflichten
des Landes getrennt werden.

Von daher müssen einige Punkte schon jetzt korri-
giert werden. Bis dahin sollen Erkenntnisse gesam-
melt werden, eine Testphase also, und spätestens
bis Ende 2017 wird sich dann zeigen, ob es richtig
war, diesen Weg einzuschlagen, oder ob an der
einen oder anderen Stelle noch reguliert werden
muss. Die Kritik, dass sich die regierungstragenden
Fraktionen oder die Landesregierung mit dieser
Maßnahme vor der Schuldenbremse drücken wol-
len, kann ich nur zurückweisen. Das ist schlichtweg
auch gar nicht möglich. Denn wie wir alle wissen,
ist diese in der Landesverfassung fest verankert.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Am Verfassungsrang führt kein Weg vorbei, und
das wollen wir auch gar nicht. Denn die Reduktion

der Schulden aus dem Landeshaushalt bildet gewis-
sermaßen die Grundlage für jegliches Handeln,
auch für Wachstum. Wachstum ist unsere Zukunft.
Um Schleswig-Holstein zukunftsfähiger zu ma-
chen, brauchen wir finanzielle
Planungssicherheit, womit wir dann wieder beim
Trendsteuerpfad wären. Wichtig ist, dass wir jetzt
dauerhafte nachvollziehbare Grundlagen bekom-
men. Die Mehreinnahmen müssen differenzierter
berechnet werden. Die Haushaltskonsolidierung
soll natürlich immer noch greifen. Wie bedeutend
diese ist, hat sich im Zuge des letzten Jahresab-
schlusses bemerkbar gemacht. Es ist schön, dass
sich in puncto Haushalt etwas getan hat und der er-
ste Haushaltsüberschuss seit einem halben Jahr-
hundert verbucht werden konnte.

Wer jetzt meint, sich zurücklehnen zu können, um
zu gucken, dass sich der Rest schon irgendwie von
alleine finden wird, der irrt. Vielmehr sollte der zu-
künftige Haushaltsüberschuss jetzt unser Ansporn
sein, beim Haushalt in Zukunft noch etwas genauer
hinzusehen. Das vorgelegte Modell zur Berechnung
des Trendsteuerpfads ist folglich ein weiterer
Schritt in Richtung des genaueren Hinsehens und
auch der Haushaltsentlastung. Er ist ein Hilfsmittel,
mehr nicht. Die Haushaltssanierung müssen und
werden wir auch weiterhin angehen. Die Zeit wird
zeigen, dass wir das können.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Wir kommen jetzt zu den Dreiminutenbeiträgen.
Zunächst erteile ich Herrn Abgeordneten Tobias
Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Lieber Kollege Dr. Tietze, auch wenn wir
das Thema während Ihrer Anwesenheit im Aus-
schuss weiter vertiefen werden, will ich doch kurz
die Gelegenheit nutzen darzustellen, weshalb die
Gutachten, auf die Sie sich so sehr berufen, und un-
ser Vorwurf eines Buchungstricks kein Wider-
spruch sind.

Die Gutachter empfehlen, den bisherigen linearen
Trendsteuerpfad, der geradlinig ansteigt, durch
einen geglätteten Kurvenverlauf zu ersetzen, der
dem zukünftigen Auf und Ab der Konjunktur folgt.
Das ist aus statistischer Sicht vollkommen korrekt.
Ein geglätteter Kurvenverlauf erfüllt auch perfekt
das Symmetriekriterium. Was passiert aber bei ei-
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nem zukünftigen Konjunkturabschwung, wenn mal
wieder eine Krise eintritt? - Der Trendsteuerpfad
geht dann auch einmal wieder nach unten. Für den
Statistikprofessor ist das kein Problem. Die Sym-
metrie ist ja eingehalten, wenn ein geglätteter
Trendsteuerpfad nach unten geht. Das ist alles wun-
derbar symmetrisch. Wir, die wir hier alle sitzen,
wissen doch, dass es politisch praktisch unmöglich
ist, in einer wirtschaftlichen Krise auf einmal struk-
turell dagegen anzusparen. Wenn der Trendsteuer-
pfad nach unten geht, können wir nicht auf einmal
Lehrer, Polizisten und Steuerbeamte entlassen.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Deswegen funktioniert die Methode während eines
Konjunkturabschwungs nicht. Das wissen Sie ganz
genau. Deswegen ist das ein Buchungstrick. Das
Ganze funktioniert nur so lange, wie wir uns kon-
junkturell nach oben bewegen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge von Herrn Abgeordneten Andresen?

Tobias Koch [CDU]:

Ja, sehr gern.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Vielen Dank, Herr Kollege. Was
spricht aus Ihrer Sicht dagegen, so zu verfah-
ren, wie die Landesregierung es vorschlägt,
nämlich dass ein Testlauf durchgeführt wird
und gleichzeitig auch noch das alte Verfah-
ren läuft? Was ist daran genau Ihre Kritik?
Das muss ja Gegenstand der Debatte sein.
Gegenstand der Debatte ist ja das, was die
Landesregierung jetzt vorhat.

- Vielen Dank, Herr Kollege, für dieses wunderbare
Stichwort. Das ist eine wunderbare Überleitung zu
meinen weiteren Ausführungen. In der Tat spricht
nichts dagegen, jetzt einen parallelen Testbetrieb
durchzuführen.

(Beifall SSW, Lars Winter [SPD] und
Dr. Heiner Garg [FDP])

- Die Antwort ist noch nicht zu Ende. Ein Testbe-
trieb wird nur dann aussagekräftig sein, wenn es
während der Zeitspanne des Testbetriebs konjunk-
turell nicht nur immer nach oben geht, sondern
auch einmal nach unten. Ob das bis 2017 der Fall
sein wird, wage ich einmal zu bezweifeln.

(Beifall Jens-Christian Magnussen [CDU],
Peter Sönnichsen [CDU] und Rainer Wie-
gard [CDU])

Herr Kollege Andresen, das eigentlich Kritische an
diesem parallelen Testbetrieb ist das, was der Kol-
lege Garg zu Recht schon moniert hat: Wenn die
Ministerin bis dahin alles beim Alten lassen würde,
wäre das fair und korrekt. Dann könnten wir die
bisherige Methode mit dem parallelen Testbetrieb
vergleichen. Was die Ministerin jetzt aber macht,
ist, dass sie jetzt schon an der Berechnungsmethode
herummauschelt. Sie lässt ja nicht alles beim Alten.

(Zurufe SPD: Oh! - Zuruf Dr. Ralf Stegner
[SPD])

- Herr Kollege Dr. Stegner, von dem Thema verste-
hen Sie ja nun wirklich gar nichts.

(Beifall Dr. Axel Bernstein [CDU])

Die Ministerin setzt jetzt schon die Wachstumsrate
einfach von 2,6 auf 2,9 % herauf. Sie nimmt jetzt
schon eine Veränderung der Berücksichtigung der
Ausgaben für den kommunalen Finanzausgleich
vor. Wir werden im Ausschuss auch noch einmal
genau untersuchen, wie es 2016 und 2017 mit den
von Ihnen angekündigten willkürlichen pauschalen
Heraufsetzungen des Trendsteuerpfads aussieht.
Wenn Sie bis 2017 alles beim Alten lassen, dann
sind wir uns einig.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Dann ist ein Trendsteuertestbetrieb, wie Sie es
wünschen, vollkommen in Ordnung. Dann müssten
Sie aber unserem Antrag zustimmen. Lassen Sie
uns jetzt in die Rechtsverordnung hineinschreiben,
dass die bisherige Methode erhalten bleibt. Dann
können wir gern parallel die andere Methode testen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Aber nicht schon vorher rummanipulieren und dann
erst 2017 das Ergebnis abwarten - das sollten wir
nicht tun. - Herzlichen Dank.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Dreiminutenbeiträge liegen nicht vor. - Ich
erteile Frau Finanzministerin Monika Heinold das
Wort.

Monika Heinold, Finanzministerin:

Sehr geehrte Damen und Herren! Herummanipulie-
ren, mauscheln, Buchungstricks - würde ich ja alles
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gelten lassen, wenn Ihnen nicht alles in aller Trans-
parenz vorliegen würde.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir machen mit den Gutachtern eine zweistündige
Sitzung. Wir beziehen das Parlament ein, bevor die
Regierung beraten hat. Wir haben mehrere Gesprä-
che mit dem Landesrechnungshof geführt. Wer
mauscheln will, macht das - glaube ich - ein
bisschen anders. Das ist das Erste.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW und Torge Schmidt [PIRATEN])

Das Zweite: Wir sollten nicht den Eindruck er-
wecken, in den letzten Jahren sei beim Trend mit
einem Aufwuchs von 2,6 % gearbeitet worden.
Herr Koch, das ist falsch. Wir hatten mit Ihrer Me-
thode im Jahr 2013 2,6 % Trend plus 2,2 % Aufho-
lung Absenkungseffekt - wie Sie das damals so
schön genannt. Das heißt, ein von Ihnen eingeplan-
tes Trendwachstum in 2013 von 4,8 % und in 2014
von 4,6 %.

(Zuruf)

Das geht so weiter, weil Sie damals wahrscheinlich
selbst gesehen haben, dass wir uns sehr weit von
der Realität entfernen. Deshalb haben wir als neue
Landesregierung - ohne dass widersprochen wurde,
weil es richtig ist - für 2015 und 2016 einmalig
nachgesteuert.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfrage
oder -bemerkung?

Monika Heinold, Finanzministerin:

Es hätte mir gefehlt, wenn er nicht gefragt hätte.
Weil er es vorhin nicht gemacht hat, bin ich jetzt
noch einmal nach vorn gegangen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön, Herr Abgeordneter, Sie haben die Ge-
legenheit. Die Frau Ministerin lässt Ihre Frage zu.

Tobias Koch [CDU]: Frau Ministerin, Sie
sprachen den Aufholeffekt in den Jahren
2012 folgende an. Auch das ist damals alles
offen kommuniziert worden. Das ist das Er-
gebnis davon, dass wir 2010 - damals in der
Finanz- und Wirtschaftskrise - einen 400-
Millionen-€-Abschlag vom Trendsteuerpfad
vorgenommen haben, den wir dann 2012,

2013 folgende wieder aufgeholt haben, um
wieder auf den alten Trendsteuerpfad zu
kommen, der bis 2010 gegolten hat. Nichts
anderes ist das. Es waren keine zusätzlichen
Aufschläge, wie Sie es jetzt machen, es war
ein Aufholen zum alten Trendsteuerpfad vor
der Finanz- und Wirtschaftskrise.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Monika Heinold, Finanzministerin:

Sehr geehrter Herr Kollege Koch, es hat bis 2010
keine Planung auf einem Trendsteuerpfad gegeben.
Das war ja gerade unser Desaster. Wenn Sie sich
einmal die Ausgabequoten unter Ihrer Verantwor-
tung angucken in den Jahren vor der Schulden-
bremse, und einmal gucken, was wir bei sehr hohen
Steuereinnahmen an hohen Ausgaben gehabt ha-
ben, sehen wir, dass wir nicht auf einem Trend ge-
plant haben. Wir planen - Schuldenbremse neu - ab
2011 - Grundlage 2010 - auf dem neuen Trend.
Weil die damalige Landesregierung davon ausge-
gangen ist, dass es Aufholeffekte gibt, hat sie diese
eingeplant, nicht wissend, ob sie kommen. Sie stan-
den von Anfang an drin; sie sind eingetreten. Sie
sind sogar - da habe ich mich damals getäuscht; das
haben wir hier schon einmal aufgearbeitet - deutlich
höher als damals prognostiziert. Deshalb wird das
auch weitergezogen.

(Unruhe)

- Ich lasse gern eine weitere Frage zu, aber ich weiß
nicht so richtig, wen das außer uns beiden interes-
siert, Herr Koch.

(Heiterkeit, Beifall und Zurufe)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, Sie haben die Gelegenheit, eine
weitere Zwischenfrage zu stellen oder -bemerkung
zu machen.

Tobias Koch [CDU]: Es mag sein, dass es
nur uns beide interessiert, trotzdem ist es
wichtig. Sie sagten gerade, die damalige Lan-
desregierung hätte einen Aufholeffekt einge-
plant, ohne zu wissen, ob dieser überhaupt
eintritt. Nehmen Sie dann bitte auch zur
Kenntnis, dass die damalige Landesregierung
diesen Aufholeffekt mit der damaligen Erhö-
hung der Grunderwerbsteuer selber gestaltet
hat. Denn die damalige Grunderwerbsteu-
ererhöhung wurde auf diesen Aufholeffekt
angerechnet, während Ihre Grunderwerbsteu-
ererhöhung noch obendrauf gerechnet wurde.
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Monika Heinold, Finanzministerin:

Da muss ich Sie leider enttäuschen, weil die Grund-
erwerbsteueranhebung im Jahr 2012 nur ein Teil
war, aber ihre Aufholeffekte im Jahr 2013 und 2014
stattfanden und sich durchziehen. Schauen Sie sich
die Unterlagen an! Wir können alle immer klüger
werden; das fällt unter lebenslanges Lernen.

Ich möchte noch einmal auf die Finanzplanung hin-
weisen. In der Finanzplanung ist nicht nur interes-
sant, wie sich der Trend auswirkt, sondern auch,
wie sich unser Abstand zur Verfassungsgrenze ent-
wickelt. Ich sagte vorhin schon einmal: Die Ausga-
bemöglichkeit ist keine Ausgabeverpflichtung.
Wenn Sie sich die Jahre anschauen, in denen die
neue Methode in unserer Planung abgebildet ist,
nämlich 2018 folgende, dann sehen wir, dass wir
im Jahr 2020 bei 310 Millionen € Unterschreitung
liegen. Das heißt, dies ist überhaupt nicht in die
Ausgabebudgets eingeplant.

(Tobias Koch [CDU]: Das kommt noch in
den Fraktionsanträgen!)

- Das war zu Ihren Zeiten so. Ich erinnere mich an
das Jahr 2008, als ich Opposition war und gar nicht
mehr wusste, was ich alles beantragen sollte, weil
die regierungstragenden Fraktionen sehr mutig wa-
ren.

Um das Ganze ernsthaft abzuschließen, möchte ich
noch auf Herrn Garg eingehen. Was Herr Garg ge-
sagt hat, ist genau richtig. Es geht um die Entschei-
dung: Tilge ich, oder saniere ich? Wie bekomme
ich Sanierung im Rahmen der Schuldenbremse hin?
Das ist die zentrale Frage, weil wir mit dem, was
wir bisher machen, dazu beitragen, dass wir Sub-
stanz verbrauchen.

Ich nehme einmal den Sanierungsbericht, der dem
Stabilitätsrat gemeldet worden ist, Umsetzung
Konsolidierungsprogramm Schleswig-Holstein
vom April 2012, unter der Verantwortung der alten
Regierung. Was steht dort drin? Maßnahme im Be-
reich Hochbau: Die Hochbauausgaben betrugen im
Ist 2010 190 Millionen €, die Eckwerte 2014 betru-
gen 147 Millionen €, im Masterplan waren sie auf
ungefähr 120 Millionen € festgeschrieben. Es war
Teil der Schuldenbremse, die Hochbaumaßnahmen
von 190 Millionen € auf ungefähr 120 Millionen €
herunterzuziehen.

Was hat das zur Folge? Ich lese Ihnen einmal einen
Offenen Brief vor, den ich von der Gewerkschaft
der Polizei gerade bekommen habe:

„Sehr geehrte Frau Ministerin Heinold, be-
sorgte Kolleginnen und Kollegen der Polizei-

dienststellen in Neumünster sprechen uns an,
wie es mit den versprochenen Bauvorhaben,
insbesondere für das 1. Polizeirevier und die
Kriminalpolizeileitstelle Neumünster, weiter-
gehen soll. Im Frühjahr 2011 mussten unge-
fähr 100 Polizisten der Schutz- und Krimi-
nalpolizei das Dienstgebäude in der Parkstra-
ße mehr oder minder ad hoc verlassen. Ursa-
chen waren erhebliche Baumängel, Schim-
mel und Kolibakterien-Belastungen und da-
durch bedingte gesundheitliche Beeinträchti-
gungen.“

Diese Kollegen schreiben uns zu Recht. Wir sind
jetzt drei Jahre weiter. Wie geht es weiter?

(Peter Sönnichsen [CDU]: Ja, was macht ihr
denn nun?)

Die sind 2011 umgezogen. Parallel dazu ist das
Baubudget massiv abgesenkt worden, was ich nicht
kritisieren will, aber was natürlich dazu führt, dass
wir solche Mängel nicht schnell beheben können.
Herr Koch, wir alle sind verpflichtet - -

(Tobias Koch [CDU]: Sie investieren doch so
wenig! - Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Was denn jetzt? - Unru-
he)

- Wir investieren unter anderem zu wenig, weil 1 %
unserer Investitionsquote als Absenkung des
Hochbaubudgets gemeldet worden ist. Ich bitte Sie
nur - ich glaube, das ist nicht zu viel verlangt -, dass
wir immer zusammendenken: Wie viel Geld geben
wir in unseren Haushalt, wie viel wollen wir zu-
künftig für die Tilgung von Schulden vorsehen - es
ist ja schön, dass wir darüber überhaupt reden kön-
nen -, und wie viel müssen wir investieren? Ich
werde immer dafür eintreten, dass wir nicht nur die
Absenkung der Schulden im Blick haben, sondern
auch die Investitionen in unser Land. - Danke für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Ich stelle zunächst fest, dass
der Berichtsantrag Drucksache 18/1762 durch die
Berichterstattung der Landesregierung seine Erledi-
gung gefunden hat.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
18/1713 dem Finanzausschuss zu überweisen. Wer
so beschließen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe!
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(Thomas Rother [SPD]: Punkt 2 ist kein Be-
richtsantrag!)

- Soll Punkt 2 der Drucksache 18/1762 mit über-
wiesen werden?

(Zurufe)

- Gut, Punkt 2 aus Drucksache 18/1762 hat noch
nicht seine Erledigung gefunden, sondern soll im
Finanzausschuss mit beraten werden. Dann lasse
ich noch einmal abstimmen, damit das klar ist. -
Wer Punkt 2 des Antrags Drucksache 18/1762 und
den Antrag Drucksache 18/1713 dem Finanzaus-
schuss überweisen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist
das so beschlossen. - Ich danke für die Klarstellung.

Meine Damen und Herren, wir kommen zum letz-
ten Tagesordnungspunkt, Tagesordnungspunkt 13:

Konzept für eine einzelbetriebliche Investitions-
förderung

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/1723

Bericht zur einzelbetrieblichen Investitionsför-
derung

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/1792

Einzelbetriebliche Förderung abschaffen

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/1794

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Bevor wir in die Aussprache eintreten, gebe ich fol-
genden geschäftsleitenden Hinweis: Mit dem Ände-
rungsantrag Drucksache 18/1792 wird ergänzend
ein mündlicher Bericht in dieser Tagung beantragt.
Ich lasse zunächst darüber abstimmen, ob der Be-
richt in dieser Tagung gegeben werden soll. Wer
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Aber am Ende!)

- Moment, Herr Abgeordneter. Wir sind gerade in
der Abstimmung. - Wer für die Berichterstattung in
dieser Tagung ist, den bitte ich um das Handzei-

chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das ist
einstimmig so beschlossen.

Weiter teile ich mit, dass der Bericht im Anschluss
an die Debatte zu den Sachanträgen gegeben wird.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das macht auch
wirklich Sinn!)

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Volker Dornquast von der CDU-Frakti-
on.

Volker Dornquast [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kollegen! Herr Minister Meyer, der Koalitionsver-
trag sagt aus, die einzelbetriebliche Förderung solle
beendet werden. Die FDP begrüßt dies in ihrem
vorgelegten Antrag. Ich sage gleich vorab: Wir leh-
nen diesen Antrag ab, aber das dürfte keine Überra-
schung sein.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das hatten wir
doch mal gemeinsam vereinbart, oder?)

- Nein, bestimmt nicht.

Sie, Herr Minister Meyer, halten sich diesbezüglich
nicht an den Koalitionsvertrag, und wir begrüßen
ausdrücklich, dass Sie dieses nicht tun.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Es geht bei dieser grundsätzlichen Diskussion auch
nicht um irgendwelche Kronkorken oder Autohäu-
ser, die Sie leider immer wieder als Beispiele an-
führen. Damit leugnen Sie lediglich das eigentliche
Problem, das mit der einzelbetriebliche Förderung
verbunden sein kann. Man sieht gerade am Beispiel
Friedrichskoog, wie wichtig es ist, die Instrumente
für regionale Wirtschaftsförderung voll auszunut-
zen. Da kann der Staat nicht alleine handeln. Da
braucht man auch die Hilfe der Betriebe, die muti-
gen Entscheidungen, Risiken einzugehen. Deshalb
ist diese direkte, gezielte Förderung einzelner
Betriebe notwendig und erforderlich, um die Wirt-
schaft voranzubringen, um ihr zu helfen, sich den
modernen Anforderungen zu stellen und um die Ar-
beitsplätze gerade in den benachteiligten Regionen
unseres Landes zu sichern.

Aber eine solche einzelbetriebliche Förderung
muss verlässlich sein. Sie braucht ein klares Kon-
zept, und dieses muss vom Landtag getragen wer-
den.

(Zuruf SPD: Genau!)

Knappe zwei Jahre nach Ihrer Regierungsübernah-
me bin ich doch erstaunt über das, was sich bisher
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in dem Bereich getan hat. Wollten Sie nicht alle
Wirtschaftsförderprogramme und -instrumente
überprüfen lassen? Was ist denn dabei herausge-
kommen? - Ich glaube, da ist zurzeit gar nichts er-
kennbar. Die fast wöchentlich erscheinenden Pres-
semitteilungen über Firmenbesuche des Ministers
und seiner beiden Staatssekretäre zeigen, dass es
den drei Herren verständlicherweise große Freude
bereitet, bei diesen Besuchen auch entsprechende
Finanzzusagen machen zu können.

(Regina Poersch [SPD]: Ärgert Sie das?)

- Nein, überhaupt nicht, das habe ich auch gern in
der Zeit getan, sehr gern sogar.

Der Landtag bleibt hier allerdings im Dunkeln. Was
macht eigentlich die Regierung anders als wir da-
mals, als wir an der Regierung waren?

(Zuruf Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Gibt es inzwischen ein neues Konzept mit all den
Kriterien, die im Koalitionsvertrag aufgezählt wor-
den sind, mit der Höchstquote für Leiharbeiter, mit
der Mindestquote von Langzeitarbeitslosen? Wel-
che Nachweise über die Umweltverträglichkeit
müssen die geförderten Betriebe vorlegen, und wie
weisen sie ihre Orientierung an den ILO-Kernar-
beitsnormen nach?

Für die nachhaltige Gestaltung der wirtschaftlichen
Entwicklung unseres Landes und der dafür vorgese-
henen Entwicklung weiterer Wachstumsindikatoren
sollte unter Einbeziehung des Landtags eine Kom-
mission eingerichtet werden. Wie oft hat diese be-
reits getagt, frage ich Sie, und welche Ergebnisse
hat sie erarbeitet? Wer ist für den Landtag in die-
sem Arbeitskreis? Oder hat Herr Stegner wieder
einmal einen Beauftragten benannt, der für den
Landtag dort arbeitet?

(Lachen SPD - Zurufe Dr. Ralf Stegner
[SPD] und Rasmus Andresen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Wie wurde die Ankündigung der Regierung umge-
setzt, mehr Förderprogramme des Landes weitge-
hend auf revolvierende Fonds in Form von Krediten
umzustellen? Bei welchen notwendigen Kofinan-
zierungen der EU-Förderprogramme ist, und wenn
ja, wie, privates Kapital eingesetzt worden? Sie
wollten über eine Bundesratsinitiative erreichen,
dass in der Wirtschaftsförderung ländereinheitliche
Förderquoten vereinbart werden. All diese Fragen
entstehen aus dem Koalitionsvertrag, der seit fast
zwei Jahren in der Umsetzung sein sollte.

Lieber Herr Meyer, auch wenn bei Ihren oft eigen-
willigen Interpretationen dieses Vertrages Ihr Lieb-
lingssatz inzwischen lautet: „Als der Koalitionsver-
trag abgeschlossen wurde, war ich ja noch nicht da-
bei“, brauchen die Unternehmen langfristig Klar-
heit. Die Unternehmen wollen ihr Risiko für Inves-
titionen kennen. Legen Sie endlich ein klares Kon-
zept auf den Tisch, und lassen Sie dieses im Land-
tag diskutieren.

Im Übrigen sei mir die Anmerkung noch gestattet:
Wenn Sie nicht so viel von diesem Vertrag halten,
dann tun Sie das auch in der Verkehrspolitik kund,
und verstoßen Sie auch bei der A 20 gern gegen
diesen Koalitionsvertrag. - Danke.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Olaf
Schulze das Wort.

Olaf Schulze [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Dornquast, wir haben einen Ände-
rungsantrag gestellt, damit Sie dann jetzt auch heu-
te Ihre Fragen beantwortet bekommen können, die
Sie, wenn Sie aufgepasst hätten, im letzten Jahr
schon hätten beantwortet bekommen können, weil
damals der Minister genau diese Fragen schon ein-
mal beantwortet hatte - hier im Plenarsaal und auch
im Ausschuss. Insofern geben wir gern dem Minis-
ter noch einmal die Möglichkeit, das hier darzule-
gen - deswegen auch unser Änderungsantrag.

Die einzelbetriebliche Investitionsförderung ist
ein schwieriges Thema. Nachhaltigkeit der Förde-
rung muss an erster Stelle stehen, gute Arbeit für
Schleswig-Holstein, die Stärkung der regionalen
Wirtschaft im Einklang mit fairem Wettbewerb,
EU-Recht und langfristigen Entwicklungschancen
der Region. Darüber hinaus haben wir als Abgeord-
nete den Wunsch, bei größeren Entscheidungen und
bei den strategischen Ausrichtungen eingebunden
zu werden.

Über mehrere Wahlperioden hinweg haben wir um
eine zukunftsorientierte Ausrichtung in diesem Sin-
ne gekämpft. Wie Sie wissen, waren unsere Bemü-
hungen nicht sehr erfolgreich. Allzu oft entstand in
der Vergangenheit der Eindruck, dass verschiedene
Institutionen nach dem Windhundprinzip Mittel
vergeben und dass unsere politischen Anforderun-
gen nur auf dem Papier beachtet wurden. Es ent-
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stand auch der Eindruck, einzelbetriebliche Förde-
rung gehe gar nicht anders.

Übrigens haben wir auch in der Zeit der Großen
Koalition immer wieder um Transparenz und
strategische Ausrichtung der Wirtschaftsförderin-
strumente gekämpft - oft vergeblich. Das hat uns
bewogen - gemeinsam mit unseren Koalitionspart-
nern - zu vereinbaren: Die einzelbetriebliche Inve-
stitionsförderung wird abgeschafft.

(Beifall FDP)

Damals, im Frühjahr 2012, war uns klar, dass wir
damit auch auf EU-Mittel in erheblicher Höhe ver-
zichten. Was uns allerdings nicht klar war, und was
wir jetzt mit Erstaunen und großer Freude wahrneh-
men, ist, dass es doch anders geht.

(Christopher Vogt [FDP]: Ihr hattet also kei-
ne Ahnung! - Wolfgang Kubicki [FDP]: Ihr
hattet keine Ahnung!)

Ein Wirtschaftsministerium kann die Förderinstru-
mente bündeln und strategisch ausrichten, wenn es
das will.

(Christopher Vogt [FDP]: Sehr schön! - Bei-
fall FDP)

Ein Wirtschaftsministerium kann im Rahmen des
Datenschutzes Transparenz herstellen, wenn es das
will. Ein Wirtschaftsministerium kann strategische
Ausrichtung, Stärkung der Region, gute Arbeit und
fairen Wettbewerb ins Zentrum seiner Förderung
stellen, wenn es das will.

Meine Damen und Herren, Minister Meyer hat in
den ersten zwei Jahren seiner Amtszeit bewiesen,
dass er all das will, kann und umsetzt.

(Beifall SPD und SSW - Dr. Ralf Stegner
[SPD]: Hervorragend!)

Für uns ist das Grund genug zu sagen: Jetzt, wo wir
sehen, wie vernünftig diese Förderinstrumente ein-
gesetzt werden können, finden wir es richtig, das zu
nutzen. Die Voraussetzungen haben wir genannt. -
Jetzt hören Sie zu! - Zuerst kommt die strategische
Ausrichtung, also die Einbindung in unsere Ent-
wicklungsziele, dann kommt der Abgleich mit den
Kriterien, die vorher festgelegt wurden, und
schließlich erfolgen die Umsetzung und anschlie-
ßend eine verantwortungsvolle Evaluation. Was
definitiv nicht geht - sollte denn jemand auf diese
Idee kommen -, ist jegliche Förderung nach Guts-
herrenart, Förderung nach dem Windhundprinzip
oder Förderung nach Wahlkreiserwägungen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Herzlichen
Glückwunsch!)

Dem erteilen wir eine klare Absage.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Was auch nicht geht, sind unzählige vorzeitige
Maßnahmen beginnend vor Abschluss der Prüfung.
Gegen Ende der letzten Wahlperiode gab es davon
zahlreiche. Solche Fälle kennt wohl jeder aus sei-
nem Wahlkreis.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Tietze, du musst
als Christ jetzt mal einschreiten! Das geht so
nicht weiter!)

Meine Damen und Herren, am Anfang der Wahlpe-
riode war es notwendig, eine ganze Reihe von Zu-
sagen der Vorgängerregierung abzuwickeln. Die
strategische Umsteuerung hin zu einer nachhaltigen
Förderpolitik war dennoch von Anfang an das Ziel.

Natürlich nimmt die Landesregierung dabei auch
einzelne Anträge in den Fokus, die aus früheren
Zeiten stammen. Als Beispiel möchte ich das Un-
ternehmen Dispatch Energy Innovations in Itzehoe
nennen. Dort wurde der Förderbescheid Ende 2012
übergeben. Dieses Unternehmen arbeitet daran,
Speichermöglichkeiten für Energie zu verbessern.
Es passt zu unserer Vorreiterrolle bei den erneuer-
baren Energien. Es arbeitet an Lösungen für die
drängenden Fragen, die sich aus der Energiewende
ergeben. Dazu hilft es dabei, den qualifizierten
Fachkräften, die wir in Schleswig- Holstein ausbil-
den, hier eine gute Perspektive zu bieten, indem es
hochqualifizierte Arbeitsplätze anbietet. Schließlich
trägt es dazu bei, die Wertschöpfungskette im Land
zu halten.

Bei alldem gilt: Der Kontext muss stimmen, dann
geht auch gute Wirtschaftsförderung. Das finden
wir wichtig. In dem Sinne können Sie gleich im
Anschluss sicherlich dem Wirtschaftsminister noch
einmal zuhören. Dann wissen Sie auch, wo es in
diesem Land hingeht. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, SSW und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordnete Dr. Andreas Tietze das Wort.
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Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Geschichte der einzelbetrieblichen Förde-
rung in Schleswig-Holstein muss man differenziert
betrachten - erstens -, und sie ist zweitens in großen
Teilen keine Ruhmesgeschichte. Herr Dornquast,
Sie haben gefragt: Was machen Sie eigentlich an-
ders? - Wir machen vieles anders, vor allem ma-
chen wir es besser als Sie. Ich will an der Stelle ein
paar Punkte nennen, die in der einzelbetrieblichen
Förderung bei Ihnen an der Tagesordnung waren.

(Beifall Olaf Schulze [SPD], Dr. Ralf Steg-
ner [SPD] und Rasmus Andresen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Mitnahmeeffekte, Gießkanne, keine Strategie,
nicht nachvollziehbare Subventionierung. Ich will
einmal die großen Subventionslöcher nennen: allein
auf der Insel Sylt die Keitumtherme. Da haben Sie
13 Millionen € versenkt und nichts erreicht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das war die
Große Koalition, glaube ich!)

Aber ich will Ihnen auch die vielen kleinen För-
deranträge vorhalten. Bei diesen vielen kleinen För-
deranträgen - der Mittelstandsbeauftragte ist jetzt
nicht hier - liest man Förderung von Potenzialana-
lysen, Förderung von Autohäusern, und da werden
Potenziale gefördert von „so unbekannten Firmen“
- die wirklich Hilfe brauchen - wie Porsche, wie
Audi, wie BMW und Mercedes. Die werden jetzt
von uns mit 3.000 € gefördert, um in Schleswig-
Holstein ihre Potenziale zu entwickeln. Das ist
doch verrückt!

Oder: Wellness-Hotels, Gastronomien, auch eigene
Gasthöfe - das ist sozusagen Ihre Förderpolitik.
Wenn man sich die Zeit zwischen 2009 und 2012
anschaut und dann das Ansteigen dieser kleinstteili-
gen Förderung sieht - ich habe mir die 248 Seiten,
die Sie im Übrigen im Internet nachlesen können,
angeschaut -, dann erkennt man plötzlich, dass die
Ernennung des Mittelstandsbeauftragten und die Fi-
nanzierung dieser Projekte miteinander zusammen-
hängen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das stimmt nicht,
weil wir die Summe heruntergefahren ha-
ben!)

Das hat uns bewogen, die bisherige Füllhorn-, Par-
teilichkeits- und Selbstbedienungspolitik zu been-
den, denn dies ist kein Boden, auf dem gute Wirt-
schaft gedeihen kann. Deshalb sind wir in der Ten-

denz bei Ihnen in der FDP, bei dem Antrag, den Sie
eingereicht haben.

(Christopher Vogt [FDP]: In der Tendenz?
Es ist Ihr Koalitionsvertrag!)

Ich werde Ihnen auch sagen, warum dieser Antrag
durch unseren Antrag und durch unsere Politik
nicht infrage gestellt wird: Die künftige einzelbe-
triebliche Förderung muss in eine Gesamtstrategie
eingebunden sein.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Außer bei grünen
Körnermühlen!)

Wir wollen immer auch sehen: Wenn Sie For-
schung und Entwicklung fördern, fördern Sie na-
türlich auch irgendwann einmal einen einzelnen
Betrieb - das ist doch klar. Wir wollen aber keine
Subventionierung. Wenn Sie die Klammer in unse-
rem Koalitionsvertrag mitgelesen hätten - die haben
Sie nämlich in Ihrem Antrag unterschlagen -, dann
würden Sie ds sehen, dort steht das nämlich drin,
dass wir keine Subventionierung von Unterneh-
men wollen. Ja, es geht genau um die Frage: Unter-
schied zwischen Anreiz, zwischen klaren Transpa-
renzkriterien und der Vermeidung von Konkurren-
zen. Wir wollen keine Marktverzerrung haben, das
heißt, dass Dinge gefördert werden, die andere Un-
ternehmen in der Region möglicherweise in Proble-
me bringen.

Also: Es geht hier gerade nicht um eine Fundi-Hal-
tung, sondern es geht um eine innovative und auch
klare Strategie dieser Landesregierung hinsichtlich
einer ökologischen Modernisierung und einer Ge-
samtstrategie für unsere Wirtschaft, die wir drin-
gend brauchen, wenn wir von der Transformation
dieser Wirtschaft reden und wenn wir wirklich In-
novation und intelligente Wirtschaftspolitik zusam-
menbringen wollen, um damit qualitatives Wachs-
tum zu erzeugen. Das ist unsere Strategie, und des-
halb schließt sich das nicht aus, sondern bedingt
einander. Man muss das - wie gesagt - differenziert
sehen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder -bemerkung des Herrn Abgeordneten Ku-
bicki?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja.
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Er ist ja selbsternannter Wirtschaftsexperte.

(Heiterkeit)

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege, im
Gegensatz zu Ihnen habe ich Wirtschaftswis-
senschaften studiert und darin auch ein or-
dentliches Diplom gemacht.

- Allerdings habe ich Sozialökonomie studiert. Das
unterscheidet uns beide.

- Das merkt man auch, weil Sie offensicht-
lich versuchen, einige Zusammenhänge eu-
phemistisch darzustellen. - Meine Frage lau-
tet: Was ist denn einzelbetriebliche Förde-
rung anderes als Subventionierung? Worin
besteht der Unterschied?

(Beifall Christopher Vogt [FDP])

- Der Unterschied besteht im Folgenden: Nehmen
wir einmal ein Beispiel. Sie wollen eine Fähre ha-
ben, oder Sie wollen den Schiffsbau voranbringen.
Wenn Sie den Schiffsbau an die Erfordernisse des
Klimawandels anpassen wollen, haben Sie das Pro-
blem, dass Sie ein grünes Ferry-Konzept, ein grü-
nes Schiffsbaukonzept und andere Antriebstechni-
ken fördern müssten. Das wird das Unternehmen in
der Regel aber aus seiner eigenen Wertschöpfung
selten tun, weil es heute für Unternehmen enorm
schwierig wird, Innovation am Markt zu platzieren
und voranzubringen. Wenn der Staat ein strategi-
sches Ziel hat, nämlich den Klimawandel zu be-
werkstelligen und eine Dekarbonisierung der Ge-
sellschaft herbeizuführen,

(Heiterkeit und Zurufe)

dann muss der Staat Rahmenbedingungen dafür
schaffen. Da bin ich im besten Sinne bei Ludwig
Erhard und dem Ordoliberalismus, denn die soziale
Marktwirtschaft ist tatsächlich die Antwort gewe-
sen. Sie müsste heute nur um das kleine Wörtchen
Ökologie erweitert werden, dann haben wir nämlich
eine sozialökologische Marktwirtschaft. Und für
die stehen wir als Grüne ein. War das jetzt ausrei-
chend, Herr Kubicki?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Zuruf: Nee! - Christopher Vogt
[FDP]: Das war zwar erschöpfend, aber nicht
ausreichend!)

Herr Kubicki, lassen Sie uns einmal über die Erfin-
dung des Katalysators reden. Der Katalysator wäre
nicht entwickelt worden, wenn der Staat keine Ab-
gasnormen erlassen und diese Entwicklung vorge-
schrieben hätte. Das war eine Innovation. Niemand
würde heute mehr ohne Katalysator Auto fahren.
Sie müssen also immer die Innovation und die Ge-
samtstrategie mit der Wirtschaftsförderung zusam-
mensehen. Das tun Sie leider an der Stelle nicht,
und das unterscheidet uns voneinander. Und das ist
auch gut so!

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] - Christopher Vogt [FDP]: Kom-
men Sie bitte zum Thema!)

Also es geht um die zentrale Frage: Förderung mit
Strategie oder Förderung ohne Strategie. Und es
geht um die Differenzierung: weg von der Gießkan-
ne, weg von Mitnahmeeffekten, weg von blinden
Verteilsystemen, die ohne Wirkung bleiben. Das ist
das zentrale Ziel einer sozialökologischen Markt-
wirtschaft, zu der wir uns hier noch einmal sehr
deutlich bekennen.

Also worum geht es? In Zukunft geht es um Klar-
heit und Wahrheit, um Transparenz, um eine ökolo-
gische und sozial gerechte Wirtschaftsförderung.
Deswegen sagen wir: Schluss mit Wettbewerbsver-
zerrung, Schluss mit Gutsherrenart. Das gehört in
die Mottenkiste der Geschichte. Und das ist auch
gut so. - Vielen Dank.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat der Herr Abgeordnete
Christopher Vogt das Wort.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Jetzt karbonisiert
er! - Minister Reinhard Meyer: Dekarboni-
sierung! - Dr. Heiner Garg [FDP]: Er karbo-
nisiert!)

Christopher Vogt [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist
immer wieder eine Freude, nach dem Kollegen
Dr. Tietze zu sprechen. Es ist allerdings schwer,
dieses hohe fachliche Niveau und die Begrifflich-
keiten zu steigern.

Herr Dr. Tietze, ich bin wirklich von der Konse-
quenz erstaunt, die Sie hier vorgetragen haben,
nämlich dass Ihre Fraktion in der Tendenz bei unse-
rem Antrag sei. Unser Antrag ist die Formulierung
aus dem Koalitionsvertrag. Dass Sie in der Tendenz
bei sich selber sind, ist wirklich erstaunlich und fin-
de ich wirklich gut.
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(Beifall FDP)

Das ist wirklich stark. „Stark“, würde der Minister-
präsident dazu sagen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Echt stark!)

Meine Damen und Herren, dass sich der von mir an
sich sehr geschätzte Wirtschaftsminister wenig bis
gar nicht um den rot-grün-blauen Koalitionsvertrag
schert, ist ja nun nichts Neues.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Das ist meist
auch nichts Schlimmes!)

Insbesondere bei der Verkehrspolitik finden wir das
meistens auch genau richtig, weil es da auch ver-
nünftig ist.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das ist nur dann
richtig, wenn Sie es für vernünftig halten! -
Dr. Heiner Garg [FDP]: Das müssen Sie
schon uns überlassen!)

- Das ist doch konsequent, oder?

Meine Damen und Herren, der rot-grün-blaue Ko-
alitionsvertrag lässt beim Thema einzelbetriebli-
che Förderung nur wenig Raum für Spekulationen,
was der politische Wille ist. Herr Dr. Stegner, der
politische Wille ist Ihnen ja immer so wichtig. Dort
steht auf Seite 12 in Zeile 478 angenehm minimali-
stisch und äußerst präzise formuliert:

„Die einzelbetriebliche Investitionsförderung
wird abgeschafft.“

(Beifall FDP)

Herr Dr. Tietze, das ist nicht aus dem Zusammen-
hang gerissen. Sie können gleich wieder mit Ihrer
Klammer kommen. Es ist kein Geheimnis - es wur-
de schon von allen Rednern gesagt -: Die FDP-
Fraktion begrüßt dieses Vorhaben aus dem rot-
grün-blauen Koalitionsvertrag. Wir hatten in unse-
rer Regierungszeit - das haben Sie in Ihrer Rede
vergessen - einen Anfang gemacht, diesen ewigen
Subventionswettlauf der Länder zu beenden.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das wollten wir
schon immer!)

Dieser Weg sollte nun auch konsequent weiterge-
gangen werden. Sie waren ja schon auf einem guten
Weg.

(Beifall FDP)

Herr Dr. Tietze, deutlicher als in Ihrem Koalitions-
vertrag kann man nicht formulieren, was nun pas-
sieren soll.

Herr Minister Meyer hat zwar Änderungen bei der
Förderpolitik vorgenommen, aber von einer Ab-
schaffung, die Sie ja festgeschrieben haben, ist die
Landesregierung Lichtjahre entfernt. Es wurde
schon angesprochen: Seit geraumer Zeit erreichen
uns alle paar Tage Pressemitteilungen der Landes-
regierung, denen zu entnehmen ist, wo wieder der
nächste Förderbescheid übergeben worden ist. Herr
Dr. Tietze, das hat mit Ihrem Katalysator und Ihrem
sonstigen Kurs, den Sie heute dargestellt haben,
sehr wenig zu tun. Das sollten Sie an dieser Stelle
eingestehen.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder -bemerkung der Frau Abgeordneten Frit-
zen?

Christopher Vogt [FDP]:

Ja.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Kollege Vogt, ich bedanke mich
dafür, dass Sie unseren Koalitionsvertrag an
dieser Stelle so umfänglich unterstützen.

Christopher Vogt [FDP]:

Das ist schön.

- Ich frage Sie, wie in diese offensichtlich ge-
meinsame Haltung, die wir an dieser Stelle
haben, die Forderung hineinpasst, die Ihr
Kollege Kumbartzky gestern beim Tagesord-
nungspunkt zum Thema Krabben- und Mu-
schelfischerei an der schleswig-holsteini-
schen Westküste aufgestellt hat, nämlich dass
man die Muschelfischer unterstützt und Geld
als Unterstützung dafür zur Verfügung stellt,
dass sie ihre Flotte ertüchtigen können? Wie
passt diese Forderung von gestern mit dem,
was Sie heute in Ihrem Antrag formulieren,
zusammen?

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Das stimmt
nicht! Ich habe das Protokoll hier!)

- Frau Kollegin - -

(Unruhe)
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- Wenn Sie einverstanden sind, Herr Dr. Tietze,
würde ich gern auf Ihre Kollegin antworten, die ei-
ne sehr interessante Frage gestellt hat. Frau Kolle-
gin, Sie haben das, was Herr Kumbartzky gestern
gefordert hat, falsch wiedergegeben. Insofern erüb-
rigt sich Ihre Frage.

(Beifall FDP)

Ich will nicht weiter darauf herumreiten, aber die
Grünen brechen ein Wahlversprechen. Sie haben
uns mit großer Lautstärke vorgeworfen, dass dies
Subventionsirrsinn sei. Herr Dr. Tietze, Sie brechen
damit ein Wahlversprechen. Das ist jetzt Ihr Pro-
blem. Wir bedauern das.

(Beifall Dr. Ekkehard Klug [FDP])

Wenn Sie schon einmal eine vernünftige wirt-
schaftspolitische Position haben, die wir unterstüt-
zen können, dann ziehen Sie diese zurück. Das ist
wirklich bedauerlich.

(Beifall FDP)

Die anderen Sachen, die wir nicht gut finden, be-
halten Sie bei, das ist wirklich schade.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage oder -bemerkung der Frau Abgeordne-
ten Fritzen?

Christopher Vogt [FDP]:

Ja, wir kommen zu den Kuttern zurück.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir kommen zu den Kuttern zurück,
weil ich eben nicht schnell genug geschaltet
habe. Ich finde es interessant, wie Sie einfach
abtun, was Ihr Kollege gestern zu Protokoll
gegeben hat. Wir können das sicherlich nach-
lesen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir haben das
hier! Wir können das vorlesen!)

- Ja, Sie können das gern nachlesen. Ich erin-
nere daran, dass der Minister in seiner Replik
noch einmal darauf hingewiesen hat, dass
nicht nur diese Landesregierung, sondern
auch schon vorangegangene Landesregierun-
gen allein aus EU-rechtlichen Gründen nicht
in der Lage waren und sind, diesen Forde-

rungen nach finanzieller Unterstützung
nachzukommen. Dies hätte er nicht tun müs-
sen, hätte Herr Kumbartzky nicht vorher ge-
nau diese Unterstützung gefordert. Das woll-
te ich noch einmal sagen.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Die Forderung
gab es gar nicht!)

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Kollegin Fritzen, ich kann Ihnen hier nicht
weiterhelfen. Der Kollege Kumbartzky sagt, er ha-
be dies so nicht gesagt, wie Sie es vortragen. Viel-
leicht können Sie das untereinander klären und bei
einem Kaffee das Protokoll noch einmal herausho-
len. Dann können Sie sich über diesen Punkt strei-
ten. Dies bringt mich ehrlich gesagt herzlich wenig
weiter.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Herr Habeck hat
sowieso nicht zu dem geredet, was ich gesagt
habe!)

Meine Damen und Herren, die CDU ist seit Jahr-
zehnten uneingeschränkt von dem Instrument der
einzelbetrieblichen Förderung begeistert. Sie
bleibt sich da treu, und das ist ihr gutes Recht. Mei-
ne Fraktion war da immer skeptischer, und ich
möchte Ihnen kurz darlegen, welche Gründe wir
dafür haben: Unser Bundespräsident hat kürzlich
richtigerweise erklärt:

„Ungerechtigkeit gedeiht nämlich gerade
dort, wo Wettbewerb eingeschränkt wird“.

Ich finde, hier hat er recht. Subventionen für einzel-
ne Unternehmen sind immer wettbewerbsverzer-
rend und damit am Ende ungerecht. Sie bevorzu-
gen Einzelne und verschaffen ihnen auf Kosten der
Allgemeinheit Vorteile im Wettbewerb. Unterneh-
mer, die keine Subventionen erhalten, sind nicht
nur benachteiligt, weil sie keine Mittel erhalten,
sondern sie müssen mit ihren Steuern die Subven-
tionen für ihre Mitbewerber bezahlen, und das ist
das Gegenteil von gerechter Politik.

(Beifall FDP)

Eine Vielzahl von Studien belegt: Außerdem löst
die einzelbetriebliche Förderung kaum neue Inves-
titionen aus, sondern verbilligt bereits geplante In-
vestitionsvorhaben. Die einzelbetriebliche Förde-
rung wird nicht durch einen positiven Effekt, son-
dern vielmehr durch einen Mitnahmeeffekt be-
stimmt.

Ich kann die strukturell schwächeren Regionen ver-
stehen, die dieses Instrument einfordern. Das sind
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die Regionen im Norden und Westen unseres Lan-
des, aber das sind auch die Regionen, in denen es
ein Fördergefälle gibt. Ich selbst komme aus dem
Herzogtum Lauenburg an der Grenze zu Mecklen-
burg-Vorpommern. Dort gibt es eine unglaublich
hohe einzelbetriebliche Förderung. Das ist natürlich
ein Problem, wenn man bei der Ansiedlungspolitik
dagegen argumentieren muss.

(Wortmeldung Dr. Andreas Tietze [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

- Herr Dr. Tietze, ich habe schon lange darauf ge-
wartet. Jetzt endlich kommen Sie mit Ihrer Zwi-
schenfrage.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Dr. Tietze, Sie haben soeben die Erlaubnis be-
kommen.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herzlichen Dank, Herr Kollege
Vogt. Da Sie jetzt der Retter der Abschaf-
fung der einzelbetrieblichen Förderung sind:
Können Sie mir bitte sagen, welche Projekte
der einzelbetrieblichen Förderung Sie im Ka-
binett, als Sie zweieinhalb Jahre regiert ha-
ben, gestoppt haben? Wären Sie so freund-
lich, mir zu sagen, welche einzelbetriebli-
chen Fördermaßnahmen Sie als FDP in der
Regierung verhindert haben?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir haben die
Mittel gesenkt!)

Christopher Vogt [FDP]:

Herr Dr. Tietze, ich habe an dieser Stelle Ihre Hel-
denrolle übernommen. Das freut Sie sicher. Wir ha-
ben sie insofern eingeschränkt - -

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Herr Dr. Stegner, dass Sie dazukommen, war klar.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ich bitte jetzt um eine Antwort!)

- Wenn er immer dazwischenredet, dann darf ich
darauf reagieren.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ich setze mich gleich hin!)

Herr Dr. Tietze, wir haben die D-Fördergebiete
ausgenommen. Zum Beispiel gab es für den Kreis
Herzogtum Lauenburg eine Übergangsregelung.
Das Problem war gerade, dass es unterschiedliche
Fördergebiete gibt. Schleswig-Holstein ist in ver-

schiedene Fördergebiete eingeteilt. Wir haben C-
und D-Fördergebiete. Für die eher strukturstärkeren
Regionen haben wir dies abgeschafft, für die ande-
ren Gebiete haben wir dies beibehalten. Das war
der Kompromiss in der Koalition. Insofern haben
wir dies eingeschränkt, und wir sind einen Schritt in
die richtige Richtung gegangen.

Natürlich muss man es bundesweit anpacken, den
Subventionswettlauf der Bundesländer einzuschrän-
ken. Das ist gerade an den Ländergrenzen zu den
neuen Bundesländern ein Problem. Im Herzogtum
Lauenburg hat dies nicht gerade Begeisterungsstür-
me ausgelöst, weil es dort seit unserer Entschei-
dung gar keine einzelbetriebliche Förderung mehr
gibt. In Mecklenburg-Vorpommern gilt weiterhin
die alte Regelung. Da gibt es also an der Landes-
grenze ein extremes Fördergefälle. Wir haben dies
in bestimmten Gebieten abgeschafft, aber leider
nicht komplett.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, erlauben Sie eine weitere Zwi-
schenbemerkung?

Christopher Vogt [FDP]:

Ja.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wären Sie bereit zuzugestehen,
dass die Steuerentlastungen für die Möven-
pick-Kette im weitesten Sinne auch eine ein-
zelbetriebliche Förderung darstellt?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW - Zurufe FDP)

- Herr Dr. Tietze, das Wort sagt es bereits: Eine
einzelbetriebliche Förderung und ein Steuergesetz
passen nicht zusammen, das sehe ich anders als Sie.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Er geht zur DE-
HOGA und lässt sich dort feiern! Unglaub-
lich! - Weitere Zurufe)

Herr Kollege, beides ist eine Subvention, aber das
ist keine einzelbetriebliche Förderung. Meine Frak-
tion war übrigens an dieser Stelle nicht begeistert,
aber sei es drum. Wenn die Mövenpick-Steuer
kommt, dann ist die Argumentationslinie nicht be-
sonders stringent.

Meine Damen und Herren, ich empfehle deshalb:
Lassen Sie uns Initiativen aufgreifen, die fordern,
dass GRW- und EFRE-Mittel besser auch und ge-
rade in die wirtschaftsnahe Infrastruktur fließen
können. Davon würde die Wirtschaftskraft in einer
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strukturell schwächeren Region in Gänze profitie-
ren, insbesondere der Mittelstand und das Hand-
werk.

Meine Damen und Herren, seien Sie an dieser Stel-
le konsequent und stimmen Sie unserem Antrag zu,
der letztlich Ihre Position ist. Setzen Sie diesem un-
fairen und antiquierten wirtschaftspolitischen In-
strument ein Ende. Der unsägliche Subventions-
wettlauf der Bundesländer muss irgendwann ein
Ende haben. Wer am Start aufgibt, der wird niemals
ans Ziel kommen. Ich bin davon überzeugt, dass
hier Bewegung sinnvoll und am Ende auch möglich
ist. - Ich danke Ihnen ganz herzlich für die Auf-
merksamkeit und für die Koreferate.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Piratenfraktion hat Herr Abgeordneter
Dr. Patrick Breyer das Wort.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren
Abgeordnete! In der Tat, einzelne Unternehmen zu
subventionieren, ist falsch. Das hat sich nicht be-
währt, denn es hat sich herausgestellt, dass davon
zu einem großen Teil ohnehin geplante Projekte
profitieren. Das heißt, es gibt enorme Mitnahmeef-
fekte. Erstens. Untersuchungen haben ergeben,
dass der Einfluss der Zuschüsse auf das Zustande-
kommen von Investitionen sowie auf deren Höhe
und den Standort allenfalls gering sei. Eine Unter-
suchung des Brandenburger Rechnungshofs hat er-
geben, dass in 85 % von 54 untersuchten Fällen zu-
mindest teilweise Mitnahmeeffekte aufgetreten
sind.

Zweitens. Es entstehen ein Subventionswettlauf
zwischen Bundesländern und eine Standortkonkur-
renz, die wir nicht gebrauchen können.

Drittens. Es profitieren von solchen Subventionen
überproportional sogar Großunternehmen oder
Konzerne, die eine Förderung am allerwenigsten
nötig haben.

Viertens. Es wird bemängelt, dass strukturstarke
Regionen von solchen Subventionen profitieren,
obwohl sie oftmals der Stärkung des ländlichen
Raums dienen sollen.

Fünftens. Die Subventionen führen zu einer Beihil-
feproblematik, nämlich zu einem verzerrten Wett-
bewerb.

Die Evaluierung des EFRE-Förderprogramms
hier in Schleswig-Holstein hat ganz konkret erge-
ben - und ich zitiere; Herr Wirtschaftsminister, das
ist vielleicht auch für Sie interessant - Die Förde-
rung der betrieblichen Investitionen sei kaum pro-
blemadäquat erfolgt, und die Entwicklung der Tou-
rismuswirtschaft sei ebenfalls kaum problem- und
zieladäquat gefördert worden. Aus dem Bericht
geht hervor, dass zum Beispiel Subventionen an das
Atlantik-Hotel in Höhe von 1,8 Millionen € und an
Dräger Medical in Höhe von 2,2 Millionen € ge-
zahlt wurden.

(Christopher Vogt [FDP]: Dräger ist ein not-
leidendes Unternehmen!)

Ein Themenbad in Damp erhielt über 7 Millionen €,
und es gab 5 Millionen € für die berüchtigte Dünen-
therme.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sehen, dass
die Ansiedlung und Erweiterung von Betrieben
oder die Änderung von Produktionsverfahren mit
Millionenbeträgen gefördert wurden, obwohl sie
sowieso geschehen wären. Hier haben sich also
massive Mitnahmeeffekte ergeben, und das lehnen
wir ab.

Nun wollen Sie sich leider keineswegs generell von
dieser Praxis der Unternehmenssubventionierung
verabschieden. Der Umweltminister hat in der letz-
ten Tagung sogar angekündigt, demnächst sogar
Wohlfühlställe für Schweine zu subventionieren.
Wir PIRATEN erteilen dem ganz klar eine Absage
und fordern eine Abschaffung der Subventionszah-
lungen an Einzelbetriebe.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dr. Tietze?

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Gern.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Dr. Breyer, es
käme beispielsweise die Firma Vosloh zu Ih-
nen und sagte: Wir haben ein interessantes
Entwicklungskonzept, um elektrische Bah-
nen zu betreiben und um Innovationen zu
fördern. Wenn Sie wüssten, der schleswig-
holsteinische ÖPNV wäre in zehn Jahren frei
von Diesel betreibbar, würden Sie dann sa-
gen: Ich zahle diese Investition nicht, ich hel-
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fe nicht dabei? Ich möchte das versagen. Wä-
re das Ihre Position?

- Lieber Herr Kollege Dr. Tietze, ich glaube nicht,
dass Unternehmenssubventionen das richtige Mittel
sind, um solche Innovationen zu befördern. Sinn
macht, zum Beispiel in den Ausschreibungsverfah-
ren bestimmte Anforderungen zu stellen. Natürlich
bezahlen wir mit, wenn wir solche Anforderungen
in Ausschreibungen stellen, zum Beispiel im Zu-
sammenhang mit umweltfreundlicher Technik und
so weiter. Es sollten aber nicht einzelne Unterneh-
men durch einzelbetriebliche Subventionen begün-
stigt werden.

(Beifall FDP)

Wenn Sie mir weiter zugehört hätten, dann hätten
Sie auch erfahren, was Sinn macht. Investiert wer-
den sollte nämlich in die öffentliche
Infrastruktur, in Gründer- und Forschungszen-
tren, sodass die Mittel nicht nur einzelnen Unter-
nehmen, sondern allen zugutekommen.

(Beifall PIRATEN und FDP)

Wir PIRATEN fordern, alle Subventionen sys-
tematisch auf den Prüfstand zu stellen. Sie müs-
sen degressiv angelegt oder enger als bisher zeitlich
befristet werden und zudem regelmäßig auf ihren
Sinn hin überprüft werden. Das ist bisher in Schles-
wig-Holstein überhaupt nicht erkennbar. Wir arbei-
ten daran, einen Antrag dazu auf den Weg zu brin-
gen.

Die Bürgerinnen und Bürger haben kein Verständ-
nis dafür, dass auf der einen Seite zu wenig Geld
für Bildung und andere Zukunftsinvestitionen da
ist, auf der anderen Seite aber Millionen Subventio-
nen an Großunternehmen quasi verschenkt werden.
Das muss ein Ende haben. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Abgeordne-
te Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Diese Koalition hat es sich zur Auf-
gabe gemacht, wirtschafts- und strukturpoliti-
sche Maßnahmen des Landes neu zu gestalten,
und zwar weg von der alten Gießkannenpolitik, hin
zu Fördermaßnahmen, die speziell darauf ausge-
richtet sind, die strukturschwachen Regionen zu
entwickeln. So wollen wir insbesondere die Regio-

nen des Landes unterstützen, die eben nicht im un-
mittelbaren Bereich der Metropolregionen liegen
und davon profitieren. Nur so wird es uns gelingen,
dass diese Regionen weiterhin überlebensfähig
sind. Wir wollen tragfähige Grundlagen in allen
Landesteilen vorhalten und innovative Entwick-
lungen ermöglichen.

Die einzelbetriebliche Förderung war hierbei
nicht immer das geeignete Instrument, um nachhal-
tige Strukturen zu stärken. Sie hat eben nicht zu ei-
ner tragfähigen Entwicklung im Betrieb oder in der
Region geführt.

Der Umkehrschluss darf aber nicht sein, alles den
Kräften des Marktes zu überlassen. Vielmehr hat
die Politik die Aufgabe, lenkend einzugreifen. Ge-
nau das beabsichtigen wir mit den neuen Förder-
maßnahmen.

Die Wirtschaft des ländlichen Raums wird häufig
auf die Landwirtschaft reduziert. Neben der Land-
wirtschaft sind es aber insbesondere kleine und
mittlere Unternehmen, die die Wirtschaftsstruktur
des ländlichen Raums bilden. Der Mittelstand ist
das Rückgrat der schleswig-holsteinischen Wirt-
schaft. Gerade diese Unternehmen zeichnen sich
immer wieder durch Innovationen aus. Dabei ist ge-
rade die Westküste ein hervorragendes Beispiel für
betriebliche Entwicklungen im Bereich der erneuer-
baren Energien, die mittlerweile nicht mehr wegzu-
denken sind. Solche Betriebe wollen wir mit einer
Art betriebsorientierter Innovationsförderung
unterstützen.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Die Förderung von Betrieben wird sich künftig auf
bestimmte Schwerpunkte beschränken. Genannt
wurden bereits Nachhaltigkeit und Innovation. Da-
zu zählen sodann auch energieeffiziente und -ein-
sparende Maßnahmen. Aber auch im Bereich des
Tourismus wird es klare Kriterien geben, um den
Tourismusstandort Schleswig-Holstein weiter zu
stärken. Weitere Vorgaben beziehen sich auf gute
Arbeit und Familienfreundlichkeit.

Für die Westküste möchte ich das Programm „Inte-
grierte Territoriale Investitionen“, ITI, besonders
hervorheben, das bei uns im Land mit dem Titel
,,Tourismus- und Energiekompetenzregion Westkü-
ste“ geführt wird. Die dafür vorgesehenen 30 Mil-
lionen € werden dort gezielt für die Maßnahmen
zur Verfügung gestellt, die wir von vornherein als
Schwerpunkt unserer Förderpolitik festgelegt ha-
ben. Für ITI wurden die Leitthemen ,,Erneuerbare
Energien und Energieeffizienz“ und ,,Ressourcen-
schonender Tourismus“ gewählt. Die Projekte wer-
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den im Rahmen eines Wettbewerbsverfahrens ein-
gebracht und durch ein Gremium ausgewählt. Das
ITI-Programm bietet große Potenziale und gibt der
Westküste ganz neue wirtschaftliche Impulse.

Wir werden auch in anderen Regionen des Landes
weitere Förderungen zulassen, sofern diese für die
Region von besonderer Bedeutung sind.

Abschließend möchte ich noch auf einen Punkt ein-
gehen, der insbesondere bei Neugründungen von
großer Relevanz ist. Wir wissen, dass gerade bei
Startup-Unternehmen die Kapitaldecke eng ge-
strickt ist. Daher ist es wichtig, dass wir Verfahren
entwickeln, die mit einem geringen bürokrati-
schen Aufwand verbunden sind, damit es zu
schnellen Genehmigungen kommen kann. Nur so
werden wir wirklich Neugründungen am Markt po-
sitionieren.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Dornquast?

Flemming Meyer [SSW]:

Ja.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Volker Dornquast [CDU]: Herr Tietze hat
vorhin die 3.000er- und 5.000er-Beträge kri-
tisiert. Sie haben die kleinen Betriebe an der
Westküste genannt. Darf ich Sie fragen, ob
Sie eine Mindestfördergröße für solche Pro-
jekte vorgesehen haben?

Flemming Meyer [SSW]:

Ich habe nicht von irgendwelchen Grenzen geredet.
Die Idee, die dahinter steckt, die Innovation, muss
doch entscheidend sein, aber nicht die Höhe.

- Also keine.

- Das habe ich nicht gesagt.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu
den ersten drei Dreiminutenbeiträgen. - Den ersten
Dreiminutenbeitrag hält der Abgeordnete Detlef

Matthiessen von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Kollege Dr. Breyer, wir sind ganz dicht bei Ih-
nen. Es gibt einen großen Unterschied zur Wirt-
schaftsförderpolitik der Vorgängerregierung. Das
will ich an Beispielen erläutern.

Ein Kühllogistiker beispielsweise ist von der Vor-
gängerregierung unterstützt worden, indem diesem
ein neues Kühlhaus gebaut worden ist, für das sich
dieser dann Europas neuesten Schockfroster be-
sorgte. Dies wurde dann als Innovation verkauft.
Dazu kann ich nur sagen, dass er diesen auch so ge-
kauft hätte. Insofern ist das eine fehlgeleitete Inve-
stitionsförderung.

Herr Dr. Tietze hat beispielhaft einen Batterieher-
steller angeführt, der aus dem Wissenschaftsbetrieb
kommt und als Existenzgründer ein erfolgreiches
Unternehmen aufbauen will. Das ist eine technolo-
gische Eigenentwicklung. Das hat etwas mit Markt-
transfer und so weiter zu tun. Das ist eine Innovati-
on, die mit einem besonderen betriebswirtschaftli-
chen Risiko behaftet ist. Das fördern wir.

Selbstverständlich sind das Subventionen. Selbst-
verständlich sind das auch einzelbetriebliche Förde-
rungen.

Im Tourismusbereich stellen wir besondere Anfor-
derungen. Wenn beispielsweise ein Antrag für ein
Spaßbad gestellt wird, kann dies vom Wettbewerb
als Frequenzbringer gesehen werden. Auch dann
ist das eine Sache, der man zustimmt. Auch dann
stimmt man der Sache zu, wenn der Wettbewerb
sagt: Wir haben etwas davon.

Das ist etwas anderes als das, was die Vorgängerre-
gierung zum Beispiel in Timmendorfer Strand vor-
hatte. Dort hat das einzige Fünf-Sterne-Hotel in
Schleswig-Holstein über 3 Millionen € investiert.
Dabei sollte ein Hotelneubau direkt nebenan mit
Landesmitteln gefördert werden, und zwar gegen
seinen Willen. Das ist ein großer Unterschied.

Wenn ein Unternehmen Lokomotiven herstellt und
sich überlegt, eine oberleitungsfreie Elektrifizie-
rung des Bahnverkehrs zu schaffen, dann bekommt
dieses eine Förderung. Dieses arbeitete dann aber in
einem Konsortium mit einem Batteriehersteller aus
Geesthacht, mit einem Leistungselektroniker aus
Flensburg, mit einem Motorhersteller aus Eutin und
einem anderen Elektromotorenhersteller aus Flens-
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burg. Dies wird zudem von der CAU und dem ISIT
begleitet.

Dann erhält dieses Unternehmen natürlich formell
eine einzelbetriebliche Förderung, Herr Kubicki.
Das ist auch eine Subvention, Herr Kubicki. Das ist
aber etwas völlig anderes vom Grundcharakter der
Wirtschaftsförderung her. Das ist innovativ. Das ist
impulsgebend. Wir werden vielleicht in diesem Zu-
sammenhang auch ein neues Wirtschaftscluster in
Schleswig-Holstein erzeugen können.

Ich glaube, das sind große Unterschiede. Diesen
Unterschied macht eben diese Koalition aus.

In Reaktion auf die Vorgängerregierung ist etwas
verkürzt im Koalitionsvertrag festgeschrieben wor-
den, dass wir die einzelbetriebliche Förderung ab-
schaffen wollen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

In diesem Sinne ist das nicht eine Abschaffung der
einzelbetrieblichen Förderung, aber eine fundamen-
tale Änderung des Charakters der Förderpolitik
dieser Landesregierung, und das ist gut so. - Danke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende
Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Matthiessen, das war ja schon
einmal ein ordentlicher Beitrag. Insofern müssen
wir uns da gar nicht weiter auseinanderdividieren
lassen. Ich habe von dem Kollegen Schulze gelernt,
dass man eine Regierungsbeteiligung braucht, um
Kenntnis davon zu erhalten, wie man vernünftig
mit einem Instrument umgeht, das man ansonsten
als nicht zielführend angesehen hat.

Ich habe festgestellt, dass die Grünen das vorher
besser wussten, nur bei der Formulierung ein
bisschen versagt haben. Man hätte ja auch hinein-
schreiben können: Die einzelbetriebliche Förderung
wird umgestellt.

Alles d’accord.

Ich habe mich gemeldet, um etwas klarzustellen,
was die Landtagsvizepräsidentin Fritzen in den
Raum geworfen hat. Denn es kann nicht sein, dass
hier mit Halbwahrheiten operiert wird; auch wenn
Minister Dr. Habeck einen Popanz aufbaut, wird es
nicht wahrer. Denn der Kollege Kumbartzky - ich
habe das Protokoll hier zur Korrektur - hat Folgen-
des im Rahmen der Kutterflotte ausgeführt, ich zi-
tiere:

„Die Kutterflotte der Westküste ist im
Durchschnitt über 35 Jahre alt. So kann man
mit den modernen Krabbenkutterflotten aus
den Niederlanden und Dänemark auf den ge-
meinsamen Fangplätzen nicht mehr mithal-
ten. Es werden Neubauten und Projekte zur
Energieeinsparung benötigt. Genau daran
sollte der Minister doch ein großes Interesse
haben. Existenzgründerdarlehen müssen
leichter zu bekommen sein und erhöht wer-
den. Die Betriebsaufgabe für Altfischer muss
vereinfacht werden...“

Frau Kollegin Fritzen, es ist keine einzelbetriebli-
che Förderung, sondern das Instrumentarium, was
allen zur Verfügung steht, die ihren Betrieb moder-
nisieren müssen. Das ist das Gegenteil von einzel-
betrieblicher Förderung, denn das dient allen. Ich
bitte klarzustellen, dass Sie den Kollegen Kum-
bartzky nicht in Haft dafür nehmen können, dass er
gestern etwas anderes gesagt hat, als das, was der
Kollege Vogt heute ausgeführt hat. - Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat nun der Herr Abgeordne-
te Hans-Jörn Arp das Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Erlau-
ben Sie mir, dass ich aus der Bibel zitiere.

(Zurufe: Oh!)

Das achte Gebot, Herr Kollege Tietze, heißt: „Du
sollst nicht falsch Zeugnis geben wider Deinen
Nächsten.“ Oder auf Deutsch: Man darf nicht lügen
oder die Unwahrheit sagen.

Ich habe zu keiner Zeit als Mittelstandsbeauftrag-
ter nur einen Förderbescheid überreicht oder war
für einen Förderbescheid verantwortlich. Das ge-
hörte überhaupt nicht zu meinem Aufgabenbereich.
Meine Aufgabe war, mittelständische Unternehmen
zu fördern, indem ich den Investor mit der Behörde
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zusammengebracht habe, die meistens aus irgend-
welchen Gründen nicht bereit war, ihm die Bauge-
nehmigung zu geben oder ihm sein Ansinnen zu er-
möglichen. Es war aber nie meine Aufgabe, irgend-
wo und zu irgendeiner Zeit einzelbetriebliche För-
derungen weder für den einen noch für den anderen
zu übergeben. Bitte nehmen Sie das zur Kenntnis!

Zweitens. Meine Damen und Herren, das muss man
hier auch einmal sagen, wenn man so pauschal über
einzelbetriebliche Förderungen redet. In Norder-
stedt ist das Tesa-Werk von Beiersdorf entstanden.
Das wäre dort nicht entstanden - es war kein Mit-
nahmeeffekt -, wenn sie nicht eine einzelbetriebli-
che Förderung bekommen hätten. Das Fraunhofer
Institut in Itzehoe hat die höchste Förderung be-
kommen. Die wären für die Forschung nicht nach
Itzehoe gekommen, wenn sie kein Geld erhalten
hätten. Nehmen Sie das einmal zur Kenntnis. Die
wären nach Sachsen gegangen. Das ist der Unter-
schied gewesen.

Ich sage Ihnen nur, dass Sie das zur Kenntnis neh-
men müssen. Bei dem Hotelneubau in den letzten
zehn Jahren an der Nord- und an der Ostseeküste
hatten wir einen riesigen Wettbewerbsnachteil ge-
genüber Mecklenburg-Vorpommern. Das betraf
auch schon die Vor-Vorgänger, ob sie nun Auster-
mann oder Rohwer hießen. Auch sie haben bereits
einzelbetriebliche Förderungen vorgenommen. An-
sonsten hätten wir nicht eines der neuen Hotels an
der Nord- beziehungsweise an der Ostsee bekom-
men. Es würden sich auch in Zukunft keine Hotels
neu ansiedeln. Da möchte ich an der Stelle Herrn
Minister Meyer in Schutz nehmen, der macht es
gut, der macht es richtig.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD]: Den brauchen
Sie nicht in Schutz zu nehmen!)

Das ist die Situation, vor der er steht. Die heuchleri-
sche Ankündigung, man wolle es gar nicht mehr - -.
Was passiert denn mit den 30 Millionen € für die
Projekte an der Westküste? Davon gehen doch si-
cherlich 95 % in die einzelbetriebliche Förderung.
Stellen Sie sich doch hier hin und sagen das auch
und behaupten nicht das Gegenteil! Das ist doch
dummes Zeug.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Arp, gestatten Sie eine Zwi-
schenbemerkung des Herrn Abgeordneten Dr. Tiet-
ze?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Wenn er sich entschuldigen will, ja.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Arp, da Sie so ve-
hement bestritten haben, dass Sie das als Mit-
telstandsbeauftragter getan haben, können
Sie mir dann erklären, warum Sie für Ihren
eigenen Landgasthof diese 3.000 € beantragt
haben? Sie tun gerade so, als wüssten Sie
von nichts. Anscheinend ist es ja so, dass Sie
diese kleine Summe beantragt haben. Ich ha-
be gesagt, dass diese kleinen Summen sym-
ptomatisch sind für Gießkannenförderung.

- Herr Dr. Tietze, noch einmal: Ich habe nie und zu
keiner Zeit Geld beantragt. Das sage ich Ihnen ehr-
lich, das schwöre ich. Ich habe es nicht.

- Dann war das nicht Ihr Landgasthof?

- Es ist schon lange nicht mehr mein Landgasthof.
Nehmen Sie auch das einmal zur Kenntnis.

(Zurufe FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Arp, Sie haben das Wort, wenn
Sie möchten. - Damit liegt keine weitere Wortmel-
dung vor. Somit hat jetzt die Landesregierung das
Wort. Herr Minister Reinhard Meyer, Minister für
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie
spricht jetzt zum Parlament. - Bitte schön.

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst einmal zu dem eigentlichen Ersuchen des
CDU-Antrages, ein Konzept für eine einzelbetrieb-
liche Förderung vorzulegen. Das gibt mir Gelegen-
heit, mit einem Missverständnis aufzuräumen. Herr
Schulze hat es schon angedeutet, denn das, was die
Grundzüge des Konzeptes zur Modernisierung
der Wirtschaftsförderung angeht, liegt Ihnen vor.
Im November des vergangenen Jahres haben wir
Sie über die EU-Strukturfondsprogramme, und da-
mit auch über das Konzept, informiert. Ich kann Ih-
nen gern die Drucksachennummer nennen. Genau-
so haben wir den Wirtschaftsausschuss darüber in-
formiert, was wir über EFRE und ESF machen
möchten.

Ich will auch deutlich sagen, es war zu ähnlich spä-
ter Stunde im November des letzten Jahres, dass
wir hier sehr engagiert eine Debatte über den Mit-
telstand geführt haben. Auch da, meine Damen und
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Herren, habe ich Ihnen gesagt, was wir an Eck-
punkten zur neuen einzelbetrieblichen Förde-
rung vorhaben, was wir zum Teil schon auf den
Weg gebracht haben und wie wir die einzelbetrieb-
liche Förderung umsteuern. Ich kann Ihnen sagen,
dass wir lange Debatten über die einzelbetriebliche
Förderung geführt haben, und das sollte man auch
offen und ehrlich tun. Wir haben sie einer sehr kri-
tischen Analyse unterzogen. Wir haben genau un-
tersucht, was in der Vergangenheit passiert ist, was
wir für den Wirtschaftsstandort Schleswig-Holstein
benötigen.

Diese Debatte zeigt auch, dass es unterschiedliche
Einschätzungen dazu gibt, wie man damit umgeht.
Aber wir wollen ein klares Profil, wir wollen eine
Konzentration der Förderung, und das möchte ich
Ihnen gern darstellen: Die derzeitige Förderpraxis
unterscheidet sich deutlich von dem, was vorher ge-
wesen ist. Es gibt keine Förderung mehr mit der
Gießkanne. Auch wenn Sie das mit den Autohäu-
sern und den Recyclinghöfen jetzt nicht mehr hören
mögen, muss ich Sie dennoch fragen, wie es sein
kann, dass dies in Schleswig-Holstein bis zum Jahr
2012 gefördert wurde und in Mecklenburg-Vor-
pommern, - Aufbau Ost - wurde diese Förderung
bereits 1995 eingestellt. Das verstehe ich nicht.
Dies war für mich ein Beispiel dafür, warum ich
verstanden habe, dass dies in den Koalitionsver-
handlungen so diskutiert wurde. Das muss man
doch offen und ehrlich sagen. Die Förderung als
Profil war nicht erkennbar.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Dann gab es einen Automatismus mit vorzeitigem
Maßnahmebeginn, die einen Minister schon ir-
gendwie binden, wenn er im Amt ist. Man hatte mir
gesagt: Es gibt dort viele Förderfälle, sie können bis
zum Jahr 2014 erst einmal ausreichen. Formal ist es
so, dass ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn nicht
unbedingt bedeutet, dass man die Förderung auch
auszahlen muss. Aber gehen Sie einmal zu einem
Investor - ich habe mir Projekte angesehen, bei de-
nen die Investitionen bereits getätigt waren - und
sagen Sie dann: Es tut mir leid, wir haben eine neue
Regierung, wir nehmen das alles wieder zurück. -
Auch das haben wir vorgefunden, und diesen Auto-
matismus haben wir aufgelöst, meine Damen und
Herren. Auch das gehört zur Wahrheit, wie man ei-
ne einzelbetriebliche Förderung wieder ordentlich
auf die Füße stellt.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir sind auch dabei, in jedem Einzelfall natürlich
die Strukturwirkung, den Arbeitsplatzeffekt, zu
bewerten. Das ist gut. Wir wollen Faktoren wie gu-
te Arbeit, wir wollen Faktoren wie Energieeffizienz
und Familienfreundlichkeit in die Förderkriterien
mit einbeziehen. Wir merken heute bereits in der
Praxis, dass die Unternehmen damit umgehen kön-
nen. Die nehmen das an und sehen vor allem auch
beim Thema Energieeffizienz, dass Energiekosten
für ein Unternehmen heute ein Thema sind und so-
mit auch Kriterien erfüllt werden können. Wir wol-
len vor allem auch die Nachhaltigkeit stärken, wir
wollen eine nachhaltige Wirtschaftsförderung. Et-
was anderes können wir politisch auch gar nicht
rechtfertigen.

Nun ist es so, dass die Rahmenbedingungen durch
die EU-Förderung gesetzt werden. Sie werden ge-
setzt durch die Bundesförderung, bei der Gemein-
schaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur. Hierbei gibt es zwei gute Bot-
schaften für Schleswig-Holstein. Zum einen gibt es
aus der Gemeinschaftsaufgabe mehr Mittel für
Schleswig-Holstein als bisher. Allein für das
Jahr 2015 werden 2,5 Millionen € zusätzlich bewil-
ligt. Das wird sich in den nächsten Jahren fortset-
zen.

Auch die Fördergebietskulisse in Schleswig-Hol-
stein, was die C-Fördergebiete betrifft, ist erweitert
worden. Sie betrifft große Teile von Kiel, ganz
Flensburg, und weitere Teile von Steinburg sind in
Zukunft C-Fördergebiet, wo wir entsprechende
Möglichkeiten haben.

Meine Damen und Herren, ich behaupte nicht,
wenn wir Wirtschaftspolitik, wenn wir Wirtschafts-
förderung, betreiben, dass die einzelbetriebliche
Förderung der Nabel der Welt ist. Das ist sie beilei-
be nicht. Aber sie ist für einzelne Punkte ein wichti-
ges Steuerungsinstrument, und zwar ein Steue-
rungsinstrument von Wirtschaftspolitik. Deswegen
- im Kabinett haben wir das miteinander vereinbart
- werden wir in der künftigen einzelbetrieblichen
Förderung folgende Schwerpunkte umsetzen: Das
Thema Innovation und Nachhaltigkeit. Wir haben
in Schleswig-Holstein eine eklatante Schwäche bei
Forschung und Entwicklung in Unternehmen. Also
müssen wir nicht nur den Übergang fördern, son-
dern auch Forschung und Entwicklung in Unterneh-
men, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir wollen den Schwerpunkt Energieeinsparung
und Ressourceneffizienz. Energie ist ein Kosten-
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faktor. Dabei geht es um Prozessoptimierung und
um viele in die Zukunft gerichtete Dinge.

Wir wollen eine zielgerichtete Tourismusförde-
rung. Das Land Schleswig-Holstein ist ein Touris-
musland und hat großen Modernisierungsbedarf,
insbesondere bei kleinen und mittleren Unterneh-
men.

Meine Damen und Herren, der Blick muss immer
dahin gehen, die Wirtschaftsstruktur zu verbessern.
Das Beispiel, das von Herrn Matthiessen genannt
wurde, beschreibt genau, wie wir Förderung einzel-
betrieblicher Art in Zukunft idealerweise gestalten
können. Das ist ganz wichtig, um den Standort
Schleswig-Holstein zu verbessern.

Ich sage ganz deutlich: Wir wollen Klasse statt
Masse fördern. Wir wollen den Wirtschaftsstandort
Schleswig-Holstein stärker machen und ihm ein
klareres Profil geben. Dazu gibt es das Steuerungs-
instrument der einzelbetrieblichen Förderung. Das
geht nur gezielt, damit wir den Wirtschaftsstandort
Schleswig-Holstein erkennbarer machen. Das ist
unser Ziel. Das werden wir Ihnen mit den Richtlini-
en noch im Sommer vorlegen. - Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Zunächst stelle ich fest, dass der Berichtsantrag in
der Drucksache 18/1792 durch die Berichterstat-
tung der Landesregierung seine Erledigung gefun-
den hat.

Beantragt wurde, über die Anträge in der Sache ab-
zustimmen. Ich lasse zunächst über den Antrag der
Fraktion der FDP in der Drucksache 18/1794 ab-
stimmen. Wer dem zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das sind die Piratenfraktion,
die CDU-Fraktion - -

(Zuruf SPD: Was? Die CDU-Fraktion? -
Christopher Vogt [FDP]: Lass sie doch! -
Heiterkeit)

- Nicht CDU?

Ich wiederhole die Abstimmung. Wer für den An-
trag der FDP-Fraktion ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. - Das sind die Piratenfraktion und die
FDP-Fraktion. Wer ist gegen diesen Antrag? - Das
sind die Fraktion der SPD, die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und die Abgeordneten des SSW.
Wer enthält sich?

(Zurufe)

- Herr Abgeordneter Dornquast, sind Sie dafür oder
dagegen? - Sie sind gegen den FDP-Antrag, also
haben Sie mit den regierungstragenden Fraktionen
abgestimmt. Vielen Dank für den Hinweis. Wer
enthält sich? - Der Rest der CDU-Fraktion. Damit
ist dieser Antrag abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktion der
CDU in der Drucksache 18/1723 in unveränderter
Fassung abstimmen. Wer dem zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Das ist der reine
CDU-Antrag. Er wird auch rein von der CDU be-
fürwortet. Wer ist dagegen? - Das sind alle anderen
Fraktionen. Damit wurde der Antrag leider abge-
lehnt. Wir haben keine Enthaltungen. Oder war
noch eine Enthaltung dabei? - Das ist nicht der Fall.

Weitere Anträge liegen nicht vor, weil der Antrag
der SPD-Fraktion, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW - der
Berichtsantrag - erledigt ist.

Ich wünsche Ihnen einen wunderbaren Abend, gute
Unterhaltungen und eine gute Nachtruhe. Bis mor-
gen früh! Um 10 Uhr geht es weiter.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 18:33 Uhr

4532 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 55. Sitzung - Donnerstag, 10. April 2014

(Minister Reinhard Meyer)

Herausgegeben vom Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Landtags - Stenografischer Dienst

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG

